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Leitartikel 

Wirksamer Klimaschutz 

dringender denn je! 

Von Dr.-Ing. Gunther Ellwanger, 

Vorsitzender der GRV Gesellschaft 

für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Im polnischen Katowice fand vom 

02. bis 15. Dezember 2018 die 24. 

Sitzung der Vertragsstaatenkonferenz 

(Conference of the Parties, COP 24) 

der Klimarahmenkonvention der 

Vereinten Nationen statt. Bei den Ver-

handlungen der 197 Staaten ist es ge-

lungen die Details zur Umsetzung des 

Übereinkommens von Paris (COP 21) 

zu regeln (siehe Bericht unter Nach-

haltigkeit). 

Um die Auswirkungen des Klima-

wandels beherrschbar zu halten, hatte 

sich in Paris die internationale Staaten-

gemeinschaft im Jahr 2015 (COP 21, 

siehe Folge 105 der GRV-Nachrich-

ten, Leitartikel und Seiten 10ff) darauf 

geeinigt, den globalen Anstieg der 

Temperatur bis zum Ende des Jahr-

hunderts auf unter zwei Grad zu be-

grenzen, möglichst sollten sogar nur 

1,5 Grad angestrebt werden. 

 
Gunther Ellwanger. 

Foto: Huber. 

Zwei Monate vor COP 24 hat der 

Weltklimarat (Intergouvernemental 

Panel on Climate Change, IPCC) die 

wissenschaftlichen Erkenntnisse zu 

einer globalen Erwärmung von nur 

1,5 Grad vorgestellt (siehe Folge 113 

der GRV-Nachrichten, Seite 12). Nach 

diesem in Paris bestelltem Sonder-

bericht ist nur durch schnelle und 

drastische Emissionsreduktionen in 

allen Sektoren das 1,5-Grad-Ziel noch 

zu schaffen. Bei der derzeitigen Er-

wärmungsgeschwindigkeit werden 

1,5 Grad bereits in den 2040er Jahren 

erreicht. Um die globale Erwärmung 

noch auf ein erträgliches Maß zu 

beschränken, müssten weltweit die 

Kohlendioxid-Emissionen bis 2030 

um mindestens 45 Prozent reduziert 

werden. 

Die Erde hat sich bereits um 1 Grad 

erwärmt, und die negativen Auswir-

kungen des Klimawandels zeigen sich 

weltweit immer deutlicher: Die pola-

ren Eisschilde und die Gletscher 

schmelzen, der Meeresspiegel steigt 

und es gibt häufigere und stärkere 

Wetterextreme wie Hochwasser, 

schwere Unwetter, lange Dürre-

perioden und Hitzewellen. 

Nach einem Bericht der Europäischen 

Umweltagentur vom Oktober 2018 

sind die Treibhausgasemissionen in 

der EU im Jahr 2017 gegenüber dem 

Vorjahr erneut und zwar um 0,6 Pro-

zent gestiegen, was die Erreichung 

des 1,5-Grad-Ziels nahezu unmöglich 

macht. Für diesen Anstieg ist insbe-

sondere der Straßen- und Luftverkehr 

verantwortlich, der Verkehrssektor 

insgesamt ist in Europa derzeit für ein 

Viertel der gesamten Treibhausgase 

(beim Verkehr nahezu identisch mit 

dem Kohlendioxid) verantwortlich und 

wird seinen Anteil weiter steigern. 

Während Haushalte, die Energieer-

zeugung und die Industrie in Europa 

seit 1990 ihren Treibhausgasausstoß 

verringerten, ist er im Verkehrssektor 

gestiegen. In Deutschland ist die Ent-

wicklung ähnlich, zwar ist der Verkehr 

nur für 20 Prozent der Treibhausgase 

verantwortlich, als einziger Sektor sind 

aber seine Emissionen gestiegen (siehe 

nachstehende Grafik). Das bisherige 

Ziel Deutschlands, die gesamten 

Emissionen bis 2020 um 40 Prozent 

 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland: 

Der Verkehrs ist für rund ein Fünftel der Emissionen verantwortlich; 

Grafik und Quelle: Allianz pro Schiene 12/2018 auf Basis von Daten des Umweltbundesamts. 
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gegenüber 1990 zu reduzieren, lässt 

sich nicht erreichen. Im Klimaschutz-

bericht 2018 wird die Zielverfehlung 

mit 8 Prozentpunkten auf 32 Prozent 

quantifiziert. 

Im Zentrum der Schweizer Klima-

politik steht das Kohlendioxid-Gesetz 

(CO2-Gesetz), das mit verschiedenen 

Instrumenten bei Gebäuden, Verkehr 

und Industrie ansetzt. Danach sollen 

die Treibhausgas-Emissionen in der 

Schweiz bis 2020 um 20 Prozent und 

bis 2030 um 50 Prozent (Selbstver-

pflichtung bei COP 21, Paris) gegen-

über 1990 gesenkt werden. Das Ge-

setz betrifft vor allem fossile Brenn- 

und Treibstoffe und erfasst neben 

Kohlendioxid auch andere Treibhaus-

gase. Als zentrales Instrument zur 

Erreichung der Klimaschutzziele 

dient eine Kohlendioxid-Abgabe. 

Diese Lenkungsabgabe wird bereits 

seit 2008 erhoben, um den Verbrauch 

fossiler energetisch genutzter Brenn-

stoffe (Heizöl, Erdgas, Kohle, Petrol-

koks) zu drosseln und so die Kohlen-

dioxid-Emissionen zu verringern. 

Diese Abgabe wurde schrittweise von 

12 auf 96 Franken je Tonne Kohlen-

dioxid angehoben und hat zu gewis-

sen, aber nicht ausreichenden Fort-

schritten beim Klimaschutz geführt. 

Sie gilt aber nicht für die fossilen 

Kraftstoffe des Verkehrs. Das Wachs-

tum des Straßenverkehrs und der 

steigende Anteil von Pkw mit hohem 

Verbrauch haben zu einem Anstieg 

der Treibhausgase des Verkehrs ge-

führt. Insgesamt hat die Schweiz 

2016 erst 10 Prozent Einsparungen 

gegenüber 1990 erreicht. 

Im Mai 2017 hat das Schweizer 

Stimmvolk dem Energiegesetz zuge-

stimmt, das unter anderem neue 

Atomkraftwerke verbietet und bis 

2035 den Energieverbrauch pro Kopf 

um 43 Prozent reduzieren will und 

somit ein weiteres Instrument beim 

Klimaschutz bildet. In den gegen-

wärtigen öffentlichen und politischen 

Diskussionen (Wahlen im Herbst 

2019) um die erforderliche Revision 

des Kohlendioxid-Gesetzes für den 

Zeitraum nach 2020, spielen auch die 

Ausdehnung der Lenkungsabgabe auf 

Benzin und Diesel sowie der Anteil 

der im Inland zu erbringenden Reduk-

tionen eine Rolle. 

Um den Klimawandel zu verlangsa-

men, sind sofortige und massive 

Reduktionen der Treibhausgase in 

allen Sektoren nötig. Da der Klima-

wandel nicht gestoppt werden kann, 

müssen parallel zum dringlichen 

Klimaschutz auch Strategien zur 

Anpassung aller Bereiche an den 

Klimawandel entwickelt und umge-

setzt werden. Dies gilt auch für die 

Infrastruktur aller Verkehrsträger. Ein 

wirksamer Klimaschutz ist nicht 

kostenlos erhältlich und erfordert 

rasche Entscheidungen der Politiker, 

die bisher ausgeblieben sind. 

Seit einigen Monaten gibt es auch in 

deutschen Städten regelmäßige De-

monstrationen von Jugendlichen 

für mehr Klimaschutz. Vorbild für 

diese Klimastreiks ist die schwedi-

sche Schülerin Greta Thunberg, die 

seit Monaten freitags die Schule be-

streikt, um unter dem Motto „Fridays 

for Future“ für den Klimaschutz zu 

kämpfen. Auf der Webseite der deut-

schen Organisatoren heißt es: „Der 

Klimawandel ist längst eine reale Be-

drohung für unsere Zukunft. Wir wer-

den die Leidtragenden des Klima-

wandels sein. Gleichzeitig sind wir 

die letzte Generation, die einen kata-

strophalen Klimawandel noch verhin-

dern kann. Doch unsere Politikerinnen 

und Politiker unternehmen nichts, um 

die Klimakrise abzuwenden. Die 

Treibhausgas-Emissionen steigen seit 

Jahren, noch immer werden Kohle, Öl 

und Gas abgebaut. Deswegen gehen 

wir freitags weder in die Schule noch 

in die Uni. Denn mit jedem Tag, der 

ungenutzt verstreicht, setzt ihr unsere 

Zukunft aufs Spiel!“ (Quelle: https:// 

fridaysforfuture.de). Diese Aussage 

trifft den Kern des Problems und es 

ist sehr zu begrüßen, dass Jugendliche 

mit ihrem Protest für eine lebenswerte 

Zukunft auf unserer Erde eintreten. 

Leider sind viele Politiker beim Thema 

Klimawandel nicht nur untätig, son-

dern betätigen sich als Bremser bei 

notwendigen strengeren Grenzwerten 

und anderen gegebenenfalls auch un-

populären Maßnahmen zum Klima-

schutz. Es bleibt zu hoffen, dass die 

Proteste der Jugendlichen von den 

Politikern ernst genommen werden. 

Besonders wichtig für den Klimaschutz 

sind sehr starke Reduktionen der 

Treibhausgase im Verkehrssektor, 

die nur mit einer Verkehrswende 

erzielt werden können. Zu den Maß-

nahmen dafür gehören auch die seit 

Jahrzehnten bekannten drei „V“: 

Vermeiden, verlagern und verträglich 

gestalten sowie die Verwirklichung 

der Kostenwahrheit im Verkehr, 

einschließlich einer Bepreisung der 

Kohlendioxidemissionen für alle 

Verursacher. Durch die Internalisie-

rung der externen Kosten würden 

gewisse Verkehre vermieden oder auf 

Verkehrsträger mit niedrigeren exter-

nen Kosten verlagert. Dies ist ein 

wichtiger Beitrag für eine nachhaltige 

Mobilität, zu der aber auch eine Stär-

kung des klimafreundlichen Fußgän-

ger- und Fahrradverkehrs beiträgt. 

Weitere notwendige Maßnahmen 

für die Verkehrswende: 

 Erhöhung der Investitionen in den 

Schienenverkehr und den gesam-

ten öffentlichen Verkehr. 

 Weitere Elektrifizierungen bis zu 

rund 70 Prozent des Schienennet-

zes, derzeit sind rund 60 Prozent 

elektrifiziert, auf denen rund 90 

Prozent des Bahnverkehrs abge-

wickelt werden. Vorbildlich ist 

die Schweiz, die 100 Prozent ihrer 

Eisenbahnstrecken elektrisch be-

treibt. 

 Weitere Unterstützung zur Verla-

gerung des Güterverkehrs von der 

Straße auf die Schiene, durch eine 

zügige Umsetzung des Masterplan 

Schienengüterverkehr, der 2017 

vom Bundesverkehrsministerium 

mit der Branche erarbeitet wurde. 

10 Handlungsfelder listen konkrete 

Maßnahmen auf, wie der Marktan-

teil der Schiene deutlich gesteigert 

werden kann. Dazu gehört auch 

die Senkung der Trassenpreise, 

die erfreulicherweise bereits reali-

siert ist und auch von der EU ge-

nehmigt wurde (siehe Bericht un-

ter Europäische Verkehrspolitik). 

 Stärkere Förderung der Elektro-

mobilität im öffentlichen Verkehr. 

 Die für 2050 nötige vollständige 

Dekarbonisierung erfordert auch 

im Straßenverkehr die Elektromo-

bilität. Nicht sinnvoll ist es jedoch, 

die Autobahnen zu elektrifizieren. 

Der Langstreckengüterverkehr 

sollte mit der Bahn erfolgen. 

https://fridaysforfuture.de/
https://fridaysforfuture.de/


5 

Reduzierung der 

Wettbewerbsverzerrungen zu 

Lasten der Schiene: 

 Luftverkehr und Binnenschiff sind 

von der Mineralöl- und Ökosteuer 

befreit, die Bahn zahlt diese Steuern 

und wird zusätzlich mit der Strom-

steuer und EEG-Umlage (Erneuer-

bare-Energien-Gesetz) belastet 

und muss auch ihre Kohlendioxid-

Zertifikate im Emissionshandel 

vollständig bezahlen. 

 Bei grenzüberschreitenden Reisen 

muss der Bahnreisende für den 

deutschen Streckenanteil 19 Pro-

zent Mehrwertsteuer bezahlen, der 

Flugreisende ist davon befreit. 

 Mautpflicht für Lkw auf alle Stra-

ßen und Lkw Klassen ausdehnen 

und auch die Fernbusse in die 

Mautpflicht einbeziehen. Die Züge 

zahlen auf allen Strecken Trassen-

preise. 

 Häufigere Kontrollen des Lkw-

Verkehrs (Lenk- und Ruhezeiten, 

Überladungen, zu hohe Geschwin-

digkeit). Im Bahnbetrieb werden 

die Regeln eingehalten. 

 Der Einsatz von Lang-Lkw (Giga-

liner) sollte auf den Kombinierten 

Verkehr beschränkt werden. 

Wichtig ist auch ein schrittweiser 

Abbau der umweltschädlichen 

staatlichen Subventionen des Ver-

kehrs in Höhe von jährlich 28 Milli-

arden Euro (siehe Folge 108 der 

GRV-Nachrichten, Seite 36). An 

erster Stelle gilt das für die Energie-

steuervergünstigung des Dieselkraft-

stoffs. Die Studie im Auftrag des 

Umweltbundesamtes „Klimaschutz-

beitrag des Verkehrs bis 2050“ (siehe 

Folge 109 der GRV-Nachrichten, 

Seite 7) kommt zu dem erfreulichen 

Ergebnis, dass der Verkehrssektor bis 

2050 seine Treibhausgase um 95 Pro-

zent vermindern kann, wenn die 

Möglichkeiten der Verkehrs- und 

Energiewende konsequent genutzt 

werden! 

Bitte teilen Sie es uns mit, wenn sich Ihre 

Adresse geändert hat: 

 an GRV, Postfach 101403, 45014 Essen, 

 per Fax +49 234 5465180 oder 

 Mail an versand@grv-nachrichten.de. 

Mitglieder des Vereins GdI — AdI teilen ihre 

Adressänderungen bitte dort mit. 

Europäische 

Verkehrspolitik 

Trotz Kompromiss der 

Verkehrsminister stockt das 

erste Mobilitätspaket 

Am 31. Mai 2017 hatte die Europäi-

sche Kommission den Vorschlag für 

ein erstes Mobilitätspaket (Straßen-

paket) unter dem Namen „Europa in 

Bewegung“ (Europe on the Move) 

veröffentlicht (siehe Folge 109 der 

GRV-Nachrichten, Seite 4f und Folge 

112, Seite 7f). Besonders umstritten 

waren die sozialen Aspekte dieses 

Pakets. 

Am 03. Dezember 2018 haben sich 

die Verkehrsminister der EU auf 

einen Kompromiss zu den sozialen 

Themen und der Kabotage geeinigt. 

Danach sollen die Entsenderegeln für 

die Lkw-Fahrer grundsätzlich vom 

ersten Tag an gelten. Bei Transporten 

zwischen zwei Ländern dürfen die 

Fahrer zweimal zusätzliche Ladung 

aufnehmen, dies fällt nicht unter die 

Entsenderegeln, erfordert aber einen 

intelligenten Tachografen. Seine ver-

pflichtende Einführung soll auf 2024 

(bisher 2034) vorgezogen werden. Die 

wöchentliche Ruhezeit darf nicht mehr 

in den Fahrzeugen verbracht werden. 

Alle drei (nach zwei verkürzten 

wöchentlichen Ruhezeiten) bzw. vier 

Wochen müssen die Fahrer an ihren 

Wohnsitz oder den Sitz ihres Arbeit-

gebers zurückkehren. Bei der Kabo-

tage darf dasselbe Fahrzeug im selben 

Mitgliedsstaat erst nach fünf Tagen 

(Karenzzeit) erneut Kabotage-Fahrten 

machen. 

Der Bundesverband Güterkraftverkehr 

Logistik und Entsorgung (BGL) be-

grüßte am 04. Dezember insbesonde-

re drei Kernelemente der Einigung: 

1. Die Heimkehr für Fahrer nach spä-

testens drei bzw. vier Wochen ist 

Grundvoraussetzung, um wirksam 

gegen Sozialdumping, Nomaden-

tum und unwürdige Bedingungen 

auf Parkplätzen vorzugehen. 

2. Die Einführung des intelligenten 

Fahrtenschreibers ab Ende 2024 ist 

unerlässlich zur Verbesserung der 

Kontrolle der Sozialvorschriften. 

3. Ergänzt wird dies durch die von 

den Ministern vorgesehene EU-

weit verbindliche Klarstellung des 

Verbots, die reguläre wöchentliche 

Ruhezeit in der Fahrerkabine zu 

verbringen. 

Im Januar 2019 ist es im Verkehrs-

ausschuss des Europäischen Parla-

ments zu keiner Einigung gekom-

men. Die Meinungsverschiedenheiten 

zu den Lenk- und Ruhezeiten sowie 

den Entsenderegeln zwischen Nord-

westeuropäern und denen aus dem 

Südosten schienen unüberbrückbar. 

Ob es in den Trilog-Verhandlungen 

bis zur Wahl des neuen Parlaments am 

26. Mai 2019 noch zu einer Einigung 

kommt, war Ende März fraglich. 

Weitere Fernbus-

Liberalisierung in Europa? 

Eine knappe Mehrheit der Abgeord-

neten des Europäischen Parlaments 

nahm in der Februarsitzung 2019 in 

Straßburg für die Verhandlungen mit 

dem Rat und der Europäischen 

Kommission („Trilog“) ein Mandat 

zu einer weiteren Liberalisierung des 

Fernbusmarkts in Europa an. 

Auswirkungen auf die Sozialstandards 

der Fahrer und der unfaire intermodale 

Wettbewerb mit der Bahn blieben 

unberücksichtigt. So bleibt eine Maut 

für die Fernbusse eine freiwillige 

Angelegenheit der Mitgliedsstaaten, 

während alle Züge auf dem gesamten 

Netz Trassengebühren entrichten 

müssen. 

Michael Cramer, Europaabgeordneter, 

kommentierte am 20. Februar 2019: 

„Der Vorschlag der Kommission war 

von Beginn an hoch umstritten. Dieser 

hat wenig Mehrwert, viele Fragen 

aufgeworfen und somit eher zu einer 

allgemeinen Verunsicherung geführt. 

Insbesondere mögliche negative Aus-

wirkungen auf öffentliche Dienstleis-

tungsverträge im ÖPNV standen zur 

Debatte. Wie umstritten die Initiative 

ist, zeigte letztlich auch die knappe 

Mehrheit im Parlament. Ebenso ist 

nicht abzusehen, wann der Rat sich auf 

eine Position einigen wird. Damit sind 

aktuell keine Trilog-Verhandlungen 

abzusehen.“ 

mailto:versand@grv-nachrichten.de
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Europäische Kommission 

genehmigt 

„Trassenpreishalbierung“ 

Am 10. Dezember 2018 hat die Euro-

päische Kommission die deutsche Bei-

hilferegelung zur Förderung der Ver-

lagerung des Güterverkehrs von der 

Straße auf die Schiene genehmigt. Da-

durch sollen Schienengüterverkehrs-

unternehmen unterstützt werden, um 

Staus im Straßenverkehr und Kohlen-

dioxid-Emissionen zu verringern. 

EU-Wettbewerbskommissarin Mar-

grethe Vestager erklärte: „Die Förde-

rung der Verlagerung des Güterver-

kehrs von der Straße auf die Schiene 

ist eine von vielen Maßnahmen, die in 

Europa ergriffen werden müssen, um 

die Umweltbelastung zu verringern. 

Genau dieses Anliegen wird mit der 

deutschen Beihilferegelung verfolgt: 

Sie fördert die Verkehrsverlagerung, 

gewährleistet, dass die Vorteile an die 

Transportkunden weitergeleitet wer-

den, und trägt zur Erreichung der ver-

kehrspolitischen und Umweltschutz-

Ziele der EU bei, ohne übermäßige 

Wettbewerbsverzerrungen hervorzu-

rufen“. 

Deutschland hat die Kommission im 

August 2018 benachrichtigt, dass von 

2018 bis 2023 öffentliche Zuwendun-

gen für den Schienengüterverkehr von 

350 Millionen Euro pro Jahr vorgese-

hen sind. Dadurch können Schienen-

güterverkehrsunternehmen bis zu 45 

Prozent der Trassenentgelte erstattet 

bekommen. Die Kommission erwar-

tet, dass die Schienengüterverkehrs-

unternehmen diese Vorteile an ihre 

Kunden weitergeben. 

Bemerkenswert ist, dass mit der ge-

wählten Regelung die Güterbahnen 

die Zuwendungsempfänger sind, und 

nicht die DB Netz AG. Es erfolgt also 

keine Verbilligung der Trassenpreise, 

sondern eine Teil-Erstattung durch 

den Staat. Auf diese Weise wird ein 

dirigistischer Eingriff des Staates in 

die Trassenpreisfestlegung vermieden, 

und sowohl die DB Netz AG als auch 

die Regulierungsbehörde Bundesnetz-

agentur bleiben unabhängig von poli-

tischem Einfluss. 

European Railway 

Award 2019 an 

Catherine Trautmann 

verliehen 

Am 20. Februar 2019 haben in Brüssel 

die Gemeinschaft der Europäischen 

Bahnen und Infrastrukturgesellschaf-

ten CER (Community of European 

Railway and Infrastructure Compa-

nies) und der Verband der europäi-

schen Bahnindustrie Unife (Union 

des Industries Ferroviaires Europé-

ennes) vor über 500 Gästen den Rail-

way Award 2019 verliehen, an den 

sich der traditionelle Jahresempfang 

der beiden Verbände anschloss. 

Catherine Trautmann ist derzeit Koor-

dinatorin des Korridors Nordsee-Ost-

see des Transeuropäischen Netzes 

(TEN-T), früher war sie Oberbürger-

meisterin von Straßburg. Die Ehrung 

Trautmanns erfolgte für ihre langjäh-

rige Unterstützung der Schiene und 

umfasst den städtischen Straßenbahn-

verkehr, Hochgeschwindigkeitsstre-

cken für den Personenverkehr sowie 

die Ausdehnung des Bahnnetzes im 

Rahmen des TEN-T der EU. Der 

European Railway Award wird seit 

2007 vergeben. Die Preissumme von 

10 000 Euro hat Trautmann an die 

gemeinnützige Institution „European 

Disability Forum“ (Forum der Euro-

päischen Behindertenräte) übergeben. 

Sabrina Soussan, Unife-Präsidentin 

und Vorstandsvorsitzende der Mobili-

tätssparte von Siemens, lobte den 

signifikanten Beitrag der Geehrten für 

den Bahnsektor und kommentierte: 

„Da der Verkehr weiter wächst, wird 

die Schiene als integrierter Bestandteil 

eines nachhaltigen Verkehrssystem 

noch wichtiger. Das neue EU-Budget 

sollte dies berücksichtigen und die 

Digitalisierung der EU-Eisenbahnen 

zu einer Priorität machen sowohl bei 

CEF (Connecting Europe Facility) als 

auch bei „Shift to Rail“ — weil durch 

digitale Technologien, die Kapazität 

unserer Bahnnetze erhöht wird, bei 

voller Erhaltung ihrer Stärken, und es 

den Reisenden besser gehen wird, 

und somit verbessern wir sowohl 

unsere Bahnnetze als auch den Euro-

päischen Verkehr insgesamt.“ 

Als Vertreterin des Europäischen Par-

laments (EP) betonte die Präsidentin 

des Verkehrsausschusses, Karima 

Delli: „Ich freue mich sehr, dass ich 

an der Verleihung des Europäischen 

Eisenbahnpreises 2019 teilnehmen 

kann. Die Eisenbahn ist entscheidend 

für den Kampf gegen den Klimawan-

del. Daher ist ein fairer Wettbewerb 

mit dem Luftverkehr und der Straße 

nötig.“ 

 
Verleihung des European Railway Award 2019 am 20. Februar 2019 in Brüssel 

an Catherine Trautmann, hier zwischen Philippe Citroën, Generaldirektor der Unife (links) 

und CER-Exekutivdirektor Libor Lochman (rechts); 

Fotografin: Julie de Bellaing. 
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Vertiefung der deutsch-

französischen Freundschaft 

Am 22. Januar 2019 haben in Aachen 

Bundeskanzlerin Angela Merkel und 

Frankreichs Präsident Emmanuel 

Macron einen weiteren deutsch-fran-

zösischen Freundschaftsvertrag unter-

zeichnet. Dies geschah am Jahrestag 

des ersten deutsch-französischen 

Freundschaftsvertrags (Elysée Ver-

trag vom 22. Januar 1963), der wei-

terhin gültig ist. 

Der Aachener Vertrag behandelt 

auch die grenzüberschreitende 

Mobilität sowie den Kampf gegen 

den Klimawandel, die entsprechen-

den Artikel lauten: 

Artikel 16 (aus Kapitel 4: Regionale 

und grenzüberschreitende Zusam-

menarbeit): Beide Staaten werden die 

grenzüberschreitende Mobilität er-

leichtern, indem sie die zwischen 

ihnen bestehenden digitalen und phy-

sischen Netze, unter anderem die 

Eisenbahn- und Straßenverbin-

dungen, besser miteinander ver-

knüpfen. Sie werden im Bereich der 

innovativen, nachhaltigen und allen 

zugänglichen Mobilität eng zusam-

menarbeiten, um gemeinsame Ansät-

ze oder Standards zwischen beiden 

Staaten zu entwickeln. 

Artikel 18 (aus Kapitel 5: Nachhaltige 

Entwicklung, Klima, Umwelt und 

wirtschaftliche Angelegenheiten): 

Beide Staaten arbeiten darauf hin, den 

Prozess der Durchführung mehrseitiger 

Übereinkünfte in den Bereichen der 

nachhaltigen Entwicklung, der globa-

len Gesundheit sowie des Umwelt- 

und Klimaschutzes, insbesondere das 

Übereinkommen von Paris vom 12. 

Dezember 2015 und die Agenda 

2030 für nachhaltige Entwicklung 

der Vereinten Nationen, zu stärken. 

Zu diesem Zweck arbeiten sie eng zu-

sammen, um gemeinsame Ansätze und 

politische Strategien zu erarbeiten, 

wozu auch die Schaffung von Anrei-

zen für den Umbau ihrer Volkswirt- 

schaften und die Förderung ehrgeizi-

ger Maßnahmen zum Kampf gegen 

den Klimawandel zählen. Sie stellen 

die Berücksichtigung des Klima-

schutzes in allen Politikbereichen 

sicher, unter anderem durch regel-

mäßigen, sektorübergreifenden Aus-

tausch zwischen den Regierungen in 

Schlüsselbereichen. 

Der Vertrag von Aachen kann herun-

tergeladen werden: 

www.bundesregierung.de. 

Europäischer Rechnungshof 

kritisiert die 

Verkehrsinfrastrukturpolitik 

Im Bericht „Hin zu einem optimierten 

Verkehrssektor in der EU: Welche 

Herausforderungen gilt es zu bewälti-

gen?“ werden zwar die Fortschritte 

beim Ausbau der Verkehrsinfrastruk-

tur und bei der Verwirklichung des 

Binnenmarktes anerkannt. Anderer-

seits wird bemängelt, dass seit der 

Wirtschaftskrise von 2008 die Moder-

nisierung des EU-Verkehrsnetzes 

durch den Rückgang der Investitionen 

in die Verkehrsinfrastruktur gebremst 

wird. 

Der Hof legt den Schwerpunkt auf 

Infrastrukturinvestitionen, die aus 

dem EU-Haushalt finanziert werden, 

und stellt Themen vor, die er bei 

seinen jüngsten Prüfungen zu den 

fünf Hauptverkehrsträgern (Straßen-, 

Schienen-, Luft-, Binnenschifffahrts- 

und Seeverkehr) ermittelt hat. 

Der Bericht nennt folgende Heraus-

forderungen für die EU: 

 Abstimmung relevanter und er-

reichbarer Ziele und Prioritäten 

im Verkehrsbereich auf die ver-

fügbaren Ressourcen; 

 Einrichtung wirksamer Durchset-

zungsinstrumente auf EU-Ebene, 

um sicherzustellen, dass die Ent-

scheidungen der Mitgliedstaaten 

im Infrastrukturbereich stärker auf 

die Prioritäten der EU abgestimmt 

werden, wobei ein besonderes 

Augenmerk auf grenzüberschrei-

tenden Abschnitten liegen sollte; 

 EU-Finanzierung mit Schwer-

punkt auf denjenigen Prioritäten, 

die den höchsten EU-Mehrwert 

erbringen; 

 Verbesserung der Planung, Durch-

führung und Überwachung EU-

finanzierter Projekte; 

 Gewährleistung einer angemesse-

nen Instandhaltung und Nachhal-

tigkeit der Infrastruktur; 

 Verstärkung der Bemühungen zur 

Verlagerung des Güterverkehrs 

weg von der Straße. 

Der 71-seitige Bericht kann in deut-

scher Sprache heruntergeladen wer-

den: www.eca.europa.eu. 

 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und Staatspräsident Emmanuel Macron 

unterzeichneten am 22. Januar 2019 im Krönungssaal des Aachener Rathauses den 

Vertrag von Aachen (Traité d’Aix-la-Chapelle). Links der französische Außenminister 

Jean-Yves Le Drian, rechts sein deutscher Kollege Heiko Maas; 

Foto: Bundesregierung / Bergmann. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschland-und-frankreich-schliessen-vertrag-von-aachen-1566838
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/LR_TRANSPORT/LR_TRANSPORT_DE.pdf
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Politische Prioritäten der 

CER für 2019 bis 2024 

Am 21. Februar 2019 hat die CER 

(Community of European Railway 

and Infrastructure Companies, Ge-

meinschaft der Europäischen Bahnen 

und Infrastrukturgesellschaften) bei 

ihrer Generalversammlung in Brüssel 

einstimmig ihre Politik für 2019 bis 

2024 (Legislaturperiode des neuen Eu-

ropäischen Parlaments) beschlossen. 

Als Selbstverpflichtung will der 

Sektor: 

 die digitale Transformation der 

Prozesse und Dienstleistungen 

fortsetzen; 

 die Kundenorientierung weiter 

verstärken; 

 ab 2050 einen Kohlenstoff-freien 

Betrieb anbieten; 

 sich um weitere Finanzierungs-

möglichkeiten kümmern, neben 

der weiter notwendigen öffentli-

chen Finanzierung; 

 über den kontinentalen Verkehr 

hinaus zwischen Europa und 

Asien einen hochfrequenten 

Schienenverkehr einführen. 

Von der Politik erwartet der Sektor: 

 die Rolle der Eisenbahn als Rück-

grat eines nachhaltigen europäi-

schen Verkehrs zu stärken; 

 ein stabiles Regulierungsumfeld 

für den Bahnsektor; 

 vorhandene regulatorische 

Ungleichgewichte zwischen den 

Verkehrsträgern beseitigen. 

Damit sich das wahre Potential der 

Eisenbahn entfalten kann sind zusätz-

liche politische Maßnahmen erforder-

lich: 

 Förderung von Digitalisierung, 

Forschung und Innovation, 

 vollständige Internalisierung der 

externen Kosten bei allen Ver-

kehrsträgern, 

 Unterstützung zur Nutzung trans-

kontinentaler Güterströme, 

 Herstellung gleicher Wettbe-

werbsbedingungen und 

 Schutz der Verbraucher und der 

Arbeitsbedingungen. 

Verkehrspolitik in 

Deutschland 

Verkehrshaushalt 2019 

beschlossen 

Der Deutsche Bundestag hat am 

23. November 2018 den Haushalt des 

Bundesministeriums für Verkehr und 

digitale Infrastruktur (BMVI, Einzel-

plan 12) für das Jahr 2019 sowie die 

Finanzplanung bis zum Jahr 2022 

beschlossen. 

Danach soll Bundesverkehrsminister 

Andreas Scheuer 29,29 Milliarden 

Euro ausgeben dürfen, 1,43 Milliar-

den Euro mehr als im Jahr zuvor. Mehr 

als die Hälfte, 17,27 Milliarden Euro, 

sind für Investitionen eingeplant. 

Damit ist der Verkehrsetat der größte 

Investitionshaushalt des Bundes. 

Die geplanten Ausgaben für die Bun-

desfernstraßen summieren sich auf 

10,97 Milliarden Euro (2018: 9,26 

Milliarden Euro [plus 18,5 Prozent]). 

Für die Bundesschienenwege sollen 

5,64 Milliarden Euro ausgegeben 

werden können (2018: 5,45 Milliar-

den Euro [plus 3,5 Prozent]). Davon 

entfallen 1,65 Milliarden Euro auf 

Baukostenzuschüsse für Investitionen 

in die Schienenwege des Bundes 

(2018: 1,59 Milliarden Euro [plus 3,8 

Prozent]) und 3,5 Milliarden Euro auf 

die Infrastruktur des Bundes zur Er-

haltung der Schienenwege der Eisen-

bahnen des Bundes (2018: 3,5 Milli-

arden Euro). 1,28 Milliarden Euro 

sind für die Bundeswasserstraßen 

vorgesehen (2018: 1,2 Milliarden 

Euro [plus 6,7 Prozent]), darunter 

568,66 Millionen für Ersatz-, Aus- 

und Neubaumaßnahmen (2018: 

523,43 Millionen Euro [plus 8,6 Po-

zent]). 

Für den Bereich Digitale Infrastruktur 

weist der Etatentwurf Ausgaben in 

Höhe von 319,69 Millionen Euro aus 

(2018: 132,29 Millionen Euro). Da-

von sind 231 Millionen Euro für 

Maßnahmen zur Digitalisierung 

kommunaler Verkehrssysteme vorge-

sehen (2018: 54 Millionen Euro) 

Auf der Einnahmeseite verzeichnet 

der Entwurf 8,87 Milliarden Euro, das 

sind 2,87 Milliarden Euro mehr als im 

Vorjahr. Dabei handelt es sich vor 

allem um die Einnahmen aus der 

Lkw-Maut, die mit 8,22 Milliarden 

Euro veranschlagt sind (2018: 5,12 

Milliarden Euro). 

Weitere Zahlen aus dem Haushalt des 

BMVI: 

 Die Mittel für den regionalen Ver-

kehr (GVFG-Bundesprogramm). 

werden 2020 von derzeit 333 Mil-

  

  
Am 28. Mai 2019 kommen die neuen 100- und 200-Euro-Geldscheine in Umlauf. Damit ist 

die neue Euro-Banknoten-Serie komplett, denn für den 500er gibt es keinen Nachfolger. 

Bei der Bezahlung der Baumaßnahmen aus dem Etat des Bundesverkehrsministeriums 

dürften die Geldscheine aber eher nicht zum Einsatz kommen… 

Ganz praktisch: Während die bisher ausgegebenen 5-, 10-, 20- und 50-Euro-Scheine 

dieselben Abmessungen haben wie die Scheine der ersten Serie, werden die neuen 

100- und 200-Euro-Scheine so schmal wie der 50-Euro-Schein, damit sie besser ins 

Portmonee passen; die Längsseiten hingegen bleiben so lang wie bisher. 

Abbildungen : © Europäische Zentralbank EZB. 



9 

lionen auf 665 Millionen Euro 

verdoppelt und ab 2021 auf 1 Mil-

liarde angehoben 

 für das Programm „Saubere Luft 

2017 bis 2020“ (Nachrüstung von 

Kommunal-, Handwerker- und 

Lieferfahrzeugen) 330 Millionen 

Euro 

 für barrierefreie Bahnhöfe 52,7 

Millionen Euro 

 für nachhaltige Antriebe im 

Schienenverkehr (Förderung von 

Batterie-, Brennstoffzellen- sowie 

Hybridfahrzeuge 45,5 Millionen 

Euro 

 für Modellprojekte Radverkehr 

5 Millionen Euro. 

Zusätzliche Schienenprojekte 

vorgesehen 

Bundesverkehrsminister Andreas 

Scheuer hat am 06. November 2018 

zusätzliche Schienenprojekte vorge-

stellt, die in den kommenden Jahren 

nun vordringlich geplant und umge-

setzt werden sollen. Es handelt sich 

um Projekte, die im Bundesverkehrs-

wegeplan 2030 bislang in die Katego-

rie „Potenzieller Bedarf“ eingestuft 

waren. 44 dieser Projekte wurden 

gutachterlich auf ihre Wirtschaftlich-

keit untersucht — auch vor dem Hin-

tergrund des geplanten Deutschland-

takts. Danach rücken 29 Schienenpro-

jekte in den „Vordringlichen Bedarf“ 

des Bundesverkehrswegeplans auf: 

22 Neu- und Ausbauvorhaben von 

Strecken, 6 Ausbauten von Eisen-

bahnknoten (Frankfurt am Main, 

Hamburg, Hannover, Köln, Mann-

heim und München) sowie Maßnah-

men für den Einsatz von 740 Meter 

langen Güterzügen. Diese Projekte 

können nunmehr geplant werden. 

Enak Ferlemann, Beauftragter der 

Bundesregierung für den Schienen-

verkehr, kommentierte: „Der Ausbau 

der Knoten ist der Schlüssel zu einem 

leistungsfähigen Schienennetz. Davon 

profitieren Fern- und Güterverkehr 

und der Regionalverkehr gleicherma-

ßen.“ 

Weitere Informationen zu den Projek-

ten finden sich unter: www.bmvi.de. 

Nachhaltigkeit 

Weltklimakonferenz 

beschließt Regeln zum 

Pariser Klimaabkommen 

Im polnischen Katowice fand vom 

02. bis 15. Dezember 2018 die 24. 

Sitzung der Vertragsstaatenkonferenz 

(Conference of the Parties, COP) der 

Klimarahmenkonvention der Verein-

ten Nationen (United Nations 

Framework Convention on Climate 

Change, UNFCCC) statt. Bei den 

Verhandlungen der 197 Staaten wur-

den vor allem die Details zur Umset-

zung des Übereinkommens von Paris 

(COP 21, 2015, siehe Folge 105 der 

GRV-Nachrichten, Leitartikel und 

Seiten 10 bis 12) geregelt. 

Am Ende der Konferenz hat sich die 

Staatengemeinschaft auf gemeinsame 

Regeln zur Umsetzung des Pariser 

Klimaschutzabkommens verständigt: 

Es wurden 20 Beschlüsse und Richt-

linien verabschiedet, welche die Um-

setzung des Pariser Abkommens 

präzisieren. 

Ab 2024 wird es verbindliche Min-

deststandards zur Berichterstattung 

der Staaten über ihre Treibhausgas-

Emissionen und Klimaschutzmaß-

nahmen geben. Bislang galten ver-

gleichbare Standards nur für die dem 

Kyoto-Protokoll unterworfenen 

Industrieländer, die für weniger als 

15 Prozent der Emissionen verant-

wortlich sind. 

In Paris wurde 2015 festgelegt, dass 

die Staaten spätestens 2020 überprüf-

te und möglichst verbesserte Klima-

schutzbeiträge vorlegen werden. Die 

EU-Staaten werden ihren Klima-

schutzbeitrag gemeinsam bei den 

Vereinten Nationen vorlegen. Danach 

sollen alle fünf Jahre neue Beiträge 

folgen, die jeweils besser sein müs-

sen. In Katowice wurden Mindest-

standards festgelegt, welche Informa-

tionen diese Beiträge enthalten müs-

sen, um sie vergleichbar zu machen. 

Auch der Erfolg von Klimaschutz-

maßnahmen wird künftig nach ein-

heitlichen Regeln gemessen und be-

richtet. Ab 2022 gelten die neuen 

Standards für Industrieländer und ab 

2024 auch für Schwellen- und Ent-

wicklungsländer. 

Ab 2023 wird es — ebenfalls alle 

fünf Jahre — eine globale Bestands-

aufnahme geben, wo die Welt beim 

Klimaschutz steht. Es wurde festge-

legt, welche Informationen in diese 

Bestandsaufnahme einfließen werden, 

damit sie ein möglichst realistisches 

Bild ergibt. 

Für Emissionsverminderungen im 

Ausland konnten keine Regeln verab-

schiedet werden, da Brasilien dem 

Ausschluss der Doppelzählung von 

Emissionsminderungen nicht zu-

stimmte und sich damit einem zentra-

len Grundsatz des Pariser Abkom-

mens widersetzte. Diese Frage soll 

nun bei der nächsten Weltklimakon-

ferenz (COP 25) 2019 in Chile ge-

klärt werden. 

Bundesumweltministerin Svenja 

Schulze äußerte sich nach der Konfe-

renz zufrieden: „Europa hat in diesen 

schwierigen Verhandlungen nicht nur 

mit einer Stimme gesprochen — wir 

Europäer waren aktive und starke 

Vorkämpfer für robuste und klare 

Regeln für den Klimaschutz. Mit 

unserem Einsatz für Klimaschutz und 

Solidarität haben wir den Schulter-

schluss mit den Staaten geschafft, die 

am meisten unter dem Klimawandel 

leiden. Das Ergebnis von Kattowitz 

ist auch ein Erfolg für den Multilate-

ralismus. In geopolitisch schwierigen 

Zeiten hat diese Konferenz gezeigt, 

dass es sich lohnt, beharrlich an ei-

nem globalen Konsens zu arbeiten.“ 

Nach Einschätzung der Schweizer 

Delegation ist das beschlossene Re-

gelwerk ausreichend, um die für eine 

wirksame Umsetzung des Pariser 

Klimaübereinkommens notwendige 

Transparenz sicher zu stellen. 

Das in Katowice beschlossene 130-

seitige Regelwerk kann (in Englisch) 

heruntergeladen werden: 

https://unfccc.int. 

Kurzmeldungen 

rund um COP 24 

Bereits am 08. Oktober 2018 hat der 

Weltklimarat (Intergovernmental 

Panel on Climate Change, IPCC) den 

wissenschaftlichen Kenntnisstand 

http://www.bmvi.de/video-zukunft-schiene
https://unfccc.int/sites/default/files/resource/Informal%20Compilation_proposal%20by%20the%20President_rev.pdf
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zu einer globalen Erwärmung von 

nur 1,5 Grad vorgestellt (siehe Folge 

113 der GRV-Nachrichten, Seite 12). 

Nach diesem Sonderbericht ist nur 

durch schnelle und drastische Emissi-

onsreduktionen in allen Bereichen das 

1,5-Grad-Ziel noch zu schaffen. Bei 

der derzeitigen Erwärmungsgeschwin-

digkeit werden 1,5 Grad bereits in 

den 2040er Jahren erreicht. 

Am 26. Oktober veröffentlichte die 

Europäische Umweltagentur ihren 

jährlichen Bericht „Trends und 

Prognosen“ in Europa, der die Fort-

schritte der EU und ihrer Mitglied-

staaten im Bereich der Klima- und 

Energieziele bewertet. Danach stie-

gen die Treibhausgasemissionen in 

der EU im Jahr 2017 gegenüber dem 

Vorjahr um 0,6 Prozent. In 17 Ländern 

sind die Emissionen höher als im 

Vorjahr. Der Bericht 16/2018 kann in 

Englisch heruntergeladen werden: 

www.eea.europa.eu. 

Das Schweizer Bundesamt für Meteo-

rologie und Klimatologie Meteo 

Schweiz hat mit der ETH Zürich und 

drei weiteren Partnern „Klimaszena-

rien für die Schweiz“ für die Jahre 

2060 und 2085 entwickelt. Danach ist 

die Schweiz besonders stark vom 

Klimawandel betroffen. Eine Bro-

schüre informiert anschaulich, was 

konkret auf die Schweiz zukommt 

und welche Anpassungsstrategien 

nötig sind. Die im November 2018 

veröffentlichte 24-seitige Broschüre 

kann heruntergeladen werden: 

www.nccs.admin.ch. 

Bundesumweltministerin Svenja 

Schulze hat am 20. November 2018 

mit dem Aktionsbündnis Klimaschutz 

über die Bedeutung des Finanzsektors 

für den Übergang in eine weitgehend 

treibhausgasneutrale Volkswirtschaft 

diskutiert und den Entwurf des Kli-

maschutzberichts 2018 sowie das 

Maßnahmenprogramm 2030 vorge-

stellt. Im Klimaschutzbericht 2018 

wird auch die Verfehlung des 2020er-

Klimaziels von 40 Prozent Treibhaus-

gasreduzierung gegenüber 1990 um 

8 Prozentpunkte bestätigt. Der Ver-

kehrs- und der Gebäudesektor bleiben 

Sorgenkinder der deutschen Klima-

schutzpolitik, da deren Emissionen 

abermals gestiegen sind. 

Ebenfalls am 20. November 2018 hat 

das Umweltbundesamt aktualisierte 

Kostensätze zu Umweltbelastungen 

vorgelegt. Nach etablierten wissen-

schaftlichen Methoden verursacht die 

Emission einer Tonne Kohlendioxid 

Schäden von rund 180 Euro. Umge-

rechnet auf die Treibhausgasemissio-

nen Deutschlands 2016 entspricht dies 

Gesamtkosten von rund 164 Milliar-

den Euro. 

Die in Deutschland durch Pkw verur-

sachten Kohlendioxid-Emissionen 

nehmen kontinuierlich zu. Im Jahr 

2017 wurden insgesamt 115 Millio-

nen Tonnen Kohlendioxid emittiert. 

Wie das Statistische Bundesamt am 

26. November 2018 mitteilte, ent-

spricht das einer Zunahme gegenüber 

2010 um 6 Prozent. Die durchschnitt-

liche Motorleistung neuzugelassener 

Pkw ist in den letzten 7 Jahren um 16 

Prozent gestiegen. So hatten die 

Neuzulassungen des Jahres 2017 eine 

Motorleistung von durchschnittlich 

111 Kilowatt (kW). 2010 hatte sie 

noch bei 96 kW gelegen
1
. 

Bei COP 24 hat sich „Rail Freight 

Forward“, ein Zusammenschluss von 

Güterbahnen (aktuell: BLS Cargo, 

CD Cargo, CFL Cargo, DB Cargo, 

Greencargo, Lineas, LTE Group, 

Mercitalia, Ost-West Logistik, PKP 

Cargo, Rail Cargo Group, SBB Cargo, 

SNCF Logistics, ZSSK Cargo) und 4 

Verbänden (CER, UIC, ERFA und 

VDV) zum Ziel gesetzt, im nächsten 

Jahrzehnt bis zu 290 Millionen Ton-

nen Kohlendioxid-Emissionen ein-

zusparen. Mit 275 Millionen Tonnen 

pro Jahr macht der Güterverkehr fast 

ein Drittel der gesamten Verkehrs-

emissionen aus. Mit einer geschätzten 

Wachstumsrate von 30 Prozent bis 

2030 dürften die Klimaauswirkungen 

des Güterverkehrs in den kommenden 

Jahren weiter zunehmen. Um diesen 

Anstieg zu vermeiden, will Rail Frei-

ght Forward den Anteil der Schiene 

am Güterverkehr bis 2030 von 18 Pro-

zent auf 30 Prozent erhöhen, auch als 

entscheidenden Schritt, um die im 

Pariser Abkommen festgelegten 

Klimaziele für die Transportbranche 

erreichen zu können. Mit der Initiative 

„Noah‘s train“ unterstreicht die Initia-

                                                 
1 Entspricht 131 bzw. 151 „Pferdestärken“ 

(PS). 

tive „Rail Freight Forward“ ihr Enga-

gement für mehr Klimaschutz. 

Noah’s Train ist zum Ende der Welt-

klimakonferenz in Katowice gestartet 

und über Wien nach Berlin und wei-

ter nach Paris und Brüssel gefahren. 

Namhafte Street-Art-Künstler be-

sprühten bei jedem Halt zwei Contai-

ner mit Tiermotiven. 

„Heißzeit“ ist von der Gesellschaft 

für deutsche Sprache am 14. Dezem-

ber 2018 zum Wort des Jahres 2018 

gekürt worden. Es entstammt einer 

Pressemitteilung des Potsdam-Insti-

tuts für Klimafolgenforschung (siehe 

Folge 113 der GRV-Nachrichten, 

Seite 13). Traditionell haben die Ver-

antwortlichen nicht nach einem am 

häufigsten verwendeten Ausdruck ge-

sucht, sondern den gewählt, der das zu 

Ende gehende Jahr charakterisierte. 

2017 wurden in Deutschland insge-

samt 906,6 Millionen Tonnen Koh-

lendioxid-Äquivalente ausgestoßen. 

Das sind 4,4 Millionen Tonnen bzw. 

0,5 Prozent weniger als 2016 und 

27,5 Prozent weniger im Vergleich 

mit 1990. Diese Ergebnisse hat das 

Umweltbundesamt an die Europäi-

sche Kommission übermittelt. „Bis 

2030 müssen die Emissionen gegen-

über 1990 um mindestens 55 Prozent 

gesenkt werden, bis 2040 um 70 Pro-

zent. Aber vor allem der Verkehrs-

sektor bewegt sich weiterhin in die 

falsche Richtung. Die Emissionen 

sind erneut gestiegen und liegen nun 

schon zwei Prozent über den Emissi-

onen des Jahres 1990. Immer mehr 

Fahrzeuge, immer mehr Güter auf der 

Straße und immer größere und schwe-

rere Autos führen natürlich auch zu 

steigenden Emissionen. Hier muss 

nun endlich etwas passieren“, so 

UBA-Präsidentin Maria Krautzberger 

am 18. Januar 2019. 

Am 26. Januar 2019 hat die 31-köpfige 

Kohlekommission (offiziell: Kommis-

sion „Wachstum, Strukturwandel und 

Beschäftigung“) ihren Abschlussbe-

richt vorgelegt, mit Empfehlungen an 

die Bundesregierung: 

 Bis 2022 sollen Kraftwerke mit 

einer Kapazität von 7 Gigawatt 

stillgelegt werden. 

 Bis 2030 sollen weitere 13 Giga-

watt vom Netz. 

https://www.eea.europa.eu/publications/trends-and-projections-in-europe-2018
https://www.nccs.admin.ch/nccs/de/home/klimawandel-und-auswirkungen/schweizer-klimaszenarien/broschuere-bestellen.html
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 Das letzte Kohlekraftwerk soll 

2038 abgeschaltet werden, mit der 

Option bereits 2035. 

 Die vom Kohleausstieg betroffenen 

Regionen sollen in den kommen-

den 20 Jahren 40 Milliarden Euro 

an Strukturhilfen bekommen. 

 Die Energiekonzerne sollen ab 

Anfang der 2020er-Jahre für das 

vorzeitige Abschalten der Kraft-

werke entschädigt werden. 

Der Abschlussbericht der Kohle-

kommission kann heruntergeladen 

werden: www.kommission-wsb.de. 

Dieselskandal — 

unverantwortliche 

Grenzwertdiskussion 

2017 wurde der Jahresmittelgrenz-

wert für Stickstoffdioxid von 

40 Mikrogramm pro Kubikmeter in 

65 deutschen Städten überschritten. 

Der Wert dient dem Schutz der 

menschlichen Gesundheit. Mittler-

weile gibt es in einigen dieser Städte 

Fahrverbote, um die Luftbelastung zu 

senken. Wie diese gemessen und be-

wertet wird und wie die Messstellen 

zu positionieren sind, ist in der Euro-

päischen Union einheitlich geregelt. 

Die EU-Vorgaben wurden in Deutsch-

land mit der 39. Bundesimmissions-

schutzverordnung umgesetzt. Eine 

Diskussion um Messstellen ist irre-

führend und lenkt vom eigentlichen 

Thema ab: Der zu hohen Stickstoff-

dioxidwerte vieler Dieselfahrzeuge 

aufgrund mangelhafter Abgasreini-

gung. 

Eine noch schlimmere Diskussion hat 

im Januar 2019 eine Gruppe von Lun-

genfachärzten ausgelöst, welche den 

vorhandenen Grenzwert für Stickstoff-

dioxid infrage stellte. Es ist unver-

antwortlich, dass auch Verkehrs-

politiker, die Fakten ignorierten und 

sofort Beifall spendeten und so dem 

Dieselskandal ein weiteres unrühm-

liches Kapitel hinzufügten. In Folge 

113 der GRV-Nachrichten wurde auf 

Seite 14 bereits über die schleppende 

Aufarbeitung des Dieselskandals in 

Deutschland berichtet. 

Das Umweltbundesamt informierte 

am 31. Januar 2019, dass die Stick-

stoffdioxidbelastung in Deutschland 

insgesamt leicht rückläufig ist. 2018 

wurde der Grenzwert im Jahresmittel 

nach vorläufigen Daten in etlichen 

Städten aber nicht eingehalten. Über-

schreitungen traten an rund 39 Pro-

zent (2017: 45 Prozent) der verkehrs-

nahen Messstationen auf. Dieser 

Rückgang ist aber auch den Grenz-

werten zu verdanken. Sie sollen ge-

sunde Menschen genauso wie Men-

schen mit Asthma oder ältere Men-

schen und Kleinkinder, die besonders 

empfindliche Atemorgane haben, vor 

einer dauerhaften Belastung mit 

Stickstoffdioxid schützen. 

Die Europäische Kommission wies 

am 13. Februar 2019 Medienberichte 

zurück, laut denen die Kommission 

Deutschland genehmige, den Grenz-

wert für Stickoxid in Deutschland auf 

50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft 

zu erhöhen: „Das ist falsch. Der 

Grenzwert von 40 Mikrogramm im 

Jahresmittel ist EU-weit verbindlich 

und von den Mitgliedstaaten und dem 

EU-Parlament beschlossen worden. 

Daran wird nicht gerüttelt. Wie die 

einzelnen Länder diesen Grenzwert 

erreichen, ist die alleinige Entschei-

dung eines jeden Landes. Deutsch-

land hat am 12. November 2018 die 

EU-Kommission über den Kabinetts-

beschluss zur Änderung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes informiert, 

demzufolge Fahrverbote in Regionen 

mit Stickstoffdioxid-Belastungen bis 

zu einem Wert von 50 Mikrogramm 

Stickstoffdioxid pro Kubikmeter Luft 

im Jahresmittel in der Regel nicht 

erforderlich seien, da der Grenzwert 

von 40 Mikrogramm durch andere 

Maßnahmen erreicht werden könne. 

Fahrverbote werden dabei nicht voll-

ständig ausgeschlossen — liegen aber 

in der alleinigen Entscheidungskom-

petenz der Mitgliedstaaten.“ 

Weitere Informationen finden sich 

unter: www.umweltbundesamt.de. 

Allianz pro Schiene mit 

„Goldener Umweltschiene 

2018“ geehrt 

Bei einer feierlichen Veranstaltung 

mit über 100 Teilnehmern wurde die 

Allianz pro Schiene am 09. Novem-

ber 2018 in Berlin für ihre Arbeit mit 

der „Goldenen Umweltschiene“ aus-

gezeichnet. Den Preis überreichte der 

Beauftrage der Bundesregierung für 

den Schienenverkehr, Enak Ferle-

mann, im Namen des Berufsverbands 

Führungskräfte Deutscher Bahnen 

(BFB). 

Bereits zum 30. Mal vergab der BFB 

den Preis an Personen oder Organisa-

tionen, die sich aktiv für den Schie-

nenverkehr einsetzen und somit den 

Umweltschutz in Deutschland voran-

treiben. Unter den bisherigen Preis-

trägern befindet sich auch Staatssek-

retär Enak Ferlemann, der den Preis 

an Allianz pro Schiene-Geschäfts-

führer Dirk Flege überreichte. Die 

 
Staatssekretär Enak Ferlemann (rechts) überreicht die „Goldene Umweltschiene 2018“ 

an den Allianz pro Schiene-Geschäftsführer Dirk Flege (Mitte), 

der Vorsitzende von BF Bahnen, Wilfried Messner, präsentiert die Urkunde; 

Foto: Dieter Lorig. 

https://www.kommission-wsb.de/WSB/Redaktion/DE/Downloads/abschlussbericht-kommission-wachstum-strukturwandel-und-beschaeftigung-2019.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressedossiers/pressedossier-stickstoffdioxid
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Ehrung des Verkehrsbündnisses zum 

30. Jubiläum nannte Ferlemann „eine 

kluge Entscheidung“, in seinen Au-

gen hätte BFB „keine bessere Wahl 

treffen können“. In seiner Laudatio 

sah Ferlemann in der großen Präsenz 

der Schiene im Koalitionsvertrag 

auch ein Verdienst der Allianz pro 

Schiene. 

Der Geschäftsführer der Allianz pro 

Schiene, Dirk Flege, freute sich über 

die Auszeichnung: „Umwelt und 

Schiene — das ist ein Begriffspaar, 

das für uns untrennbar zusammenge-

hört. Umweltschutz ist unser Sat-

zungsauftrag. Verliert der Schienen-

verkehr seinen umweltfreundlichen 

Charakter, verliert die Allianz pro 

Schiene ihren Satzungsauftrag.“ Seit 

fast 20 Jahren setzt sich das Verkehrs-

bündnis für den klimaschonenden 

Schienenverkehr und mehr Nachhal-

tigkeit im Verkehr ein. 

Informationen des 

Vereins GdI — AdI 
Für den Inhalt dieses Kapitels ist die 

Gesellschaft der Ingenieure des öffentlichen 

Verkehrs (GdI) / Association des Ingénieurs 

des transports publics (AdI) verantwortlich 

(siehe Impressum). 

Weitere Informationen zu den vielfältigen 

Veranstaltungen der GdI finden Sie im 

Internet unter www.gdi-adi.ch. Dort befindet 

sich auch ein Portrait der Gesellschaft mit 

ihren vier Ortsgruppen. 

 

Verlängerung des „Lötsch-

bergers“ nach Domodossola 

Von Ilona Ott, Projektleiterin 

Simplon bei der BLS AG, sowie 

Daniel Brunner und Hubert Riedle, 

Angebotsplaner bei der BLS AG 

Dieser Beitrag erschien bereits in der 

vom Verein Regionale Schienen (Salzburg) 

herausgegebenen Zeitschrift Forum Mobil, 

Ausgabe 4/2018. Eine ausführlichere 

Fassung erschien in der Schweizer Eisen-

bahn-Revue, Ausgabe 10/2018. 

Ein halbes Jahr nach Übernahme des 

Regionalverkehrs am Simplon ver-

längerte die BLS AG den Regioex-

press (RE) Lötschberger am 09. Juli 

2017 im Zwei-Stunden-Takt von Brig 

(Schweiz) nach Domodossola (Italien). 

Der RE Lötschberger von Bern nach 

Brig und Zweisimmen zählt nach über 

zehnjährigem Bestehen zu den gut 

eingeführten Bahnangeboten im tou-

ristischen Verkehr des Alpenraums, 

wird aber auch — besonders im Aare-

tal im Zulauf auf die Bundesstadt Bern 

— von zahlreichen Pendlern genutzt. 

Die BLS als Betreiberin förderte den 

touristischen Verkehr in ihr Stamm-

gebiet im Berner Oberland und Ober-

wallis von Anfang an mit Marketing-

massnahmen. Ihre Ausflugsplattform 

„Lötschberger-Land“ umfasst aktuell 

über 200 Ausflugsziele. Die touristi-

schen Leistungspartner wie Ferienorte, 

Seilbahnen, Naturpärke oder Museen 

arbeiten im Rahmen von Kooperations-

verträgen mit der BLS zusammen. 

Angebotsverbesserungen und Kom-

munikationsmassnahmen führten von 

2008 bis 2017 zu einem zirka 75-

prozentigen Nachfragewachstum. 

Domodossola wurde bis 2016 von der 

Eisenbahn aus Richtung Norden fast 

ausschliesslich durch wenige Eurocity-

Züge aus Genf und Basel erschlossen. 

Im Regionalverkehr — mit Zwischen-

halten in Iselle, Varzo und Preglia — 

war das Angebot auf die italienischen 

Grenzgänger ins Wallis ausgerichtet. 

Zwischen Brig und Iselle wurde alle 

zwei Stunden ein Autozug mit Busan-

schluss nach Domodossola angebo-

ten. In diesen Zügen konnten auch die 

Fahrgäste des regionalen Personen-

verkehrs (RPV) mitfahren. 

Für den grenzüberschreitenden Regi-

onalverkehr auf dem Abschnitt Brig – 

Domodossola sind der Kanton Wallis 

und die Region Piemont als Besteller 

zuständig. Die Region Piemont hat 

den Betrieb der Strecke Domodossola 

– Iselle per Ende 2016 nach europäi-

schem Recht ausgeschrieben. Nach-

dem sowohl die SBB als auch ihre 

Tochtergesellschaft Region-Alps im 

Verfahren ihr Interesse an der Linie 

bekundet, danach aber kein Angebot 

eingereicht hatten, erhielt die BLS 

den Zuschlag für 6 Jahre. 

Neben den konzeptionellen Vorarbei-

ten erfolgten 2015 und 2016 an meh-

reren Wochenenden im August Markt-

tests mit systematischen Verlänge-

rungen des RE bis Domodossola. 

Diese Extrafahrten stiessen auf sehr 

grosses Interesse und bestätigten in 

Übereinstimmung mit einer Mach-

barkeitsstudie der Berner Fachhoch-

schule die Machbarkeit sowie das 

touristische Potential am Simplon. 

Klar war schon in der Planungsphase, 

dass das neue Konzept nicht nur auf 

die Pendler, sondern auch auf den 

Freizeitverkehr ausgerichtet sein 

muss. Als erste Fahrlage wurde der 

Zug Bern 07:39 Uhr – Domodossola 

09:54 Uhr definiert, mit dem ein 

ideales Angebot für die Besucher des 

Markts am Samstag und für Ausflüge 

an allen Tagen besteht. Davon ausge-

hend wurde ein grenzüberschreitender 

Zweistundentakt eingeführt. In der 

abendlichen Hauptverkehrszeit be-

steht eine Verdichtung zum Stunden-

takt für die italienischen Grenzgänger 

und (in Gegenrichtung) die heimkeh-

renden Tagesausflügler. 

Mutationen der GdI-Mitglieder 

Von Peter Hug, GdI Mutationen 

An der Sitzung des GdI-Zentralvorstandes am 08. November 2018 ergaben sich 

Mutationen der Mitglieder. 

Ein herzliches Willkommen geht an die zehn neuen GdI-Mitglieder: 

Name Vorname Ortsgruppe Arbeitgeber 

Brusa Tobia Bern SBB I-AT-UEW-MUD-TEN 

Hagnauer Philipp Bern SBB I-AT-UEW-RME-LZ 

Hürlimann Daniel Zürich Opentrack Railway  

Issler Daniel Zürich Limmattalbahn 

Maierl Albert Zürich SNZ Ingenieure + Planer 

Odermatt Irene Bern SBB I-IH-STP 

Ott Ilona Bern BLS AG 

Rast François Bern SBB P-V-STA-BWP 

Schmidt Olaf Zürich SBB I-AT-UEW-ROT-RW 

Weibel Marco Zürich SBB I-EN-DAE-SDE 

Tabelle: Neumitglieder der GdI 

http://www.gdi-adi.ch/
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In der ersten Phase bis Sommer 2017 

konnte die BLS aufgrund von Bauar-

beiten nur die Fahrlagen der bisheri-

gen Regionalzüge analog dem Fahr-

plan 2016 produzieren. Am 08. und 

09. Juli 2017 wurde die Einführung des 

Zweistundentakts in Domodossola ge-

feiert und die zweite Umsetzungsphase 

gestartet. Die Fahrgäste wurden vor 

dem Bahnhof begrüsst, und es wurde 

ein Extrabus ins Valle Formazza zum 

Toce-Wasserfall angeboten. Seit dem 

10. Dezember 2017, in der dritten 

Phase, betreibt die BLS auch den 

Autoverlad am Simplon anstelle der 

SBB. Regionaler Personenverkehr 

und Autoverlad wurden getrennt. Alle 

Züge sind entsprechend dem BLS-

Konzept für touristisch ausgerichtete 

RE-Leistungen begleitet. Die Reise-

begleiter geben Auskunft, unterstützen 

beim Ein- und Aussteigen oder bei 

der Wahl des richtigen Zugteils und 

verkaufen Fahrscheine. 

Während für die Schweizer Kundinnen 

und Kunden vorwiegend das bestehen-

de Fahrausweissortiment Anwendung 

findet, wurden für den italienischen 

Incoming-Markt spezifische Sorti-

mente entwickelt, welche über Part-

ner (Tour Operator und Reisebüros) 

vermarktet und vertrieben werden. In 

Anlehnung an den im italienischen 

Markt sehr erfolgreichen „Trenino 

rosso“ (Berninastrecke) wurde für die 

Vermarktung und Distribution der 

Begriff „Trenino verde delle Alpi“ 

anstelle des für italienische Zungen 

nicht aussprechbaren „Lötschbergers“ 

gewählt. Wichtigstes Produkt ist 

dabei die Tageskarte, die zum Preis 

von 59 Euro einen Tag freie Fahrt im 

Lötschberger-Zug bis Bern oder Zwei-

simmen, auf dem Thunersee und mit 

dem Postauto Lötschental beinhaltet. 

Damit konnte sowohl der Gruppen- 

wie Individualreiseverkehr aus Italien 

bedeutend entwickelt werden. 

Im Marketing konnte die Ausflugs-

plattform „Lötschberger-Land“ auf 

einen Teil des Piemont ausgeweitet 

werden. In Italien stiess das Partner-

schaftsangebot auf Interesse. Die 

Centovallibahn, der Parco Val Gran-

de, die Unione Montana Alta Ossola, 

die Gemeinde Verbania und der dor- 

 

tige botanische Garten Villa Taranto 

sowie San Domenico Ski entschieden 

sich für eine Partnerschaft. Für die 

Erschliessung der Umgebung ab 

Domodossola wird der Austausch mit 

den lokalen Busunternehmen sowie 

mit der Centovallibahn, Trenitalia 

und Trenord gepflegt. 

Ähnlich wie im langjährigen Verlauf 

auf der ganzen Lötschberger-Linie 

folgt die Nachfrageentwicklung zwi-

schen Brig und Domodossola weitge-

hend der Angebotsentwicklung. Mit 

dem Taktfahrplan wird weiterhin den 

Bedürfnissen der Grenzgänger Rech-

nung getragen. Darüber hinaus ist das 

Angebot aber für den Freizeitverkehr 

deutlich interessanter geworden. 

Obwohl die Reise eine halbe Stunde 

länger dauert als durch den Basis-

tunnel und in Brig gute Anschlüsse 

bestehen, ziehen es viele Reisende 

vor, die ganze Strecke ab Bern im RE 

zurück zu legen: neben der Panorama-

fahrt über den Berg sprechen auch 

praktische Gründe (Niederflurfahr-

zeuge, Platz für Gepäck, entspannteres 

Reisen getrennt vom Langstrecken-

verkehr) dafür. Im Jahr 2017 und 2018 

ist der Simplon-Verkehr einer der 

„Wachstumsträger“ im BLS-Netz. 

Neue Erfahrungen konnte die BLS 

auch mit der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit sammeln: Die Ver-

bindungen von Comazzi Bus (Ossola- 

Täler, Verbania, Direktbus nach Mal- 

 

pensa), die Pronto Bus-Linien nach 

San Domenico und Devero und die 

SAF-Linie Stresa – Orta konnten in 

den Schweizer Online-Fahrplan auf-

genommen werden. Für die Bus-Part-

ner wurde dazu eine Informationsver-

anstaltung organisiert. Die integrierte 

Planung und anschliessende Kommu-

nikation unternehmensübergreifender 

Reiseketten entspricht dem ÖV-Ver-

ständnis in der Schweiz und einigen 

anderen Ländern nördlich der Alpen, 

ist aber bisher in Italien noch kaum 

verbreitet. 

Mit dem Simplon-Verkehr hat die 

BLS einen interessanten Markt mit 

viel Potential erschlossen: attraktive 

Landschaft, günstiges Preis-Leistungs-

Verhältnis und Italianità ganz in 

Grenznähe bieten dem Schweizer 

Ausflugspublikum eine gute Kombi-

nation aus Vertrautem und Neuem. 

Im Unterschied zu den touristischen 

Anziehungspunkten Verbania und 

Stresa sind die Ossola-Täler fast noch 

ein Geheimtipp, könnten sich aber, 

gerade für Wanderer, als interessante 

Alternative zum Tessin entwickeln. 

Umgekehrt sind Piemont und Lom-

bardei auch interessante Quellgebiete 

für den Tourismus im Wallis und im 

Berner Oberland. Der RE Lötschber-

ger selbst wird mit dem Einsatz des 

neuen FLIRT-Rollmaterials ab 2022 

sicher noch deutlich an Attraktivität 

gewinnen, unter anderem mit einer 

Verpflegungszone mit Automaten. 

 
Abbildung: Nachfrageentwicklung RE Lötschberger Bern – Spiez – Brig (– Domodossola), 

Index Personenkilometer: 2008 entspricht 100. 
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Le singulier chemin de fer 

Sursee – Triengen 

De Sylvain Meillasson, AdI Suisse 

occidentale / Valais (Lausanne) 

La ligne Sursee – Triengen (8,92 km) 

a pour particularités de ne pas être 

électrifiée et de servir tant pour des 

circulations touristiques saisonnières 

qu'à une desserte marchandise régu-

lière. Elle relève d'une compagnie qui 

satisfait à toutes les exigences re-

quises en Suisse et qui a, depuis le 1er 

septembre 2018, aussi la charge de la 

ligne Hinwil – Bäretswil (– Bauma à 

compter de janvier 2019). 

L'idée de construire un chemin de fer 

dans le Surental (orthographe préva-

lant dans le canton de Lucerne) ou 

Suhrental (orthographe utilisée dans 

celui d'Argovie) découle de la déci-

sion du Centralbahn de relier Olten à 

Lucerne via Zofingen et Rothenburg. 

La vallée de la Suhre (émissaire du 

lac de Sempach et affluent de l'Aar) 

doit, selon les projections de la se-

conde moitié du 19ème siècle, béné-

ficier d'un chemin de fer secondaire, 

afin de relier Sursee à Aarau. Mais ce 

projet ne pourra jamais aboutir. Le 

cadre légal initial (concessions canto-

nales de 1848 à 1872) et les rivalités 

régionales favorisent les divergences 

au sujet des tracés ainsi qu'entre te-

nants des écartements métrique et 

standard européen. Les Argoviens 

optent finalement pour la première 

solution, tandis que les Lucernois 

cherchent à convaincre de l'intérêt de 

la seconde ou à défaut de mieux, de la 

nécessité d'une ligne jusqu'à Sursee. 

Malgré la résolution de 1899 en fa-

veur d'une ligne Sursee – Oberentfel-

den à écartement de 1435 mm, puis la 

demande d'un prolongement sur sol 

lucernois, le canton d'Argovie sub-

ventionne la construction en 1900, de 

la ligne Aarau – Schöftland (AS) à 

voie de 1000mm. Longue de 10,8 km 

et électrifiée en 750 V, elle sera ou-

verte en 1901 et intégrée au Wyren-

tal-und-Suhrentalbahn en 1957. Le 

camp lucernois ne veut pas renoncer 

— une concession pour un Sursee – 

Schöftland à voie métrique est de-

mandée en 1904 — mais peine à 

arrêter ses priorités — un projet de 

ligne à voie normale, limitée à Trien-

gen, fait parallèlement surface — et à 

trouver les ressources financières 

requises. Un comité en faveur de la 

voie normale se créé et sollicite l'ex-

pertise de l'ingénieur Johann Keller 

de Zurich qui chiffre le projet Sursee 

– Triengen (ST) à 1 MCHF. Une 

concession est sollicitée en 1906. 

Différentes options (prolongement de 

la voie métrique vers Sursee, ligne à 

double écartement ou à double tracé) 

pour l'aménagement ferroviaire de la 

région sont discutées en 1907, lors 

d'une tentative de conciliation. Mais 

les clivages persistent. Au final, la 

Confédération accorde en 1908 une 

concession au comité du ST, pour 

autant que le projet concurrent du 

Sursee – Schöftland à voie métrique 

ne soit pas financé avant l'échéance 

de la concession reportée à 1910, ce 

qui sera le cas. 

Pour parvenir à boucler son tour de 

table, le comité du ST décide de 

s'associer à Bahnindustrie AG de 

Hanovre qui va construire, équiper 

(avec notamment deux locomotives 

Henschel) et en partie financer la 

nouvelle ligne. Les travaux débutent 

en 1911 mais l'entreprise générale fait 

faillite et est remplacée par les ser-

vices cantonaux de construction ainsi 

que le ST. L'inauguration intervient 

en 1912. Le projet d'un prolongement 

jusqu'à Kölliken est bloqué en 1914 

par l'AS et le gouvernement argovien. 

Le ST dépose en 1921 une demande 

afin de pouvoir rejoindre Schöftland. 

Cette option devient caduque en 

1932, faute d'argent. D'autres projets 

seront débattus durant l'entre deux-

guerres, sans résultat. Des bus circu-

leront entre Triengen et Schöftland 

dès 1945 alors que des experts préco-

nisent en 1953 l'extension de la voie 

métrique jusqu'à Sursee et que la 

Confédération souhaite la généralisa-

tion du service routier, créant de 

fortes réactions en 1957. Un comité 

lucernois et argovien se forme pour 

appuyer l'option ferroviaire dans le 

Surental. La manifestation massive de 

1959 semble faire plier la Berne fédé-

rale qui octroie en 1963 une conces-

sion pour un chemin de fer à voie 

métrique de Sursee à Schöftland. 

Mais l'élaboration du projet prend du 

temps et les coûts s'envolent. En 

1971, Berne annonce que le trafic 

Voyageurs du ST sera routier pour 

une période probatoire de deux ans. 

La concession du service routier 

Sursee – Schöftland revient de 1975 à 

 
E3/3 5 et sa rame para-dent en ligne, Septembre 2018; 

Photo: Sylvain Meillasson. 
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2007 au ST qui obtient de maintenir 

son infrastructure dans l'éventualité 

d'une relance de l'activité Voyageurs. 

C'est du reste en 2009 qu'une très 

sérieuse étude préconise l'amorce du 

RER lucernois à Triengen. Grâce à 

ses embranchements, le ST devient 

un opérateur fret important, avec plus 

de 100000 t par an. La fermeture d'un 

site en 1997 lui fait néanmoins perdre 

80% de son activité qui se stabilisera 

par la suite à 50000 t. La réforme 

ferroviaire en 2000 implique la re-

prise de l'activité par CFF Cargo qui 

assure actuellement trois rotations 

quotidiennes (volume annuel de 

75000 t). Arrêté en 2017, le trafic de 

betteraves pourrait être relancé en 

2019 par Swiss Rail Traffic. 

La première guerre mondiale incitera 

le ST à s'équiper en 1918 d'un four-

gon automoteur à vapeur (FZm 1/2 

11) économe en charbon. Dans les 

années 1950, le ST remplacera ses 

matériels originels, notamment par 

des Tigerli ex.CFF. Les E3/3 3 et 4 

cèderont vite leur place à la E3/3 5 et 

à la 8522, dotée durant le second 

conflit mondial d'un pantographe afin 

de produire de la vapeur électrique-

ment. Le ST va louer au VHB l'Ed 

2/2 1 et testera sans suite un 

Schienenbus en 1953, cette option lui 

étant à nouveau proposée en 1974. 

Notons que le X73755 de Franche 

Comté a circulé sur le ST, à l'occa-

sion de son centenaire, en novembre 

2012. Le ST fera l'acquisition en 

1965 de l'Em 2/2 1, alias "Lisi" (dé-

sormais hors service) que complétera 

l'Em 2/2 2 loué jusqu'en 2010 (depuis 

revendu à WRS) et rebaptisé Tm iv 

8701 par CFF Cargo qui utilise en 

l'état des Tm 232 et Eem 923. Pour 

les travaux, le ST dispose de deux Tm 

III, d'un Tm II et de wagons dédiés. 

Le ST est à la fois un Gestionnaire 

d'Infrastructure — son réseau (21 km) 

est en Open Access- et une EF à part 

entière, grâce aux trains touristiques 

publics ou privés, produits à l'aide de 

ses deux vapeurs et d'une rame de 

deux voitures à bogies (ex. BLS) et 

de trois voitures à trois essieux 

(ex.CFF / ST). La fondation ST His-

toric sert à financer la mise en oeuvre 

des véhicules anciens. 

Le fret à l'heure 

des chantiers à Genève 

et sur l'Arc lémanique 

De Sylvain Meillasson, AdI Suisse 

occidentale / Valais (Lausanne) 

La desserte marchandises de Genève 

pourrait atteindre à terme les 150 000 

wagons annuels. Cette activité doit 

cependant composer avec les projets 

en voie d'achèvement (CEVA) ou en 

cours de lancement (Léman 2030). 

Pour CFF Cargo, la desserte mar-

chandises de la région de Genève 

représentait en 2016 83 000 wagons 

(contre 88 000 pour celle de Lau-

sanne). L'activité porte sur la grande-

distribution, la logistique, le combiné, 

la poste, la construction, les carbu-

rants, voire les ordures ménagères. 

Elle concerne plusieurs sites à Ge-

nève (La Praille, Cornavin) et dans 

ses environs (Vernier-Meyrin, Nyon, 

Gland). La Praille voit arriver, depuis 

la Suisse et cinq fois par semaine, 

deux à quatre trains quotidiens, afin 

d'alimenter les centrales de la grande 

distribution ainsi que deux fois par 

jour des wagons de ciment. La gare 

marchandises traite, à l'arrivée 

comme au départ et selon la même 

fréquence hebdomadaire, deux à trois 

trains par jour pour la logistique ainsi 

que deux fois par jour des containers 

pour des transitaires et la grande 

distribution. Cornavin n'est concerné 

que par le trafic postal (trois à cinq 

trains par jour, cinq à six fois par 

semaine) en lien avec les différents 

centres de tri du pays alors que Ver-

nier-Meyrin l'est par plusieurs flux. 

Ce sont ceux qui, cinq fois par se-

maine, relèvent de la grande distribu-

tion (un train par jour) en provenance 

de Suisse et d'Autriche, de la cons-

truction (wagons de ciment, deux fois 

par jour) ou ceux qui ont trait aux 

carburants. Il convient dans ce cas de 

distinguer les arrivages (afin d'ali-

menter les dépôts pétroliers locaux 

depuis l'Allemagne, Bâle et Cornaux) 

des expéditions (afin de fournir des 

sites suisses et allemands) grâce au 

pipeline en provenance de Fos. CFF 

Cargo utilise des Re6/6 ainsi que des 

Re4/4II et Re4/4III jusqu'à Genève et 

des Am843 au sein du triage de La 

Praille ou de et vers Vernier-Meyrin 

(en UM de nuit sur les trains de car-

burant), Nyon et Gland (en US la 

journée). A cela s'ajoute le transit des 

trains de lotissement Sibelin – Lau- 

sanne Triage les mardis, mercredis et 

jeudis, à nouveau via La Praille et au 

moyen de convois CFF réguliers en 

Suisse, ainsi que les acheminement 

vers le Valais de chlore du vendredi 

au samedi. La production de ces 

trains a été impactée par les chantiers 

menés dans le cadre de CEVA (voir 

encadré). Ces derniers ont rendu 

nécessaire l'utilisation de 75 400 

auxquelles succèderont des 37 000, 

les trains étant alors directs jusqu' à 

Lausanne-Triage, avec visites de 

sécurité à Vernier-Meyrin et échanges 

de conducteurs à Cornavin. 

Le développement des échanges (de 

25000 à 50000 voyageurs / jour entre 

2000 et 2010, 100 000 attendus en 

2030) entre Genève et Lausanne 

conduit à l'augmentation programmée 

du nombre de trains: de 670 (actuel-

 
Eem923 de CFF Cargo; Sion, 18.11.2017 

Photo: Sylvain Meillasson. 
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lement) à 800! La ligne Genève – 

Lausanne va être adaptée dans le 

cadre de Léman 2030, grâce à d'im-

portants investissements. Les trains 

de fret qui ont pâti ces dernières an-

nées de l'essor des trafics, sont aussi 

concernés par ce plan. CFF Infras-

tructure va créer: une voie de dépas-

sement à Founex en 2019, une entrée 

directe à Denges, depuis la ligne du 

Pied du Jura au niveau de Vufflens 

(projet connexe qui libère des capaci-

tés sur Lausanne – Genève) en 2023, 

une voie supplémentaire de Denges à 

Morges en 2026. Les travaux à 

Founex sont menés de nuit, entre 

2018 et 2019, du dimanche au jeudi, 

avec des horaires inchangés de 6.00 à 

21.00 mais avec une exploitation à 

une voie de 21.00 à 6.00, certaines 

courses Voyageurs étant reportées sur 

des bus. Dans la pratique, il n'y a pas 

de circulation de 0.00 à 2.00, sauf 

pour deux convois de fret franchissant 

une section de 4 km pantographe 

baissé. Une fois terminée, l'opération 

apportera une meilleure ponctualité 

ainsi qu'une capacité garantie (indé-

pendamment du trafic Voyageurs) et 

accrue. En l'état, CFF Infrastructure 

ne peut offrir que deux sillons fret 

chaque heure: un pour train de 750 m, 

un autre pour train de 400 m. Demain, 

ces deux sillons seront compatibles 

avec des convois de 750 m. Cette 

opportunité bénéficiera à CFF Cargo 

et à RailCare qui alimente au moyen 

de navettes ferroviaires, circulant 

d'Aclens (Vaud) à La Praille depuis 

2013, 45 points de vente de la COOP 

dans le canton de Genève. Les trois 

A/R quotidiens assurés en Re476, 

permettent d'économiser 60 camions. 

RailCare utilise des wagons doubles 

et des caisses mobiles frigorifiques 

échangées horizontalement (syst. 

ContainerMover d'Innovatrain) entre 

véhicules ferroviaires et routiers. 

L'amélioration sera en revanche sans 

incidence pour le trafic de combiné 

Marseille / Le Havre – Chavornay. 

Lancé à l'automne dernier, ce service 

a d'abord été opéré par camions entre 

Gevrey (hub de Naviland) et la Ro-

mandie, la navette ferroviaire (3 A/R 

par semaine via Vallorbe) n'étant 

attendue qu'au printemps 2019. 

Freie Fahrt 

mit warmem Käse 

Von Dr. Steffen Schranil, Ortsgruppe 

Mittelland / Jura (Bern) 

Mit der schon traditionellen Fondue-

fahrt startete die Ortsgruppe Mittel-

land / Jura (Bern) am 24. Januar 2019 

durch die Berner Altstadt und ins neue 

Jahr. Der gesamte Tramzug aus Trieb- 

und zwei Beiwagen war frühzeitig 

ausgebucht. Vom Berner Guisanplatz 

führte die Fahrt zunächst zum Bahn-

hof Wankdorf und anschliessend quer 

durch die Altstadt nach Brünnen 

Westside Bahnhof. Und natürlich 

auch wieder zurück. Ob es am Fon-

due oder an den zahlreichen fachli-

chen Gesprächen lag? Beides hat 

wohl dazu beigetragen, dass ein inte-

ressanter und kurzweiliger Abend 

entstand. 

 
Fonduetram in der Wendeschleife in 

Brünnen Westside Bahnhof; 

Foto: Steffen Schranil. 

GdI know[s] how: 

Wie kommt das Geld 

zur Eisenbahn? 

Von Philipp Buhl, Ortsgruppe 

Mittelland / Jura (Bern) 

Wer könnte diese Frage besser beant-

worten als unser GdI-Mitglied Dr. 

Markus Giger, Leiter der Sektion Fi-

nanzierung Schienennetz beim Bun-

desamt für Verkehr. Er zeichnet ver-

antwortlich für die Aushandlung der 

Leistungsvereinbarungen, die alle 

vier Jahre mit den 37 Infrastrukturbe-

treibern abgeschlossen werden. So 

flossen 2018 insgesamt 4,1 Milliarden 

Franken aus dem Bahninfrastruktur-

fonds (BIF) des Bundes in den Betrieb, 

den Substanzerhalt und die Erweite-

rungen des Schweizer Schienennetzes, 

was rund 75 Prozent der Infrastruktur-

ausgaben ausmacht. Die übrigen 25 

Prozent werden über die Trassenein-

nahmen und somit direkt durch die 

Nutzer finanziert. In seinem gut struk-

turierten Vortrag zeigte Markus Giger 

auf, wie seit der Einführung von FABI 

(Finanzierung und Ausbau der Bahn-

infrastruktur) im Jahr 2016 in der 

Schweiz die Bahninfrastruktur-

finanzierung geregelt ist. Wo die 

Mittel für den BIF herkommen, dass 

sich auch der Nationalstrassenfond 

am BIF orientiert und dass neben dem 

Personenverkehr auch der Güterver-

kehr sowie der Autoverlad gefördert 

werden, waren weitere Themen. Das 

BAV würde seit dem Postautoskandal 

die Rechnungen der abgeltungsbe-

rechtigen Unternehmen sehr genau 

prüfen, war die Antwort auf eine 

Frage aus dem Publikum. Mit 110 

Teilnehmer stiess der erste Vortrag 

der diesjährigen GdI know[s] how auf 

ein sehr grosses Interesse. Beim an-

schliessenden Apéro konnten beste-

hende Kontakte gepflegt werden. 

Veranstaltungsankündigungen 

 Dienstag, 09.04.2019, 16:30 Uhr, Mitglie-

derversammlung mit Referat zum Stadt-
bahnprojekt Limmattalbahn, Schlieren, 

OG Zürich / Ostschweiz 

 Mittwoch, 24.04.2019, zirka 17:30 Uhr, 
Mitgliederversammlung mit Referat zum 

energieeffizienten Fahren Eco 2.0 bei der 
SBB, Bern, OG Mittelland / Jura (Bern) 

 Freitag, 24.05.2019, 10:00 bis 16:30 Uhr, 
Fachtagung: Die SOB im Wandel, Bahn-

hof Samstagern, OG Nordwest- / Zentral-

schweiz / Tessin (Luzern) 

 Samstag, 25.05.2019, 09:15 bis 16:30 Uhr, 

Generalversammlung mit Referat des CEO 
der SOB, Luzern Radisson Blu — ab Mit-

tag Stansstad, OG Nordwest- / Zentral-

schweiz / Tessin (Luzern) 

Weitere Veranstaltungen werden rechtzeitig 

auf der GdI-Homepage (www.gdi-adi.ch) 

publiziert. 

http://www.gdi-adi.ch/
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Eisenbahnen 

allgemein 

Fünf-Punkte-Plan 

der DB für 2019 vorgestellt 

Massive Qualitätsprobleme (beson-

ders Pünktlichkeit im Schienenperso-

nenfernverkehr) sowie Finanzierungs-

probleme haben in den Medien um 

die Jahreswende 2018 / 2019 zu um-

fangreichen Berichten zur Lage der 

Deutschen Bahn geführt sowie zu 

mehreren Gesprächen zwischen dem 

Eigentümer und dem Vorstand der 

DB ab dem 15. Januar 2019. 

Der Vorstandsvorsitzende der DB, 

Dr. Richard Lutz, sowie seine Kolle-

gen Ronald Pofalla (Infrastruktur), 

Berthold Huber (Personenverkehr) 

und Alexander Doll (Finanzen, Güter-

verkehr und Logistik) haben sich am 

17. Januar 2019 in Berlin erneut mit 

Bundesverkehrsminister Andreas 

Scheuer sowie Abgeordneten des 

Deutschen Bundestages getroffen, um 

die Lage des Unternehmens zu bera-

ten. Die DB-Spitze stellte dabei einen 

Fünf-Punkte-Plan vor, der konkrete 

Verbesserungen bereits für das Jahr 

2019 enthält. 

Dr. Richard Lutz: „Die Auslastung 

unseres Schienennetzes hat seit der 

Bahnreform 1994 stark zugenommen, 

die Intensität der Nutzung pro Gleis-

Kilometer sogar um 50 Prozent. 

Gleichzeitig erfreut sich die DB jedes 

Jahr erneut an einem Passagierrekord. 

Dennoch: Wir kommen an unsere 

Grenzen, Wachstum führt zu Engpäs-

sen. Wir brauchen mehr Kapazitäten, 

um die Verkehre von heute und mor-

gen zu bewältigen. Deswegen gehen 

wir den Ausbau entschlossen an — 

im Netz, mit neuen Zügen und mehr 

Mitarbeitern. Ziel ist es, Schritt für 

Schritt besser zu werden für unsere 

Kunden.“ 

Der Fünf-Punkte-Plan des DB-Vor-

stands ist im Supplement in vollem 

Wortlaut nachzulesen; siehe dazu 

auch die Hinweise auf Seite 38). 

 

Forschungslabor 

für die Bahn der Zukunft 

Neue digitale Technologien sind der 

Schlüssel für mehr Kapazität auf der 

Schiene, für mehr klimafreundliche 

Mobilitätsangebote, für eine bessere 

Zuverlässigkeit des Systems und 

mehr Kundenkomfort. Um diese 

Technologien für die Bahn zügig 

weiterzuentwickeln und zuverlässig 

einzusetzen, hat die Deutsche Bahn 

das „Advanced Trainlab“ in Betrieb 

genommen. Dieser Testzug soll der 

gesamten Branche erstmalig die Mög-

lichkeit bieten, Zukunftstechnologien 

unabhängig vom normalen Bahnbe-

trieb zu erproben. 

Professorin Dr. Sabina Jeschke, DB-

Vorständin Digitalisierung und Tech-

nik am 04. Februar 2019: „Das 

schnellste Labor der Welt auf Schienen 

wird der Digitalisierung der Bahn 

einen gewaltigen Schub geben. Ob 

Antennen, Sensoren oder Kamerate-

chnik — alle denkbaren Fahrzeug- 

und IT-Komponenten können wir im 

Realbetrieb testen und schnell in die 

praktische Anwendung bringen.“ 

Bei dem Testzug handelt es sich um 

einen Dieseltriebzug der Baureihe 

605 (ICE-TD), der im gesamten Netz 

der DB eingesetzt werden kann. Die 

Höchstgeschwindigkeit von 200 

Stundenkilometer erlaubt eine breite 

Palette an Versuchen. Der Zug mit 

einer Achslast von 15 Tonnen besteht 

aus zwei Mittel- und zwei Endwagen. 

Zurzeit sind in dem Versuchszug drei 

Mobilfunkantennen für das neue 5G-

Netz eingebaut, die von der DB ge-

meinsam mit Ericsson erprobt wer-

den. Damit wurden bereits erste Mes-

sungen auf dem 5G-Testfeld auf der 

Schnellfahrstrecke Nürnberg – Ingol-

stadt durchgeführt. Mit dem 5G-Netz 

sollen Daten hundert Mal schneller 

als über den aktuellen Standard durch 

das Netz geleitet werden. 

In den kommenden Monaten sind mit 

dem Advanced Trainlab Erprobungen 

im Bereich Sensorik für Objekt- und 

Hinderniserkennung geplant, ebenso 

für die Signal- und Umfelderkennung. 

Auch Versuche zur Positionsbestim-

mung von Zügen in Echtzeit sind 

vorgesehen. Weiterhin sind Tests für 

den Datenaustausch zwischen Zug, 

Auto und Infrastruktur zum Beispiel 

an Bahnübergängen angedacht. 

Bitte teilen Sie es uns mit, wenn sich Ihre 

Adresse geändert hat: 

 an GRV, Postfach 101403, 45014 Essen, 

 per Fax +49 234 5465180 oder 

 Mail an versand@grv-nachrichten.de. 

Mitglieder des Vereins GdI — AdI teilen ihre 

Adressänderungen bitte dort mit. 

 
Das Advanced Trainlab ist ein Versuchsträger der Deutschen Bahn, in welchem innovative 

Technologien erprobt werden können. Im Bild das Advanced Trainlab in Berlin; 

Foto: DB AG / Volker Emersleben. 

mailto:versand@grv-nachrichten.de
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Bundesnetzagentur 

veröffentlicht 

Marktuntersuchung 

Eisenbahnen 2018 

Der Umsatz aller Eisenbahnverkehrs-

unternehmen stieg im Berichtsjahr 

2017 auf 20,7 Milliarden Euro, bei den 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen 

auf 6,4 Milliarden Euro an. Dies geht 

aus der am 08. Januar 2019 veröffent-

lichten Marktuntersuchung Eisen-

bahnen 2018 der Bundesnetzagentur 

hervor. 

Im Schienengüterverkehr konnten die 

Wettbewerber der DB ihren Marktan-

teil an der Verkehrsleistung (Tonnen-

kilometer) von 46 Prozent im Jahr 

2016 auf 47 Prozent erhöhen. Im 

Schienenpersonennahverkehr stag-

nierte der Anteil der Wettbewerber 

bei 26 Prozent der Personenkilometer. 

Im Schienenpersonenfernverkehr liegt 

der Anteil der Wettbewerber weiterhin 

unter1 Prozent. Die Betriebsleistung 

auf öffentlichen Schienenwegen stieg 

von 1,098 Milliarden Trassenkilome-

tern 2016 auf 1,104 Milliarden Tras-

senkilometer 2017. 

Die Bundesnetzagentur soll einen 

funktionierenden Wettbewerb auf der 

Schiene sicherstellen. Hierzu erhebt 

sie jährlich Daten, die Eisenbahn-

unternehmen sind zur Lieferung ver-

pflichtet (Eisenbahnregulierungs-

gesetz). 

Die 84-seitige Marktuntersuchung Ei-

senbahnen 2018 kann heruntergeladen 

werden: www.bundesnetzagentur.de. 

Fusion Siemens – Alstom 

gescheitert 

Die Europäische Kommission hat am 

06. Februar 2019 die geplante Zu-

sammenlegung der Mobilitätssparten 

von Siemens und Alstom (siehe Folge 

110 der GRV-Nachrichten, Seite 12) 

abgelehnt. 

Als Reaktion auf Beschwerdepunkte 

der Europäischen Kommission vom 

29. Oktober 2018 hatten die beiden 

Unternehmen am 12. Dezember 2018 

mit einem „Zusagenpaket“ versucht, 

die Bedenken der Kommission auszu-

räumen, was aber nicht gelungen ist. 

Siemens und Alstom bedauerten noch 

am Tag der Entscheidung der Kom-

mission die Ablehnung und zeigten 

sich überzeugt: „Dass die Transaktion 

einen erheblichen Mehrwert für den 

globalen Mobilitätssektor, die europä-

ische Bahnindustrie, Kunden, Reisen-

de und Pendler geschaffen hätte, ohne 

den europäischen Wettbewerb zu 

beeinträchtigen. Zudem hätte sie 

einen europäischen Marktteilnehmer 

geschaffen, der dem zunehmenden 

Wettbewerb durch Konkurrenz von 

außereuropäischen Unternehmen 

(Anmerkung der Redaktion: Insbe-

sondere CRRC, China) gewachsen 

gewesen wäre“. 

Eisenbahn-

infrastruktur 

Bonatzbau wird modernisiert 

Der Bonatzbau, das historische Emp-

fangsgebäude des Stuttgarter Haupt-

bahnhofs, wird von 2019 an umfang-

reich modernisiert. Die Deutsche Bahn 

informierte am 04. Dezember 2018, 

dass sie rund 200 Millionen Euro Ei-

genmittel investieren wird, bei einer 

Gesamtsumme von rund 250 Millionen 

Euro. Das fast 100 Jahre alte denkmal-

geschützte Bauwerk soll künftig eine 

hohe Aufenthaltsqualität und ein viel-

fältiges Angebot für die täglich rund 

300 000 Reisenden bieten. 

Im ersten Quartal 2019 wurde mit 

vorbereitenden Arbeiten begonnen, 

die Hauptbaumaßnahmen werden von 

2020 an etwa vier Jahre in Anspruch 

nehmen. Die vollständige Inbetrieb-

nahme des modernisierten Bonatzbaus 

ist gemeinsam mit dem neuen Haupt-

bahnhof für das Jahr 2025 geplant. 

Reisende sollen während der Umbau-

zeit so wenig wie möglich beeinträch-

tigt werden. Die bisher im Bonatzbau 

befindlichen Serviceeinrichtungen 

werden in einem eigens erstellten 

Servicegebäude am Gleis 1 und in 

angemieteten Räumen der Landes-

bank Baden-Württemberg zu finden 

sein. Eine Wartehalle am Kurt-Georg-

Kiesinger-Platz wird die Empfangs-

halle des Bonatzbaus ersetzen. Die 

Bahnsteige werden während der ge-

samten Bauzeit barrierefrei erreichbar 

sein. Die barrierefreie Verbindung 

zwischen der S-Bahn und den Zügen 

des Fern- und Regionalverkehrs wird 

über die Bauzeit ebenfalls sicherge-

stellt. 

Der modernisierte Bonatzbau soll den 

Reisenden und Besuchern des Haupt-

bahnhofs eine lichtdurchflutete Bahn-

hofshalle, rund 50 Läden, ein neues 

Vier-Sterne-Hotel und DB-Service-

angebote bieten. Die neue Haupt-

erschließungsebene wird ebenerdig 

zum Arnulf-Klett-Platz liegen und 

den Reisenden einen barrierefreien 

Zugang zu den Bahnsteigen des künf-

tigen Hauptbahnhofs ermöglichen. Das 

stadtbildprägende Äußere des Bonatz-

baus bleibt vollständig erhalten. 

VDV fordert höhere Mittel 

für die LuFV III 

Der Verband Deutscher Verkehrs-

unternehmen (VDV) hat am 13. No-

vember 2018 Vorschläge für die 

Ausgestaltung der neuen Leistungs- 

und Finanzierungsvereinbarung 

(LuFV III) erarbeitet. Die aktuelle 

LuFV II läuft noch bis Ende 2019 

(siehe Folge 101 der GRV-Nach-

richten, Seite 18). 

Der Verband sieht dabei einen wich-

tigen Schwerpunkt in der dauerhaften 

Verfügbarkeit des Schienennetzes für 

einen störungsfreien Betrieb, gerade 

auch während notwendiger Baumaß-

nahmen. VDV-Vizepräsident Joachim 

Berends wies auf die Berücksichtigung 

und Umsetzung der im Runden Tisch 

Baustellenmanagement vereinbarten 

Maßnahmen hin: „Im Rahmen der 

neuen LuFV müssen entsprechende 

finanzielle Anreize für DB Netz zum 

kundenfreundlichen Bauen berück-

sichtigt werden, insbesondere bei 

Baumaßnahmen unter rollendem Rad. 

Zudem müssen die Mittel insgesamt 

an die erhöhten Planungs- und Bau-

kosten angepasst werden.“ Auch der 

nach wie vor hohe Investitionsstau 

bei der Modernisierung des gesamten 

Schienennetzes muss nach Ansicht 

des VDV im Fokus der neuen Verein-

barung zwischen Bund und Deutscher 

Bahn stehen. 

https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Eisenbahn/Unternehmen_Institutionen/Veroeffentlichungen/Marktuntersuchungen/MarktuntersuchungEisenbahnen/MarktuntersuchungEisenbahn2018.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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10,7 Milliarden Euro 

für Kapazität und Qualität 

Am 20. Februar 2019 informierte 

Ronald Pofalla, Infrastrukturvorstand 

der Deutschen Bahn, über die 2019 

vorgesehenen Investitionen von 10,7 

Milliarden Euro in die Schieneninfra-

struktur und Bahnhöfe. Seit 2010 

wurden bereits 16 000 Kilometer der 

Gleise und somit fast die Hälfte des 

Streckennetzes saniert. 2019 sollen 

rund 1500 Kilometer Gleise, über 

300 Brücken und rund 650 Bahnhöfe 

saniert werden, einschließlich der 

ersten beiden Schnellfahrstrecken 

Hannover – Würzburg und Mannheim 

– Stuttgart (siehe Folge 113 der GRV-

Nachrichten, Seite 20). 

Trotz des steigenden Bauvolumens 

sollen die damit verbundenen Ver-

spätungen reduziert werden. Eine 

bessere Koordination von Baustellen 

soll es auch ermöglichen, Engpässe 

im hochbelasteten Schienennetz zu 

reduzieren. Seit 1994 hat sich die 

Anzahl der Personen- und Güterzüge 

auf dem Netz um über 50 Prozent 

erhöht. 

„Wir sagen dem Stau auf der Schiene 

den Kampf an. An den neuralgischen 

Punkten steuern wir aktiv gegen den 

Rückstau, der sich auf das gesamte 

Netz auswirkt. Dabei setzen wir auf 

ein intensives Engpassmanagement in 

vier Plankorridoren“, sagte Pofalla. 

Die seit 2016 erfolgreichen Planstart-

Teams an den zentralen Eisenbahn-

knoten sollen verdoppelt werden und 

an rund 20 Bahnhöfen für pünktliche 

Züge sorgen. 

Weitere Informationen unter: 

www.deutschebahn.com. 

Kurzmeldungen 

Bahnprojekt Stuttgart – Ulm 

Jedes Jahr gedenken Tunnelbauer und 

Bergleute am 04. Dezember, dem Na-

menstag der Heiligen Sankt Barbara, 

ihrer Schutzheiligen. Dies ist jeweils 

ein guter Anlass, sich einen Überblick 

über den Stand der Dinge zu ver-

schaffen. Auf den Tunnelbaustellen 

des Bahnprojekts Stuttgart – Ulm sind 

mittlerweile rund drei Viertel der 

Tunnel vorgetrieben. Im Tunnel Bad 

Cannstatt wurde aber gearbeitet, um 

mit einem symbolischen Baggerbiss 

den Vortrieb vom Neckarufer in Bad 

Cannstatt aus in Richtung Zwischen-

angriff Ehmannstraße zu starten. Der 

3507 Meter lange Tunnel Bad Cann-

statt wird mit zwei Röhren den künf-

tigen Stuttgarter Hauptbahnhof mit 

den bestehenden Bahnstrecken aus 

Richtung Bad Cannstatt verbinden. 

Direkt an das nun begonnene Stück 

Tunnel schließt die stadtbildprägende 

Neckarbrücke in Bad Cannstatt an. 

Der erste Oberleitungsmast im 

Bahnprojekt Stuttgart – Ulm wurde 

am 12. Dezember 2018 in einem 

symbolischen Akt auf der Neubau-

strecke Wendlingen – Ulm bei Dorn-

stadt errichtet. Für den im Rohbau 

fertiggestellten Abschnitt zwischen 

Merklingen und Ulm werden auf rund 

30 Kilometer Streckenlänge rund 

800 Oberleitungsmasten gestellt, 

davon etwa 700 aus Beton und rund 

100 aus Stahl. 

Mit lobenden Worten hochrangiger 

Gäste wurde am 14. Dezember 2018 

der Festakt zum 20jährigen Jubilä-

um des Turmforums begangen. 

Langjährige ehemalige und aktive 

Unterstützer trafen sich im Stuttgarter 

Hauptbahnhof, um dieses Ereignis zu 

feiern. Womöglich auch, weil 2019 

der Umbau des Bonatzbaus beginnt 

und das Turmforum umziehen muss. 

Schienen-

güterverkehr 

Anmerkungen zum 

Europäischen 

Schienengüterverkehr 

Von Ernst Rota, Zürich 

In Folge 112 der GRV-Nachrichten 

(Seite 14) berichtete Urs Wili über 

die Fachtagung zum Schienengüter-

verkehr der Zukunft, die am 15. Juni 

2018 in Langenthal stattgefunden hat. 

Der Verfasser nimmt diesen Bericht 

zum Anlass für einige grundsätzliche 

Überlegungen zum Schienengüterver-

kehr. 

Ich setze mich seit vielen Jahren inten-

siv mit der weltweiten Entwicklung 

des Schienengüterverkehrs auseinan-

der. Trotz enormen Anstrengungen 

auf verschiedenen Ebenen verliert der 

Schienengüterverkehr in Europa 

weiterhin Marktanteile an die Straße. 

Mit großer Unterstützung der EU 

wurden in Europa mehrere für den 

Güterverkehr bestimmte Eisenbahnli-

nien gebaut. Einige davon habe ich 

vor Ort besichtigt. Die Politik wird 

nicht müde, anhaltend die Verlage-

rung von der Straße auf die Schiene 

zu propagieren. 

An zahlreichen Fachtagungen werden 

Konzepte für die Förderung des 

Schienengüterverkehrs diskutiert und 

erarbeitet. Die Öffnung der nationalen 

Märkte für den Schienengüterverkehr 

 
Grafik: DB AG / Julia Amend. 

https://www.deutschebahn.com/de/presse/suche_Medienpakete/2019-Investitionen-von-rund-10-7-Milliarden-Euro-in-moderne-Bahnhoefe-und-leistungsfaehigeres-Netz-3784910
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hat zum Auftreten von neuen Anbie-

tern geführt. Oft handelt es sich um 

Tochtergesellschaften von ausländi-

schen Staatsbahnen. Die Anzahl der 

Anbieter von Gütertransportleistungen 

auf der Schiene ist unüberblickbar 

geworden. Trotz diesen aufwendigen 

Bemühungen hält der Krebsgang des 

Schienengüterverkehrs an. Trotz den 

enormen Anstrengungen?! Ich vertrete 

die Auffassung, dass nicht trotz, son-

dern wegen diesen Bestrebungen, die 

aus ökologischen und ökonomischen 

Gründen überfällige Verlagerung von 

der Straße auf die Schiene nicht ge-

lingt. 

Dem unabhängigen Beobachter fällt 

auf, dass in den Diskussionen wesent-

liche Aspekte des Schienengüterver-

kehrs nicht angesprochen werden. Ich 

denke dabei vor allem an die Frage der 

Größe und der Eigentumsverhältnisse 

der Eisenbahnunternehmen als über-

ragendes Element für den unterneh-

merischen Erfolg. Die Wahrnehmung 

verdrängt die Tatsache, dass die pri-

vaten Güterbahnen in Nordamerika 

trotz viel tieferen Frachtraten hoch 

profitabel sind. Die größte Einzel-

investition, die der legendäre Investor 

Waren Buffet getätigt hat, war der 

Kauf von Burlington Northern Santa Fe 

für über 30 Milliarden US-Dollar. 

Ob Warren Buffet beispielsweise 

die Güterverkehrssparte der SNCF 

kaufen würde? 

Man stelle sich vor, der gesamte 

Güterverkehr in Europa würde von 

drei oder vier großen und regional 

abgetrennten Eisenbahnunternehmen 

abgewickelt. Was wären die Folgen: 

1. Zahlreiche, der in den unzähligen 

Gremien diskutierten und höchs-

tens ansatzweise gelösten zentra-

len Probleme würden sich gar 

nicht mehr stellen. 

2. Der gigantische Overhead auf 

vielen Ebenen würde entfallen. 

Das würde die Kosten senken, 

die Prozesse vereinfachen und 

die Effizienz steigern. 

3. Als Folge würden die Frachtraten 

sinken und die Rentabilität steigen. 

Dadurch würde sich der Markt-

anteil des Schienengüterverkehrs 

erhöhen, und die Eisenbahnen 

könnten privates Kapital für 

Investitionen anziehen. 

4. Die profitablen und mächtigen 

privatisierten Eisenbahnunter-

nehmen könnten sich ungleich 

besser als die oft schwächlichen 

Staatsbahnen im politischen Ent-

scheidungsprozess einbringen und 

die Rahmenbedingungen zuguns-

ten des Schienengüterverkehrs 

wirkungsvoll beeinflussen. 

5. Und man glaube nicht, dass die 

Privatisierung auf dem Rücken 

des Betriebspersonals erfolgen 

würde. Der Durchschnittslohn in 

der Eisenbahnindustrie in den 

USA beträgt beispielsweise das 

Vierfache des gesetzlichen Min-

destlohns. 

6. Auch Befürchtungen bezüglich der 

Monopole der einzelnen Eisen-

bahnunternehmen sind kaum ge-

rechtfertigt. Dafür ist die Konkur-

renz der Straßentransporteure viel 

zu groß. Notfalls könnte man im 

Gegensatz zu Nordamerika zur 

Förderung des Wettbewerbs den 

freien Netzzugang in der jeweili-

gen Region vorsehen. 

Nur so kann der Schienengüterverkehr 

in Europa zu seiner früheren Bedeu-

tung zurückfinden. Im Übrigen fällt 

mir auf, dass die Entkuppler in den 

Schweizer Rangierbahnhöfen ihre 

anstrengende Tätigkeit auch heute 

noch unter freiem Himmel ausüben, 

während gut bezahltes Personal in 

wohliger Umgebung kaum mehr über-

blickbare Konzepte austüftelt oder 

Berge von Papier und Reglementen 

produziert. 

Frachthochgeschwindigkeit 

in Italien verwirklicht 

Am 29. Oktober 2018 hat Mercitalia 

Fast, ein Tochterunternehmen der 

italienischen Staatsbahn, den weltweit 

ersten Fracht-Hochgeschwindigkeits-

zug vorgestellt. Seit dem 08. Novem-

ber verbindet er werktäglich über die 

Hochgeschwindigkeitsstrecken in nur 

dreieinhalb Stunden das Mercitalia-

Terminal in Maddaloni-Marcianise, 

nahe Neapel mit dem Güterverkehrs-

zentrum in Bologna in Norditalien. 

Eingesetzt wird ein Hochgeschwindig-

keitszug ETR 500, der für den Trans-

port von Rollcontainern ausgerüstet 

ist. 

„Mit der Einführung des neuen Mer-

citalia-Dienstes, der den Gütertrans-

port in das dritte Jahrtausend führt, 

setzen wir einen Paradigmenwechsel 

um. Wir machen den Warenverkehr 

in unserem Land schnell, bemerkens-

wert sicher und umweltfreundlich. 

Dies sind die konkreten Maßnahmen 

einer Regierung, die nachdrücklich 

auf die Intermodalität im Verkehr 

setzt“, betonte der Minister für Arbeit 

und wirtschaftliche Entwicklung, 

Luigi Di Maio. 

BLS übernimmt Crossrail 

Der Logistikdienstleister Rhenus über-

gibt rückwirkend zum 01. Januar 2019 

seine belgische Güterbahn Crossrail 

an BLS Cargo. Das haben die beiden 

Unternehmen am 05. März 2019 ver-

einbart. Crossrail ist in Belgien und 

Deutschland als Eisenbahnverkehrs-

unternehmen tätig. Die Übernahme 

steht unter dem Vorbehalt der Zu-

stimmung der zuständigen Wettbe-

werbsbehörden. Über den Kaufpreis 

wurde Stillschweigen vereinbart. 

BLS Cargo erwirtschaftet schon bis-

her rund einen Drittel ihres Umsatzes 

mit Verkehren, die in Belgien starten 

oder enden. Vor allem für die Züge, 

die auf der rechten Rheinstrecke über 

Deutschland verkehren, arbeitet BLS 

Cargo bereits seit zwei Jahren eng mit 

Crossrail zusammen. Dabei fährt 

Crossrail im Auftrag von BLS Cargo 

in Deutschland und Belgien. 

Crossrail entstand durch Abspaltung 

der Güterverkehrssparte der Regional-

verkehr Mittelland AG Ende 2005. 

Bereits seit Januar 2004 war Crossrail 

die Marke für den unbegleiteten kom-

binierten Verkehr, den die Regional-

verkehr Mittelland im Rahmen des 

freien Netzzugangs im Alpentransit 

von Deutschland über die Lötschberg-

Simplon-Achse nach Italien betrieb. 

Zum 01. Januar 2006 übernahm der 

Investor Babcock & Brown Crossrail. 

Seit 2016 gehörte Crossrail zu 75 Pro-

zent zum Logistiker Rhenus, welcher 

seit 1998 zur Rethmann-Gruppe gehört 

(Rethmann hat seit kurzem auch die 

Anteile von Transdev von Veolia 

übernommen, siehe Bericht in Folge 

113 der GRV-Nachrichten, Seite 19). 

Während Rhenus die schweizer 
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Aktivitäten von Crossrail mit seiner 

Tochter Cargologic verschmolz, 

wurde nun die übriggebliebene Cross-

rail Benelux an BLS Cargo verkauft. 

Die einstigen Geschwister bei der 

Regionalverkehr Mittelland AG — 

Schienenpersonennahverkehr und 

Infrastruktur — kamen bereits im 

Juni 2006 durch Fusion zur BLS. 

So ist die Übernahme von Crossrail 

durch die BLS auch eine Familien-

zusammenführung… 

Schienen-

personenverkehr 

Schnellfahrstrecke 

Berlin – München 

erfüllt Erwartungen  

Am 30. November 2018 informierte 

die DB, dass die Eisenbahn ein Jahr 

nach der Eröffnung der Schnellfahr-

strecke Berlin – München (siehe Folge 

110 der GRV-Nachrichten, Leitartikel 

und Seite 14) in dieser Relation das 

Flugzeug als Verkehrsmittel Num-

mer 1 abgelöst hat. Demnach nutzen 

46 Prozent aller Reisenden die Bahn, 

30 Prozent das Flugzeug und 24 Pro-

zent das Auto oder den Bus. Vor dem 

Start der Strecke lag der Anteil der 

Bahn noch bei 23 Prozent, das Flug-

zeug führte mit 48 Prozent. 

Insgesamt zählte die DB bislang 4,4 

Millionen Reisende zwischen Berlin 

und München und damit doppelt so 

viele wie im Vorjahr. Rund 1,2 Milli-

onen Reisende stiegen in dem Zeit-

raum vom Flieger um, rund eine 

Million vom Pkw. Personenverkehrs-

vorstand Berthold Huber: „Dass wir 

so viele Reisende zum Umsteigen 

bewegen konnten, übertrifft unsere 

Erwartungen und dafür bedanken wir 

uns ganz herzlich bei unseren Kun-

den. Neben dem Stolz, jetzt Markt-

führer auf dieser Strecke zu sein, 

empfinden wir diesen Erfolg vor 

allem auch als Ansporn, das Angebot 

für unsere Fahrgäste weiter zu ver-

bessern. Die Bahn ist der Schlüssel 

für die dringend erforderliche Ver-

kehrswende und leistet einen wesent-

lichen Beitrag zur Mobilität der Men-

schen und der Gesundung von Klima 

und Umwelt.“ 

Die neue Verbindung ist auch sonst 

ein Erfolg: So liegt die Pünktlichkeit 

der ICE-Sprinter mit 86 Prozent über 

dem bundesweiten Durchschnitt von 

74,9 Prozent für 2018. Die Auslastung 

der Züge liegt durchschnittlich 18 Pro-

zent höher als im übrigen Fernverkehr. 

Im neu geschaffenen Bahnknoten 

Erfurt hat sich die Zahl der Umsteiger 

zwischen Fernverkehrszügen vervier-

facht. 

Seit dem Fahrplanwechsel am 

09. Dezember 2018 wird zur Erhö-

hung des Platzangebots auf dieser 

Strecke auch der ICE 4 eingesetzt. 

Mobiler Fahrkartenverkauf 

der DB erfolgreich 

Mit 28,3 Millionen verkauften Handy-

Tickets und 42 Millionen Online-

Tickets im Jahr 2018 wächst die Be-

deutung des digitalen Fahrkartenver-

kaufs bei der Deutschen Bahn (DB) 

weiter. Die digitalen Vertriebskanäle 

DB Navigator und bahn.de bilden 

zusammen mit rund 45 Prozent den 

mit Abstand größten Vertriebskanal. 

Nach einer Mitteilung der DB vom 

01. Februar 2019 stieg der Verkauf 

von Handy-Tickets um 75 Prozent. 

Damit entwickelt sich der DB Navi-

gator immer mehr zum digitalen 

Begleiter für Bahnreisende für die 

Buchung und Reiseplanung. Durch-

schnittlich 2,6 Millionen mobile Rei-

seauskünfte werden täglich in dieser 

App abgerufen. 

Der DB Navigator begleitet Reisende 

auch zunehmend im innerstädtischen 

Nahverkehr. Für die Nutzung von U-

Bahn, Bus und Straßenbahn wurden 

2018 6,3 Millionen Verbundtickets in 

der App gekauft. Das entspricht na-

hezu einer Verfünffachung im Ver-

gleich zum Vorjahr. Deutschlandweit 

sind bereits Tickets für 29 Verkehrs-

verbünde im DB Navigator erhältlich, 

weitere sollen 2019 folgen. 

Verdopplung der 

Passagierzahlen 

im Schienenverkehr bis 2030 

Die Deutsche Verkehrswissenschaft-

liche Gesellschaft (DVWG) hat am 

16. November 2018 auf ihrer Bundes-

delegiertenversammlung den DVWG-

Standpunkt „Verdopplung der Passa-

gierzahlen im Schienenverkehr bis 

2030“ beschlossen und dieses von der 

Bundesregierung postulierte Ziel auf 

einem Experten-Panel mit Vertretern 

aus Politik, Wissenschaft und Wirt-

schaft diskutiert. Einig waren sich die 

Diskutanten darüber, dass — wenn 

das Verdoppelungsziel erreicht wer-

den soll — nun auch konkrete Maß-

nahmen folgen müssen. 

Die DVWG begrüßt in ihrem Stand-

punkt das verkehrspolitische Ziel 

einer Verdoppelung des Personenver-

kehrs auf der Schiene, schätzt es 

jedoch auch als sehr ambitioniert ein. 

 
ICE 3 als „Sprinter“ München – Berlin auf der Schnellfahrstrecke Ebensfeld – Erfurt durch 

den Thüringer Wald, Fahrtrichtung Nord. Der Zug verlässt den Tunnel Bleßberg (längster 

der Strecke mit 8314 Metern) mit seinem Haubenbauwerk zur Vermeidung des 

„Tunnelknalls“. Im Hintergrund das Unterbecken des Pumpspeicherwerks Goldisthal; 

Foto: DB AG / Frank Barteld. 
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Zur Zielerreichung seien Entschei-

dungen weit über die bisher ange-

dachten Maßnahmen erforderlich, 

sowohl politisch, finanziell als auch 

technisch: „So ist der Ausbau des be-

stehenden Bahnnetzes sowie der Aus-

bau von Trassen und insbesondere der 

Knoten ebenso von Nöten wie die 

Vereinfachung des Bau- und Pla-

nungsrechts für Eisenbahnprojekte, 

die Elektrifizierung des Netzes sowie 

dessen Ausstattung mit moderner Leit-

technik und der Ausbau der Instand-

haltungs- und Reparaturkapazitäten.“ 

Der DVWG Standpunkt „Verdopplung 

der Passagierzahlen im Schienenver-

kehr bis 2030“ kann heruntergeladen 

werden: www.dvwg.de. 

Deutsche Bahn bestellt 

spanische Fernverkehrszüge 

Die Deutsche Bahn(DB) und der 

spanische Hersteller Talgo haben am 

13. März in Berlin im Beisein von 

Enak Ferlemann, Beauftrager der 

Bundesregierung für den Schienen-

verkehr und Parlamentarischer Staats-

sekretär im Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur, 

den neuen Fernverkehrszug mit dem 

Arbeitstitel „ECx“ vorgestellt. 

Bereits am 05. Februar 2019 infor-

mierte die DB, dass sie nach einer 

europaweiten Ausschreibung dem 

spanischen Hersteller Talgo den Zu-

schlag für neue Fernverkehrszüge 

erteilt hat. Der Rahmenvertrag um-

fasst bis zu 100 lokbespannte Züge. 

In einem ersten Abruf bestellte die 

DB 23 neue Fahrzeuge mit einer 

Investitionssumme von 550 Millionen 

Euro. Die ersten Züge sollen ab 2023 

im Segment unter dem ICE in Betrieb 

genommen werden. 

Bei den neuen „ECx“ handelt es sich 

— anders als bei den ICE — nicht um 

Triebzüge, sondern Wagengarnituren 

mit separater Lok. Die Wagenzüge 

bilden allerdings feste Einheiten mit 

17 Segmenten mit je einem Einzelrad-

fahrwerk zwischen den Segmenten 

plus je ein zweiachsiges Drehgestell 

an den beiden Zug-Enden. Jedes Seg-

ment ist knapp 14 Meter lang, also gut 

die Hälfte der bisher üblichen Wagen-

länge. Dadurch können die Wagen-

kästen etwa breiter konstruiert werden, 

was den Platz im Inneren des Zuges 

vergrößert. Zusätzlich zu den Wagen-

garnituren hat die DB passende Mehr-

systemloks geordert. Die Höchstge-

schwindigkeit beträgt dann 230 Stun-

denkilometer. Die Züge können aber 

auch mit Dieselloks bespannt werden. 

Die Innenausstattung entspricht dem, 

was man heutzutage allgemein von 

einem modernen Zug erwartet, hervor-

zuheben ist lediglich der stufenfreie 

Einstieg an allen Türen des Zuges, 

sofern der Bahnsteig die deutsche 

Standardhöhe von 76 Zentimetern 

(gemessen ab Schienenoberkante) hat. 

Damit schließt die DB eine Lücke in 

der Modellpalette zur Ablösung der in 

die Jahre gekommenen lokbespannten 

Fernverkehrszüge („IC 1“). Derzeit 

läuft die Serienauslieferung des ICE 

4, der sowohl die lokbespannten Züge 

auf den nachfragestärksten Haupt-

linien (wie die Paradestrecke Köln – 

Hamburg, auf der nicht ohne Grund 

schon 1978 der Stundentakt mit zwei-

klassigen Intercity-Zügen eingeführt 

wurde, ein Jahr bevor es 1979 im gan-

zen Netz „jede Stunde jede Klasse“ 

hieß) ablösen sollte, als auch schon 

als Ersatz für die nicht mehr ganz so 

jungen ICE 1 und 2 angedacht war. 

Mittlerweile unterstützt der ICE 4 

auch schon die ICE 3 auf der Schnell-

fahrstrecke Köln – Frankfurt. Für die 

Ergänzungslinien im Fernverkehrs-

netz, wo keine so große Sitzplatzkapa-

zität benötigt wird, und eine Höchst-

geschwindigkeit von 160 Stundenkilo-

metern ausreicht, hat die DB eigent-

lich für den Regionalverkehr konstru-

ierte Doppelstock-Wagen adaptiert, 

indem sie einige Züge mit komfortab-

lerer Innenausstattungen geordert hat 

(„IC 2“). 

Eingesetzt werden sollen die neuen 

„ECx“ zunächst auf der Verbindung 

Amsterdam – Osnabrück – Hannover 

– Berlin sowie zu den nur mit Diesel-

zügen erreichbaren Fremdenverkehrs-

orten Oberstdorf im Allgäu und 

Westerland auf der Halbinsel Sylt. 

Wehrmutstropfen wird dann sein, 

dass die (letzten im deutschen Bahn-

Fernverkehr verbliebenen) Kurswagen 

nach Dagebüll (mit Schiffs-Anschluss 

zu den schönen Nordseeinseln Föhr 

und Amrum) nicht mehr mitgeführt 

werden können, da sich die Segmente 

ja nicht trennen lassen. Diese von der 

DB genannten Einsatzbereiche dürften 

noch nicht alle 23 bestellten Fahrzeuge 

binden. Auf welchen Strecken die 

neuen Züge sonst noch eingesetzt 

werden, ist indes noch nicht bekannt. 

 
Von links nach rechts: Berthold Huber, Vorstand Personenverkehr Dr. Richard Lutz, 

Vorstandsvorsitzender Deutsche Bahn AG Enak Ferlemann, Parlamentarischer 

Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur José María de 

Oriol Fabra, Vorstandsvorsitzender Patentes Talgo S.L.U.;  

Foto: DB AG / Hans-Christian Plambeck. 

 
Computer-Animation des neuen „ECx“; 

Gestaltung: Trincon AG / © Deutsche Bahn AG. 

http://www.dvwg.de/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&file=uploads/media/DVWG-Standpunkt_Verdoppelung_Passagierzahlen_im_Schienenverkehr_2030_01.pdf&t=1550484375&hash=ec7d029c7d5dc14443271c56bb1af2b8e46ba3ee
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Spendenaufruf 
Die GRV-Nachrichten werden über-

wiegend aus Spenden finanziert; sie 

beanspruchen den größten Teil des 

Budgets. Zur Fortsetzung ihrer Arbeit 

bittet die GRV daher weiter um Spenden. 

Bankverbindung: 

IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 

BIC = DUSSDEDDXXX 

Verwendungszweck: „steuerbegünstigte 

Spende für verkehrswiss. Arbeiten“. 

Die Gesellschaft für Rationale Verkehrs-

politik e.V. ist als gemeinnützig 

anerkannt. Sie erhalten (sofern wir Ihre 

Adresse kennen — bitte gegebenenfalls 

mitteilen) zeitnah und unaufgefordert eine 

Spendenquittung für das Finanzamt. 

Erfolgsfaktoren für den 

SPNV von morgen 

Am 21. Februar 2019 fand in Fulda 

die alljährliche Fachveranstaltung der 

Bundearbeitsgemeinschaft der Auf-

gabenträger des SPNV (BAG-SPNV) 

statt und zwar mit einem Teilnahme-

rekord von rund 350 Branchenvertre-

tern. Im Mittelpunkt der Veranstaltung 

standen die Erfolgsfaktoren für mehr 

Qualität im Schienenpersonennahver-

kehr (SPNV). 

Einen Schwerpunkt bildete dabei die 

Frage, wie Verkehrsverträge so ge-

staltet werden können, dass eine 

schnelle Reaktion auf Innovationen, 

neu auftretende Kundenbedürfnisse 

und eine sich ändernde Nachfrage 

möglich ist. Zur Einführung beschrieb 

die Präsidentin der BAG-SPNV, 

Susanne Henckel, die aktuelle politi-

sche Lage und die Herausforderungen 

der Branche. 

Professor Dr. Andreas Knie vom 

Wissenschaftszentrum Berlin machte 

deutlich, dass das Bekenntnis zur 

Schiene nichts nutze, wenn faktisch 

doch immer wieder der Straßenver-

kehr unterstützt werde, beispielsweise 

durch vielerorts immer noch kosten-

freien Parkraum. Da immer noch 

viele Menschen bevorzugt das eigene 

Auto nutzen, sei es notwendig Ge-

samtkonzepte zu entwickeln, die Car-

Sharing-, ÖPNV- und SPNV-Ange-

bote integrieren, um den Individual-

verkehr zu reduzieren. 

Andreas Schilling, DB Regio, und Dr. 

Rolf Erfurt, Nordwestbahn, beschrie-

ben aus Sicht der Eisenbahnunterneh-

men, welche Veränderungen in Wett-

bewerbsverfahren erforderlich sind, 

damit eine qualitative Verbesserung 

des Angebots in langlaufenden Ver-

kehrsverträgen möglich ist. Eine 

zentrale Forderung war, die Verträge 

flexibler zu gestalten, um auf neue 

Entwicklungen reagieren zu können. 

Im zweiten Themenblock des Vormit-

tags wurden wichtige Erfolgsfaktoren 

für mehr Fahrgäste im SPNV vorge-

stellt. Lara Söring, Abellio Rail Mittel-

deutschland, forderte einen durchgän-

gigen digitalen Vertrieb für alle Mobi-

litätsangebote, um mehr Fahrgäste für 

den SPNV zu begeistern. Dr. Meike 

Niedbal, DB Station & Service, zeigte, 

wie aus reinen Verkehrsanlagen smarte 

Bahnhöfe werden, die den Fahrgästen 

das Umsteigen erleichtern und darüber 

hinaus Dienstleistungen anbieten, die 

insbesondere für Pendler die Nutzung 

des SPNV attraktiver machen. Robert 

Ionescu, Mitglied der RRX-Projekt-

arbeitsgruppe, erläuterte, wie eine 

einheitliche Fahrgastinformation ge-

lingen kann. Dabei sei es insbesondere 

im Störungsfall wichtig, dass Fahr-

gäste zeitnah und unternehmensüber-

greifend auch mit Informationen zu 

Alternativen versorgt werden. 

Am Nachmittag stellte Dr. Thomas 

Schaffer, DB Netz, vor, wie durch 

Bündelung der in den kommenden 

Jahren notwendig werdenden Baumaß-

nahmen und durch kundenfreundliches 

Bauen die Auswirkungen für die 

Fahrgäste möglichst geringgehalten 

werden können. Er wies aber auch 

darauf hin, dass eine größere Robust-

heit des Gesamtsystems notwendig 

sei. Frank Gülicher, Leiter Manage-

ment Großprojekte der DB Netz, 

berichtete aus welchen Gründen bei 

großen Bauvorhaben zwischen Pla-

nungsbeginn und Fertigstellen im 

Durchschnitt 20 Jahre liegen und 

stellte dar, wie diese Zeit durch neue 

Verfahren verkürzt werden kann. 

Demnach können derartige Projekte 

durch die seit 2018 anwendbare Be-

darfsplanumsetzungsvereinbarung, 

das geplante neue Projektbeschleuni-

gungsgesetz, die Digitalisierung von 

Großprojekten und Optimierung der 

Prozesse in Zukunft um rund ein 

Viertel schneller umgesetzt werden. 

Weiterer Verkehr 

im Umweltverbund 

2018 erneuter Fahrgast-

rekord im Nahverkehr 

In der Jahrespressekonferenz des 

Verbands Deutscher Verkehrsunter-

nehmen (VDV) am 13. Februar 2019 

in Berlin präsentierten VDV-Präsident 

Ingo Wortmann und VDV-Haupt-

geschäftsführer Oliver Wolff vier 

Themen. 

1. ÖPNV-Bilanz 2018 

2018 sind die Fahrgastzahlen im 

Öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) erneut gestiegen. Insgesamt 

nutzten 10,4 Milliarden Kunden Busse 

und Bahnen. Der Fahrgastzuwachs fiel 

mit plus 0,6 Prozent allerdings deutlich 

geringer aus als in den Jahren zuvor. 

„Wenn man auf diesem hohen Gesamt-

niveau weiterwächst, und zwar seit 21 

Jahren hintereinander, dann ist das zu-

nächst mal ein positives Ergebnis und 

ein Erfolg. Dennoch zeigt sich immer 

deutlicher, dass wir vielfach an Kapa-

zitätsgrenzen stoßen. Vor allem der 

zunehmende Modernisierungs- und 

Ausbaubedarf unserer Infrastrukturen 

ist ein Hemmnis für weiteres Wachs-

tum. Für die Erneuerung von Strecken, 

Haltestellen und Bahnhöfen im städti-

schen ÖPNV fehlen inzwischen rund 

fünf Milliarden Euro. Mit Blick auf die 

umwelt- und klimapolitischen Ziele 

im Verkehrssektor müssen zeitnah Lö-

sungen gefunden werden. Wir fordern 

deshalb eine schnelle Einigung des 

Vermittlungsausschusses zur Erhö-

hung der GVFG-Mittel und zur Öff-

nung für die Finanzierung von Erneu-

erungsmaßnahmen“, so Wortmann. 

Einigung im Vermittlungs-

ausschuss für eine Grundgesetz-

änderung zur Gewährung von 

Finanzhilfen insbesondere im 

Bildungsbereich 

Nach der Föderalismusreform aus 

dem Jahr 2006 sollte das Gemeinde-

verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 

eigentlich auslaufen. Es war ein großes 

staatspolitisches Ziel, die Zuständig-

keiten zwischen Bund und Ländern 
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besser zu trennen. Mit dem Digital-

pakt musste der Gesetzgeber wieder 

etwas zurückbuchstabieren. 

Als Nebeneffekt wurde damit auch 

der Weg für die Fortführung des 

GVFG geebnet. Die Länder haben die 

Grundgesetzänderung zunächst abge-

lehnt, nicht weil sie etwas gegen die 

Investitionsmittel aus dem GVFG 

einzuwenden gehabt hätten, sondern 

weil der Bund mit den Mitteln auch 

eine Verwendungskontrolle dafür 

beanspruchte; der Digitalpakt hätte 

unter diesen Voraussetzungen stark in 

die Kernkompetenz der Länder, in die 

Bildungspolitik, eingegriffen. Mit dem 

nun gefundenen Kompromiss sind die 

Interessen sowohl des Bundes als auch 

der Länder unter einen Hut gebracht 

worden. 

Der Bundestag hat der Grundgesetz-

änderung am 20. Februar zugestimmt, 

der Bundesrat am 15. März 2019, so 

dass jetzt auch das GVFG wieder eine 

Grundlage hat. 

2. Zwischenbilanz 

Elektrobusse im ÖPNV 

Seit etwa vier Jahren werden im städ-

tischen Nahverkehr batteriebetriebene 

Elektrobusse eingesetzt, um den ohne-

hin schon geringen Emissionsausstoß 

weiter zu senken. Eine Zwischenbilanz 

des VDV zeigt, dass die Anzahl der 

bundesweit eingesetzten Elektrobusse 

kontinuierlich steigt und die neueste 

Fahrzeuggeneration ausgereifter und 

zuverlässiger ist als ihre Vorgänger. 

Dennoch bleiben große Herausforde-

rungen: Noch immer sind die bei den 

Busherstellern verfügbaren Stück-

zahlen zu gering, die Lieferzeiten 

betragen aktuell bis zu 18 Monate 

und die Preise für die Beschaffung 

der ohnehin teureren E-Busse steigen. 

3. Klimaschutzziele 

im Verkehr erreichen 

Der VDV hat mit seinen über 600 Mit-

gliedsunternehmen aus dem ÖPNV 

sowie dem Schienenpersonen- und 

-güterverkehr Szenarien für die Errei-

chung der Klimaschutzziele im Ver-

kehrssektor bis zum Jahr 2030 entwi-

ckelt. Angestrebt wird ein Wachstum 

des ÖPNV um 30 Prozent und des 

Schienengüterverkehrs um 22 Prozent. 

Nach Berechnungen des Verbandes 

könnte die Branche durch die vorge-

schlagenen Maßnahmen im Optimal-

fall jährlich weitere 15 Millionen 

Tonnen Kohlendioxid einsparen. Dies 

entspräche rund 20 Prozent der für 

die Erreichung der Klimaschutzziele 

im gesamten Verkehrssektor notwen-

digen Minderungen. Um diese Poten-

ziale auszuschöpfen, sind politische 

und unternehmerische Initiativen 

notwendig. Bei der Eisenbahn sind 

dafür vor allem der Masterplan 

Schienengüterverkehr und die Maß-

nahmen aus dem „Zukunftsbündnis 

Schiene“ umzusetzen. 

4. Notfallmanagement 

im Eisenbahnverkehr 

Der VDV fördert mit einem Koopera-

tionsvertrag zum Notfallmanagement 

die gegenseitige Hilfe und Unterstüt-

zung der Eisenbahnen bei Unfällen und 

Störungen. Der Beitritt steht allen rund 

250 Personen- wie Güterbahnen, Infra-

strukturbetreibern und Serviceeinrich-

tungen offen. „Der Branchenverband 

VDV und seine in ganz Deutschland 

tätigen Mitgliedsunternehmen bieten 

damit ein dichtes, nahezu lückenloses 

Netzwerk gegenseitiger Unterstützung 

über das gesamte bundesweite Schie-

nennetz. Ohne die offene und lösungs-

orientierte Zusammenarbeit unserer 

Mitglieder wäre dieser Kooperations-

vertrag nicht zustande gekommen. Ich 

bin mir sicher, dass die gegenseitige 

Unterstützung im Notfall reibungslos 

funktionieren wird. Denn unter Eisen-

bahnern hilft man sich, wenn es darauf 

ankommt, trotz aller Konkurrenz“, so 

Wolff. 

Stärkere Förderung 

des Radverkehrs 

Das Bundesumweltministerium ver-

öffentlichte am 01. November 2018 

einen neuen Förderaufruf „Klima-

schutz durch Radverkehr“. Über die 

Nationale Klimaschutzinitiative 

(NKI) werden künftig Modellprojekte 

gefördert, die unter anderem Städte 

und Gemeinden, aber auch Vereine 

und Unternehmen dabei unterstützen, 

attraktive Angebote für den Radver-

kehr zu entwickeln und dem erhöhten 

Fahrradaufkommen gerecht zu wer-

den. Ziel ist es, neben der Einsparung 

von Treibhausgasemissionen auch 

einen Beitrag zur Verbesserung der 

Lebensqualität vor Ort zu leisten. 

Bundesumweltministerin Svenja 

Schulze: „Jede zweite Autofahrt ist 

kürzer als fünf Kilometer — für viele 

Wege ist daher das Fahrrad eine prak-

tische und klimafreundliche Alterna-

tive. Häufig ist jedoch die vorhandene 

Infrastruktur für Fahrräder vor Ort 

nicht ausreichend. Hier setzen wir mit 

unserem Förderangebot an. Wir wol-

len dazu beitragen, den Radverkehr 

attraktiver und damit unsere Städte 

und Gemeinden klimafreundlicher 

und lebenswerter zu machen.“ 

Vom 01. August bis 31. Oktober 2019 

können Projektskizzen eingereicht 

werden. Aus allen Projektskizzen 

werden die besten Projekte ausge-

wählt und zur Antragstellung aufge-

fordert. Bewerben können sich Städte, 

Gemeinden, Unternehmen sowie 

Kooperationen von Kommunen, Ver-

bänden, Vereinen, Religionsgemein-

schaften mit Körperschaftsstatus und 

Hochschulen. 

Seit 2016 hat das Bundesumwelt-

ministerium bereits 38 Einzel- und 

18 Verbundvorhaben zum Radver-

kehr im gesamten Bundesgebiet mit 

einem Fördervolumen in Höhe von 

rund 85 Millionen Euro unterstützt. 

Weitere Informationen unter: 

www.klimaschutz.de. 

Neue Fahrzeuge 

für die „Zacketse“ 

Neben Stadtbahnen und Bussen prägen 

zwei weitere Verkehrsmittel das Ange-

bot der Stuttgarter Straßenbahnen AG 

(SSB): Die Seilbahn zum Waldfried-

hof und die Zahnradbahn zwischen 

dem Marienplatz und Degerloch — 

von den Einheimischen liebevoll 

„Zacketse“ genannt. 

Nun haben die SSB je drei neue Trieb-

wagen und Fahrradvorstellwagen für 

die Zacketse bestellt. Die Ersatzbe-

schaffung ist nötig geworden, da die 

bisherigen Fahrzeuge aus dem Jahr 

1982 ans Ende ihrer technischen und 

wirtschaftlichen Nutzungsdauer gelan-

gen. Sie wurden zwar bereits in den 

Jahren 1999 bis 2001 grundsaniert 

und mit neuer Fahrzeugleittechnik 

http://www.klimaschutz.de/radverkehr
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ausgestattet, aber die Ersatzteilbe-

schaffung wurde in den vergangenen 

Jahren immer schwieriger und lang-

wieriger, zumal die drei Hersteller 

AEG Berlin, MAN Nürnberg und 

SLM Winterthur nicht mehr am Markt 

tätig sind. Außerdem erfüllen sie nicht 

mehr die heutigen Anforderungen an 

Barrierefreiheit und das Behinderten-

gleichstellungsgesetz. 

Der Auftrag ging an Stadler in der 

Schweiz, dem aktuell einzigen Anbie-

ter von Zahnradbahnen weltweit. Der 

erste neue Triebwagen soll im Jahr 

2021 geliefert werden, die beiden 

anderen Fahrzeuge werden sukzessive 

bis zum Jahr 2022 ausgetauscht. Das 

gesamte Auftragsvolumen für die je 

drei Trieb- und Vorstellwagen, ein-

schließlich eines Ersatzteilpakets, 

beläuft sich auf 19,3 Millionen Euro. 

Davon übernimmt die Stadt Stuttgart 

7,5 Millionen Euro. Zusätzlich wird 

es vom Land Baden-Württemberg 

eine Förderung von 3 Millionen Euro 

geben. 

Die neuen Zahnradbahntriebwagen 

werden in einem rund über acht Me-

ter langen Bereich niederflurig und 

damit barrierefrei ausgestaltet sein. 

Über beide Fahrgasttüren ist dieser 

abgesenkte Raum erreichbar. Dort 

wird sich neben einigen Sitzplätzen 

auch die Mehrzweckfläche für Roll-

stühle und Kinderwagen befinden. 

Weitere Sitzgelegenheiten wird es im 

vorderen und im hinteren Wagenbe-

reich geben, drei Treppenstufen sind 

zu erklimmen, um dorthin zu gelan-

gen. Diese ungewöhnliche Bauweise 

ist erforderlich, um die Zahnradbahn-

technik im Unterboden unterzubrin-

gen. Dabei wird die Kapazität der 

Triebwagen mit 54 Sitzplätzen gleich 

bleiben, die der in Leichtbauweise 

gefertigten Vorstellwagen sich aller-

dings verdoppeln. Bis zu 21 Fahrräder 

wird die Zacketse künftig gleichzeitig 

vom Marienplatz nach Degerloch 

transportieren können. 

Um einen barrierefreien Einstieg zu 

ermöglichen, müssen noch einige 

Bahnsteige auf die Höhe des Fahr-

zeugbodens von 40 Zentimetern an-

gepasst werden. 

Deutschlandweit gibt es nur noch drei 

weitere Zahnradbahnen: Die Wendel-

steinbahn in Brannenburg im Kreis 

Rosenheim, die Bayerische Zugspitz-

bahn in Garmisch-Partenkirchen und 

die Drachenfelsbahn in Königswinter 

am Rhein — alle drei dienen dem 

touristischen Verkehr. Die Zacketse 

ist somit die einzige Zahnradbahn 

Deutschlands für den Alltagsverkehr. 

Verkehr 

in der Schweiz 

11,9 Milliarden Franken 

für den Ausbauschritt 2035 

Der Schweizer Bundesrat (Regierung 

der Eidgenossenschaft) will das Bahn-

angebot mit zusätzlichen Halb- und 

Viertelstundentakten an die steigende 

Nachfrage anpassen. Die Eisenbahn-

infrastruktur soll dazu bis 2035 für 

11,9 Milliarden Schweizer Franken 

ausgebaut werden. Der Bundesrat hat 

an seiner Sitzung vom 31. Oktober 

2018 die entsprechende Botschaft an 

das Parlament überwiesen. Aufgrund 

der Rückmeldungen aus der Vernehm-

lassung (Siehe Folge 110 der GRV-

Nachrichten, Seiten 23ff) wurden 

zusätzliche Projekte aufgenommen, 

so der bahntechnische Ausbau des 

Lötschberg-Basistunnels sowie Maß-

nahmen zur Aufwertung des Knotens 

Sankt Gallen und für Verbesserungen 

zwischen Basel, dem Jurasüdfuß und 

Genf. Für den Durchgangsbahnhof Lu-

zern und das Herzstück Basel sollen 

die Planungen fortgesetzt werden. 

Trotz laufender Ausbauten sind etli-

che Bahnstrecken überlastet oder 

werden mittelfristig an ihre Grenzen 

 
Gestaltungsentwurf für die neuen Wagen für die Stuttgarter Zahnradbahn; 

Foto: Stadler Rail / Stuttgarter Straßenbahnen AG. 
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stoßen. Dies gilt auch für zahlreiche 

Bahnhöfe. Um der stark wachsenden 

Nachfrage gerecht zu werden, schlägt 

der Bundesrat dem Parlament im 

Rahmen des Ausbauschritts 2035 vor, 

rund 11,9 Milliarden Franken in die 

Verbesserung der Eisenbahninfra-

struktur zu investieren. 

Der Ausbauschritt 2035 bringt im 

Personenverkehr schweizweit mehr 

Kapazität, was die prognostizierten 

Überlasten abbaut und attraktivere 

Angebote und neue Viertel- und 

Halbstundentakte möglich macht. Auf 

der West-Ost-Achse geschieht dies 

schwergewichtig am Genfer-See-

Bogen sowie in den Räumen Bern 

und Zürich. Insbesondere werden die 

Abschnitte Genf – Lausanne – Yver-

don-les-Bains – Biel/Bienne und 

Solothurn – Olten – Zürich– Winter-

thur ausgebaut. Zwischen Neuenburg 

und La-Chaux-de-Fonds wird die 

Linie modernisiert. 

Im Güterverkehr soll die Attraktivität 

sowohl auf der West-Ost- wie auf der 

Nord-Süd-Achse durch zusätzliche 

Kapazitäten und kürzere Fahrzeiten 

(Güterverkehrs-Expressnetz) erhöht 

werden. Die Verbindungen zwischen 

den großen Rangierbahnhöfen Lau-

sanne und Limmattal werden ausge-

baut und beschleunigt. Das Gleiche 

gilt für Verbindungen zwischen diesen 

Rangierbahnhöfen und dem Jurabogen 

bzw. der Ostschweiz. 

Die Finanzierung des Bahnausbaus 

ist über den Bahninfrastrukturfonds 

gesichert, den Volk und Stände 2014 

mit der Vorlage zu Finanzierung und 

Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) 

beschlossen haben. Das Parlament 

wird den Ausbauschritt 2035 voraus-

sichtlich 2019 beraten. 

Die Vernehmlassungsvorlage enthielt 

auch eine kleinere Variante eines 

Ausbauschrittes mit nur 7 Milliarden 

Franken bis 2030. Da sich alle Kan-

tone und die meisten Parteien für die 

größere Variante aussprachen, wird 

die kleinere nicht weiterverfolgt. 

Weitere Informationen zum Ausbau-

schritt 2035 finden sich unter: 

www.admin.ch. 

Der weite Weg von Simonetta 

Sommaruga ins UVEK 

Das politische System in der Schweiz 

unterscheidet sich erheblich von dem 

in Deutschland. Daher hier einige (be-

wusst vereinfachende) Erläuterungen 

zum Wechsel an der Spitze des 

Schweizer Verkehrsministeriums. 

Das Schweizervolk wählt alle vier 

Jahre das Parlament, welches aus 

zwei Kammern besteht. Die große 

Kammer — der Nationalrat — hat 

200 Abgeordnete proportional zur 

Wählerschaft aus den einzelnen Kan-

tonen, und wird nach dem Verhält-

niswahlrecht gewählt. Die kleine 

Kammer — der Ständerat — hat 46 

Mitglieder, pro Stand unabhängig von 

deren Größe zwei Abgeordnete. Ein 

Stand ist dabei in der Regel gleich 

einem Kanton, lediglich die Stände 

Appenzell, Basel und Unterwalden 

bestehen aus je zwei Kantonen (des-

wegen haben die Kantone Appenzell 

Inner- und Ausserrhoden, Basel Land-

schaft und Stadt sowie Nid- und Ob-

walden jeweils nur einen Sitz im Stän-

derat, während alle anderen Kantone 

jeweils zwei Sitze haben). Auch der 

Ständerat wird (am gleichen Tag wie 

der Nationalrat) direkt vom Volk ge-

wählt (und nicht wie in der deutschen 

Länderkammer, die dort Bundesrat 

heißt, von den jeweiligen Landesre-

gierungen gestellt). In der Schweiz ist 

Bundesrat die Bezeichnung für die 

Regierung der Eidgenossenschaft. 

National- und Ständerat schließen 

sich zur Wahl der Bundesräte zur 

Bundesversammlung zusammen (an-

sonsten tagen die beiden Kammern 

des Schweizer Parlaments in der 

Regel getrennt). Zu Beginn der Legis-

laturperiode wird der siebenköpfige 

Bundesrat gewählt (Erneuerungs-

wahl). Scheidet eine Bundesrätin oder 

ein Bundesrat während der Legis-

laturperiode aus, erfolgt eine Nach-

wahl bis zum Ende der Legislatur-

periode. Die Gewählten sind gleich-

berechtigt, es gibt weder Kanzlerin 

noch Kanzler, welche die Richtlinien 

der Politik vorgeben (wichtige Ent-

scheidungen werden ohnehin vom 

Volk in den viermal pro Jahr statt-

findenden direkten Abstimmungen 

 

getroffen). Das Parlament wählt nur 

die Personen, die Verteilung der Res-

sorts (Departements) machen diese 

anschließend unter sich aus; dabei 

wird nach einem ungeschriebenen 

Gesetz den Wünschen dienstälterer 

Magistratspersonen Vorrang vor den 

neu Hinzugekommenen gewährt. 

 
Bundesrätin Simonetta Sommaruga; 

Foto: © Schweizerische Bundeskanzlei. 

Als Bundesrat Moritz Leuenberger, 

Mitglieder der Sozialdemokratischen 

Partei (SP) der Schweiz, per Ende 

Oktober 2010 nach 15 Amtsjahren im 

Bundesrat, in denen er durchgehend 

dem Eidgenössischen Departement 

für Umwelt, Verkehr, Energie und 

Kommunikation (UVEK) vorstand, 

seinen Rücktritt erklärte, wählte die 

Bundesversammlung die Sozial-

demokratin Simonetta Sommaruga zu 

seiner Nachfolgerin. Allerdings bean-

spruchte zu diesem Zeitpunkt die 

Bundesrätin Doris Leuthard von der 

Christlichen Volkspartei (CVP) das 

UVEK, sie war zuvor seit 2006 Vor-

steherin des Eidgenössischen Volks-

wirtschaftsdepartements (EVD). Die-

ses wurde vom, zum gleichzeitig mit 

Sommaruga gewählten, aber lebens-

älteren Johann Schneider-Ammann 

von der Freisinnig-Demokratischen 

Partei (FDP) beansprucht, so dass für 

Sommaruga zunächst „nur“ das Eid-

genössische Justiz- und Polizeidepar-

tement (EJPD) verblieb. Mit dem 

Rücktritt von Leuthard aus dem Bun-

desrat zum Ende des letzten Jahres 

bot sich nun für Sommaruga die 

Chance, „sich das UVEK zu greifen“. 

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-72731.html
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Modernisierung von rund 

580 Bahnhöfen 

in der ganzen Schweiz 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) 

hat zusammen mit den Bahnen und 

dem Behinderten-Dachverband das 

weitere Vorgehen zur Umsetzung des 

Behindertengleichstellungsgesetzes 

(BehiG) an den Bahnhöfen und Eisen-

bahnhaltestellen festgelegt. Das BehiG 

trat 2004 in Kraft und sieht vor, dass 

nach einer Übergangsfrist von 20 

Jahren barrierefreie Zugänge zu den 

Bahnsteigen und Einstiege in die 

Züge möglich sind. Bis Ende 2023 

sollen rund 580 Schweizer Bahnhöfe 

modernisiert und mit niveaugleichem 

Einstieg besser zugänglich gemacht 

werden. Mit dem flächendeckenden 

Erneuerungsprogramm im Umfang 

von über drei Milliarden Franken sind 

umfangreiche Bauarbeiten verbunden. 

Weitere rund 100 Bahnhöfe werden 

nach 2023 angepasst. Dies geht aus 

dem ersten Standbericht zur Umset-

zung des BehiG an Bahnhöfen hervor, 

den das BAV am 06. Dezember 2018 

veröffentlicht hat. 

Um die Vorgaben des BehiG an den 

Bahnhöfen und Haltestellen aller Bah-

nen einheitlich und verhältnismäßig 

umzusetzen, hat das BAV 2017 eine 

vom Verband öffentlicher Verkehr 

(VöV) entwickelte Planungshilfe 

weiterentwickelt und mit dem Behin-

derten-Dachverband Inclusion Handi-

cap abgestimmt. Gegenüber der vom 

VöV erarbeiteten Vorlage ergaben 

sich rund drei Prozent mehr bauliche 

Anpassungen. 

Von den gut 1800 Bahnhöfen und 

Eisenbahnhaltestellen in der Schweiz 

sind aktuell bereits 41 Prozent autonom 

und spontan im Sinne des BehiG be-

nutzbar. Da sich darunter überdurch-

schnittlich viele größere Bahnhöfe be-

finden, profitieren heute 59 Prozent 

der Reisenden von der BehiG-Konfor-

mität. Nach den Umsetzungskonzepten 

der Bahnen sollen bis Ende 2023 rund 

580 weitere Bahnhöfe und Haltestellen 

angepasst werden. Damit werden 

dann 81 Prozent aller Ein- und Aus- 

steigenden auf 74 Prozent der Bahn-

höfe autonom und spontan reisen 

können. An den übrigen Bahnhöfen 

und Haltestellen werden die Bahnen 

Ersatzmaßnahmen anbieten, meist in 

Form von Personalhilfe. Damit wird 

die Vorgabe des BehiG, dass die Ver-

hältnismäßigkeit gewahrt werden 

muss, berücksichtigt. 

Am 06. Dezember 2018 informierte 

die SBB, dass sich an ihren Bahn-

höfen 58 Prozent der Reisenden dank 

Rampen und Lifte hindernisfrei be-

wegen und durch erhöhte Bahnsteige 

ebenerdig in die Züge ein- oder aus-

steigen können. Das ist zurzeit an 335 

von den insgesamt 747 Bahnhöfen der 

SBB der Fall. Durch große Umbauten 

sollen bis Ende 2023 93 Prozent der 

Reisenden autonom ein- und aus-

steigen können. 

Die Anpassungen sollen mit den lau-

fenden Ausbauprogrammen und dem 

ordentlichen Substanzerhalt koordi-

niert werden, damit jeder Bahnhof 

und jede Eisenbahnhaltestelle mög-

lichst nur einmal umgebaut wird. Die 

Finanzierung der Baumaßnahmen ist 

über die Leistungsvereinbarungen für 

den Substanzerhalt und die Eisen-

bahn-Ausbauschritte sichergestellt. 

Treffen des Landverkehrs-

ausschusses Schweiz — EU 

Der gemischte Ausschuss zum Land-

verkehrsabkommen zwischen der 

Schweiz und der Europäischen Union 

(EU) ist am 13. Dezember 2018 in 

Bern zu seinem 34. Treffen zusam-

mengetreten. Auf einige Themen wird 

kurz hingewiesen. 

Die Schweizer Delegation berichtete 

insbesondere über den Fortschritt bei 

der Umsetzung der Vorlage Organisa-

tion der Bahninfrastruktur. Das Ge-

setzespaket enthält auch neue Passa-

gierrechte und soll im Jahr 2020 in 

Kraft treten. 

Ein weiteres Thema war die neue Rolle 

der Europäischen Eisenbahnagentur. 

Im Rahmen der Umsetzung des 4. EU-

Eisenbahnpakets wird sie ab dem 16. 

Juni 2019 als neue zentrale Behörde 

alle Mehrländerzulassungen für 

Schienenfahrzeuge und einheitliche 

Sicherheitsbescheinigungen erteilen. 

Um die Kompatibilität der Verfahren 

in der Schweiz mit denen der EU 

aufrechtzuerhalten, passt die Schweiz 

derzeit ihre Gesetzgebung an. 

Die Schweizer Delegation stellte auch 

den Ausbauschritt 2035 der Eisen-

bahninfrastruktur vor. Der Bundesrat 

will 11,9 Milliarden Franken in etwa 

200 Projekte investieren. Das Bundes-

parlament wird voraussichtlich 2019 

darüber entscheiden. 

Die Delegationen tauschten sich auch 

über die Übernahme des EU-Besitz-

standes im Straßenverkehr aus, na-

 
Eine Reisende im Rollstuhl fährt im Bahnhof Luzern aus dem Niederflurzug; 

Foto: Flavia Trachsel (Keystone) / © SBB CFF FFS. 
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mentlich in Bezug auf die technische 

Kontrolle von Straßenfahrzeugen, 

und die möglichen Anpassungen bei 

der leistungsabhängigen Schwerver-

kehrsabgabe (LSVA) für Lastwagen 

der Kategorien Euro 4 und 5. 

Die Schweizer Delegation wurde vom 

Direktor des Bundesamts für Verkehr, 

Peter Füglistaler, angeführt. Die EU-

Delegation stand unter der Leitung 

von Eddy Liégeois, Referatsleiter in 

der Direktion für Landverkehr bei der 

Europäischen Kommission. Das 35. 

Treffen findet voraussichtlich im Juni 

2019 in Brüssel statt. 

Kurzmeldungen Schweiz 

Das Bundesamt für Verkehr, die 

Kantone Basel-Stadt und Basel-Land-

schaft, die SBB und die Deutsche Bahn 

haben ein Zielbild für die langfristige 

Entwicklung des Bahnknotens Basel 

verabschiedet. An der Sitzung der Po-

litischen Steuerung des Bahnknotens 

Basel vom 12. November 2018 wurde 

entschieden, dass den weiteren Arbei-

ten folgendes Szenario zugrunde ge-

legt wird: die Durchmesserlinie für 

die S-Bahn als Herzstück in Form ei-

nes Y, Halbstundentakt im internatio-

nalen Personenverkehr mit Deutsch-

land mit Halt im Badischen Bahnhof. 

Die Fortführung des Internationalen 

Personenverkehrs in die Schweiz 

wird in Abstimmung mit der DB 

weiter konkretisiert. Das „Zielbild 

Basel 2040“ muss in Bezug auf seine 

Wirtschaftlichkeit weiter optimiert 

werden. 

Der Verband öffentlicher Verkehr 

(VöV) hat am 23. November 2018 die 

Einführung von rauchfreien Bahn-

höfen mit Raucherbereichen auf den 

Bahnsteigen beschlossen. Diese Maß-

nahme soll die Aufenthaltsqualität der 

Kundschaft durch mehr Sauberkeit 

erhöhen und auch Reinigungskosten 

sparen. Diese schweizweite Branchen-

lösung gilt ab dem 01. Juni 2019, dann 

ist das Rauchen nur noch in markierten 

Bereichen auf Bahnsteigen sowie vor 

den Bahnhöfen erlaubt. 

Die Digitalisierung ermöglicht es in-

novativen Anbietern, unterschiedliche 

Verkehrsmittel wie den öffentlichen 

Verkehr (ÖV) sowie den Auto-, Taxi-, 

Velo- und Fußverkehr einfacher als 

bisher zu kombinieren. Damit sind 

maßgeschneiderte Angebote möglich. 

Damit multimodale Dienstleistungen 

einfacher angeboten werden können, 

will der Bundesrat mit einer Gesetzes-

änderung Drittanbietern den Zugang 

zum Fahrausweis-Vertrieb des ÖV 

ermöglichen. An seiner Sitzung vom 

07. Dezember 2018 hat er die ent-

sprechende Vernehmlassungsvorlage 

verabschiedet. 

Am 13. Dezember 2018 informierte 

die SBB über die Partnerschaft mit 

Eurotube, um im Wallis eine drei 

Kilometer lange Teststrecke für 

Hochgeschwindigkeitstransporte 

im Vakuum zu bauen. Damit will die 

SBB wichtige Erkenntnisse über diese 

für die Zukunft vielversprechende 

Transportart gewinnen. Eurotube ist 

eine gemeinnützige Forschungsorga-

nisation, die Technologien für nach-

haltige Hochgeschwindigkeitstrans-

portsysteme im Vakuum entwickelt. 

Diese Hyperloop-Technologie könnte 

ein großes Potential haben, um in 

Zukunft eine wichtige Rolle im Ver-

kehr zu spielen. Um die verschiede-

nen Komponenten — angefangen von 

der Röhre bis hin zu den Transport-

kapseln — unter realen Bedingungen 

zu testen, wird nun diese erste euro-

päische Hyperloop-Teststrecke reali-

siert. Die SBB übernimmt die Planung 

und Projektierung der Hyperlooptest-

strecke in Collombey-Muraz (Wallis), 

die Forschungs- und Teststrecke soll 

Geschwindigkeiten bis zu 900 Kilo-

meter pro Stunde ermöglichen. 

Der Bundesrat hat am 14. Dezember 

2018 die strategischen Ziele für die 

SBB für die Jahre 2019 bis 2022 

festgelegt und die bisherigen Eckwerte 

weitgehend beibehalten. Die bedeu-

tendste Änderung betrifft den Güter-

verkehrsbereich. Wie im Bericht 

„Evaluation der Weiterentwicklungs-

möglichkeiten von SBB Cargo“ vom 

01. November 2017 festgehalten, 

passt der Bundesrat das strategische 

Ziel für SBB Cargo an. Neu soll das 

Aktionariat von SBB Cargo für eine 

Minderheitsbeteiligung geöffnet, SBB 

Cargo stärker aus dem Konzern gelöst 

und der Verwaltungsrat von SBB 

Cargo um Drittpersonen ergänzt wer-

den. Seit dem 01. Januar 2019 führt 

die SBB die bisherige Division 

Güterverkehr als eine eigenständige 

Konzerngesellschaft. Die Entflech-

tung der SBB Cargo AG vom SBB 

Konzern erfolgt im Jahr 2019 schritt-

weise. Damit soll eine Drittbeteili-

gung an der SBB Cargo AG noch in 

diesem Jahr realisiert werden. 

Die Schweizer Bahnbranche entwi-

ckelt im Programm „Smartrail 4.0“ 

ein neues Verkehrsmanagement-

system für die durchgängige Planung 

und Steuerung des Zugverkehrs. 

Smartrail 4.0 ist ein gemeinsames 

Branchenprogramm der SBB, der 

BLS, der Schweizerische Südostbahn 

AG (SOB), der Rhätischen Bahn 

(RhB) und des Verbands öffentlicher 

Verkehr (VöV). Ziel ist es, die bereits 

hohe Auslastung des Personen- und 

Güterverkehrs bei bestehender Infra-

struktur um bis zu 30 Prozent zu 

steigern. Am 29. Januar 2019 infor-

mierte die SBB Medienvertreter, dass 

es gelungen ist, in einer Simulation 

die Machbarkeit von Smartrail 4.0 zu 

beweisen. Nun soll das neue System bis 

2028 in Etappen umgesetzt werden 

und die heutigen Systeme ablösen. 

Ein erstes Ziel ist die kurzfristige 

Fahrplanplanung, bei der das Ver-

kehrsmanagementsystem ab Ende 

2022 zum Einsatz kommen soll. Die 

Kundinnen und Kunden sollen dann 

von pünktlicheren Verbindungen 

sowie präziseren und schnelleren 

Informationen profitieren. 

Am 31. Januar 2019 präsentierte die 

SBB die ersten erneuerten IC-2000-

Fahrzeuge. Als Intercity-Züge ver-

binden sie Schweizer Zentren wie 

Genf, Bern, Brig, Zürich, Sankt Gal-

len, Luzern oder Chur. Mittlerweile 

sind einige rund 20 Jahre alt und so-

mit reif für eine umfangreiche Erneu-

erung: Zwischen 2019 und 2024 

werden im Industriewerk Olten die 

insgesamt 341 Wagen der IC-2000-

Flotte von Grund auf modernisiert, 

mit Investitionen von über 300 Milli-

onen Franken. 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) 

hat am 04. März 2019 vorgeschlagen, 

die Trassenpreise für die Nutzung 

der Schieneninfrastruktur ab 2021 

um jährlich rund 90 Millionen 

Franken zu senken. Diese Entlastung 

soll an die Kunden weitergegeben 

werden: Im Güterverkehr soll die 

Verlagerungspolitik gestärkt werden 

und im regionalen Personenverkehr 
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könnten mehr Mittel in attraktive 

Angebote investiert werden. Beides 

soll die Wettbewerbsfähigkeit des 

Schienenverkehrs verbessern. Das 

BAV hat nun dazu die Konsultation 

gestartet. Definitiv darüber entschei-

den wird der Bundesrat. 

Am 05. März 2019 begrüßte Anne-

marie Meyer, Geschäftsführerin des 

Glacier-Express (GEX) in Chur eine 

Gruppe der Bahnjournalisten Schweiz 

zu einer Testfahrt in der neuen Excel-

lence Class des GEX. Seit 02. März 

2019 setzt diese Luxusklasse neue 

Maßstäbe für exklusives Bahnfahren 

in den Schweizer Alpen. 20 Gäste 

können in verstellbaren Lounge-

sesseln von Fensterplätzen beste Aus-

sicht und höchsten Komfort genießen, 

einschließlich einer ausgezeichneten 

Bordküche. Die beiden neuen Wagen 

verkehren täglich je einmal in beide 

Richtungen. Der Glacier Express 

(GEX)verbindet seit 1930 Sankt 

Moritz mit dem autofreien Zermatt 

und nutzt die Meterspurgleise der 

Rhätischen Bahn sowie der Matter-

horn-Gotthard-Bahn. Die achtstündige 

Reise zwischen Sankt Moritz und 

Zermatt führt über 291 Brücken und 

durch 91 Tunnel. Seit anfangs 2017 

bis Ende 2018 sind die Gästezahlen 

um rund 25 Prozent gestiegen auf über 

230 000 im Jahr 2018. Meyer zeigte 

sich überzeugt, dass die neue Excel-

lence Class eine weitere Klientel 

ansprechen wird. 

Schifffahrt 

Abschaffung der meisten 

Binnenschifffahrts-Abgaben 

in Deutschland 

Zum 01. Januar 2019 hat das Bundes-

ministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI) die Abschaf-

fung der Abgaben für die Binnen-

schifffahrt umgesetzt. Damit wird die 

gewerbliche Güterschifffahrt jährlich 

um zirka 45 Millionen Euro entlastet. 

Diese Abschaffung wurde vor rund 

einem Jahr im Rahmen des Koaliti-

onsvertrags politisch vereinbart. 

Die Abschaffung erfolgte auch im 

Kontext der Senkung der Trassen-

preise im Schienengüterverkehr. 

Der Bund hat bisher auf den meisten 

Bundeswasserstraßen Abgaben von 

der gewerblichen Binnenschifffahrt 

erhoben. Mit der Verabschiedung des 

Bundeshaushalts 2019 wurde entschie-

den, diese Abgaben abzuschaffen. 

Ausnahmen sind der Nord-Ostsee-

Kanal und — aufgrund internationaler 

Abkommen — die Mosel. Die 

Wasserstraßen- und Schifffahrtsver-

waltung des Bundes hat dementspre-

chend die Abgabenerhebung bereits 

eingestellt. 

Drei neue Fähren für den 

Nord-Ostsee-Kanal 

Am 26. November 2018 teilte die 

Wasserstraßen- und Schifffahrtsver-

waltung des Bundes mit, dass bei der 

Werft Baltic Workboats in Estland drei 

neue 45-Tonnen-Fähren für den Nord-

Ostsee-Kanal bestellt wurden. Mit 

den Neubauten werden die ältesten 

drei Fähren ersetzt: „Nobiskrug“, 

Baujahr 1952, sowie „Hochdonn“ und 

„Audorf, jeweils Baujahr 1953. 

Die Fähren erhalten Hybridantriebe. 

Dadurch werden sich Brennstoffver-

brauch und Schadstoffemissionen 

deutlich reduzieren. Die neuen Fähren 

werden mit batterieversorgten Elektro-

antrieben ausgestattet, bei denen die 

Batterien sowohl von einem Diesel-

generator an Bord als auch mit einem 

automatisierten Landanschluss aufge-

laden werden können. 

Der Auftrag hat einen Wert von rund 

21 Millionen Euro. Die erste neue 

Fähre wird voraussichtlich 2020 in 

Betrieb gehen. 

Am Nord-Ostsee-Kanal verkehren 

zwölf 45-Tonnen-Fähren, plus zwei 

100-Tonnen-Fähren, außerdem stehen 

zwei 45-Tonnen-Reservefähren zur 

Verfügung. Da die Fähren regelmäßig 

gewartet werden, befinden sich alle in 

einem sicheren Betriebszustand. 

Dennoch ist vorgesehen, mittel- bis 

langfristig die gesamte Fährflotte am 

Nord-Ostsee-Kanal zu ersetzen. 

 
Der Glacier-Express mit dem Wagen der neuen Luxusklasse am 05. März 2019 im 

Kreuzungsbahnhof Nätschen (oberhalb Andermatt); 

Foto: Gunther Ellwanger. 
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Hafen Hamburg im 

Seehafen-Hinterlandverkehr 

auf der Schiene erfolgreich 

Deutschlands größter Universalhafen 

weist für das Jahr 2018 mit einem See-

güterumschlag von 135,1 Millionen 

Tonnen (minus 1,0 Prozent) einen 

leichten Rückgang aus. Im Seehafen-

Hinterlandverkehr auf der Schiene 

konnte Hamburg aber deutlich zule-

gen. Im landseitigen Hinterlandverkehr 

wurden im Jahr 2018 insgesamt 46,8 

Millionen Tonnen (plus 2,7 Prozent) 

und 2,44 Millionen Standardcontainer
2
 

(plus 4,7 Prozent) auf der Schiene 

transportiert. Mehr als 60 000 Güter-

züge mit rund 1,6 Millionen Wagen 

wurden in Hamburg auf den Gleisen 

der Hafenbahn 2018 abgefertigt. Damit 

wurde die Position Hamburgs als 

führender europäischer Eisenbahn-

hafen ausgebaut. 

Im Containerverkehr mit China nimmt 

neben dem Hauptverkehrsträger See-

schiff der Transport auf der Schiene 

deutlich zu. Für den Hamburger Hafen 

bleibt China auch 2018 der größte 

Handelspartner. Jeder dritte im Hafen 

umgeschlagene Container ist ein 

China-Container. In Ergänzung zu den 

seeseitigen Verbindungen im Verkehr 

mit China werden inzwischen über die 

„Neue Seidenstraße per Eisenbahn“ 

ab Hamburg wöchentlich mehr als 

235 Verbindungen angeboten. 

„Die Arbeiten für die Fahrrinnen-

anpassung haben bereits begonnen“, 

so Wirtschaftssenator Michael West-

hagemann bei der Pressekonferenz 

des Hafens am 18. Februar 2019. 

Vom Beginn der Baumaßnahmen zur 

Fahrrinnenvertiefung von Unter- und 

Außenelbe verspricht sich der Hafen 

auch ein positives Signal an die Ree-

der und Verlader im In- und Ausland. 

Große Container- oder Massengut-

schiffe können nach der Vertiefung 

rund 18 000 Tonnen mehr Ladung 

transportieren. 

Für das Jahr 2019 rechnet die Marke-

tingorganisation des Hamburger Ha-

fens mit einem deutlichen Wachstum 

zwischen drei und vier Prozent im 

Containerverkehr und einem stabilen 

Ergebnis beim Massengutumschlag. 

                                                 
2 Twenty-foot Equivalent Unit, kurz TEU. 

Straßenverkehr 

Verbändeallianz warnt 

vor Versorgungskollaps 

Eine Initiative der 14 führenden Ver-

bände aus Transport, Logistik, Indust-

rie und Handel hat gemeinsam einen 

Fünf-Punkte-Plan gegen Logistikeng-

pässe und Fahrermangel im Straßen-

güterverkehr aufgestellt und am 06. 

Dezember 2018 an Bundesverkehrs-

minister Andreas Scheuer übergeben. 

Die Initiative repräsentiert zirka 60 

Prozent der Wirtschaftsleistung 

Deutschlands und macht auf einen 

drohenden Versorgungskollaps auf-

merksam. 

Jedes Jahr scheiden in Deutschland 

etwa 67 000 Berufskraftfahrer aus 

dem Berufsleben aus. Es können 

jedoch nur knapp 27 000 neue Fahrer 

hinzugewonnen werden. Damit fehlen 

jährlich etwa 40 000 Fahrer, was 

inzwischen zu akuten Engpässen in 

der gesamten Logistikbranche führt, 

mit gravierenden Folgen für die ge-

samte deutsche Wirtschaft und die 

Gesellschaft. 

In dem Fünf-Punkte-Plan fordern die 

Verbände gemeinsame Anstrengungen 

von Politik, Wirtschaft und Gesell-

schaft. Sie zeigen die zentralen Hand-

lungsfelder auf, die schnellstens in 

einer gemeinsamen Arbeitsgruppe 

unter Beteiligung aller relevanten 

Bundesministerien konkretisiert und 

umgesetzt werden sollten: Mehr Wert-

schätzung und eine Erhöhung der 

Attraktivität des Fahrerberufs, die 

Verbesserung der Ausbildung und 

Qualifizierung, eine Imagekampagne, 

eine Verbesserung der Infrastruktur 

und eine umfassende Digitalisierungs-

strategie. 

Der vierseitige Fünf-Punkte-Plan (mit den 

Logos der 14 Verbände) kann herunterge-

laden werden: 

www.bgl-ev.de. 

Bahnen bauen Sicherheits-

vorsprung zur Straße aus 

Am 14. Februar 2019 präsentierte die 

Allianz pro Schiene mit dem Auto-

mobil-Club Verkehr (ACV) einen ak-

tuellen Sicherheitsvergleich. Danach 

hat die Eisenbahn ihren Sicherheits-

vorsprung gegenüber Pkw und Bus 

ausgebaut. Wer in Deutschland mit 

dem Zug statt dem Auto fuhr, ging im 

Zeitraum 2008 bis 2017 pro Perso-

nenkilometer ein über 56-mal geringe-

res Todesrisiko ein. Damit hat sich 

der Abstand im Vergleich zum Zehn-

jahreszeitraum 2007 bis 2016 noch 

einmal erhöht. Die Wahrscheinlich-

keit, sich bei einer Fahrt mit dem Zug 

zu verletzen, liegt laut der aktuellen 

Analyse sogar fast 133-mal niedriger 

als bei einer Autofahrt. 

Auch in allen 28 Ländern der Euro-

päischen Union ist die Bahn sicherer 

als das Auto. Im langfristigen Durch-

schnitt von 2007 bis 2016 starben 

EU-weit 0,13 Bahnreisende pro Mil-

liarde Personenkilometer. Deutschland 

erreichte nach den EU-Zahlen in die-

sem Zeitraum mit einem Wert von 

0,03 einen Platz in der europäischen 

Spitzengruppe. Dagegen verloren in 

der EU etwas mehr als drei Pkw-Insas-

sen pro Milliarde Personenkilometer 

ihr Leben. Ähnlich wie im Schienen-

verkehr schneidet Deutschland auch 

im Straßenverkehr im EU-Vergleich 

besser ab als der Durchschnitt. 

 
Getötete Reisende pro Milliarde Personenkilometer in ausgewählten Ländern; 

Quelle: Allianz pro Schiene 01/2019 auf der Basis von EU-Kommission (Mittel 2007-2016). 

http://www.bgl-ev.de/images/downloads/media_3312_3.pdf
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Mehr Straßenverkehrstote 

im Jahr 2018 

Im Jahr 2018 starben in Deutschland 

3265 Menschen bei Unfällen im Stra-

ßenverkehr. Wie das Statistische Bun-

desamt (Destatis) nach vorläufigen 

Ergebnissen am 27. Februar 2019 wei-

ter mitteilte, waren das 85 Todesopfer 

oder 2,7 Prozent mehr als im Jahr 

2017. Damit stieg die Zahl der Ver-

kehrstoten nach zwei Jahren Rückgang 

wieder an. Die Zahl der Verletzten 

nahm 2018 gegenüber dem Vorjahr 

ebenfalls zu, und zwar um 1,1 Pro-

zent auf rund 394 600 Personen. 

Die bisher vorliegenden detaillierten 

Ergebnisse für den Zeitraum Januar 

bis November 2018 zeigen, dass we-

niger Fußgänger im Straßenverkehr 

tödlich verunglückten (minus 25 Ge-

tötete oder minus 6,1 Prozent). Auch 

die Zahl der getöteten Insassen von 

Personenkraftwagen ging zurück (mi-

nus 27 Getötete oder minus 2,1 Pro-

zent). Dagegen kamen mehr Menschen 

auf Fahrrädern (plus 50 Getötete oder 

plus 13,6 Prozent) sowie Krafträdern 

(plus 57 Getötete oder plus 9,0 Pro-

zent) ums Leben. 

Neues Förderprogramm 

für Abbiegeassistenten 

Abbiegeassistenten sind technische 

Lösungen, die im Straßenverkehr Le-

ben retten können: Sie warnen Lkw- 

und Busfahrer, wenn diese beim Ab-

biegen Fußgänger oder Radfahrer 

gefährden würden. Da eine europa-

weite Lösung erst erarbeitet wird, 

setzt das Bundesverkehrsministerium 

(BMVI) mit der „Aktion Abbiegeas-

sistent“ seit 2018 nationale Anreize 

für eine freiwillige Verpflichtung. 

Das BMVI hat nun zusätzlich ein 

Förderprogramm für die freiwillige 

Aus- bzw. Nachrüstung von Lkw und 

Bussen mit Abbiegeassistenzsystemen 

aufgelegt. Das neue Förderprogramm 

hat ein Volumen von fünf Millionen 

Euro pro Jahr, und soll fünf Jahre gel-

ten. Ab dem 21. Januar 2019 konnten 

Anträge beim Bundesamt für Güter-

verkehr (BAG) gestellt werden. Die 

Nachfrage nach der Förderung war 

enorm: Bereits nach vier Tagen waren 

die 2019 zur Verfügung stehenden 

Mittel durch die Förderanträge ge-

bunden. Daher wurde das E-Service-

Portal der BAG für weitere Antrag-

stellungen geschlossen. 

Der BGL (Bundesverband Güterkraft-

verkehr Logistik und Entsorgung) wies 

am 25. Januar darauf hin, dass aktuell 

nur ein einziger Lkw-Hersteller einen 

Abbiegeassistenten ab Werk liefern 

kann, ein zweiter Hersteller soll im 

Frühjahr 2019 folgen, und dass das 

Förderprogramm des Bundes für Ab-

biegeassistenzsysteme als Vorausset-

zung für eine Förderung eine Allge-

meine Betriebserlaubnis vorschreibt, 

die bisher kein einziges Nachrüst-

system besitzt. 

Kraftfahrzeug-

neuzulassungen 2018 

Am 04. Januar 2019 informierte das 

Kraftfahrbundesamt über die Zulas-

sungszahlen im Jahr 2018, In der Jah-

resbilanz stehen insgesamt 3,44 Mil-

lionen neue Pkw, das sind 0,2 Prozent 

weniger als 2017. 63,6 Prozent (minus 

1,3 Prozent) der Neuwagen wurden 

gewerblich und 36,4 Prozent (plus 2,0 

Prozent) privat zugelassen. Der Anteil 

benzinbetriebener Pkw lag mit 62,4 

Prozent über dem Vorjahresniveau 

(57,7 Prozent); der Anteil dieselbe-

triebener Pkw wies in der Jahresbi-

lanz 32,3 Prozent (Vorjahr: 38,8 

Prozent) aus. 

Die alternativen Antriebe zeigten 

durchgehend eine positive Entwick-

lung. Erdgasbetriebene Pkw (10 804 / 

plus 190,2 Prozent) waren mit einem 

Anteil von 0,3 Prozent und flüssig-

gasangetriebene Pkw (4663 / plus 6,0 

Prozent) mit einem Anteil von 0,1 

Prozent im Jahr 2018 vertreten. Ein 

Anteil von 3,8 Prozent entfiel auf 

Fahrzeuge mit Hybridantrieb 

(130 258 / plus 53,8 Prozent), darun-

ter die Plug-in-Hybride (31 442 / plus 

6,8 Prozent) mit einem Anteil von 0,9 

Prozent. Elektro-Pkw (36 062 / plus 

43,9 Prozent) konnten einen Anteil 

von 1,0 Prozent ausweisen. 

Mehr als die Hälfte aller Neuzulas-

sungen entfielen auf die Segmente 

Kompaktklasse (22,0 Prozent), Ge-

ländelimousinen
3
 (18,3 Prozent), 

Kleinwagen (14,5 Prozent) und Mit-

telklasse (10,9 Prozent). Die Gelände-

limousinen verzeichneten mit plus 

20,8 Prozent den deutlichsten Zu-

wachs in der Jahresbilanz, gefolgt 

von den Wohnmobilen (plus 15,5 

Prozent) und der Oberklasse (plus 

12,4 Prozent). 

Auf dem Nutzfahrzeugmarkt lagen 

nur die Zugmaschinen (minus 2,9 

Prozent) und die Kraftomnibusse 

(minus 0,1 Prozent), unter dem Vor-

jahresniveau. Die Lastkraftwagen 

(plus 5,0 Prozent), Sattelzugmaschi-

nen (plus 3,0 Prozent) sowie die 

Sonstigen Kraftfahrzeuge (plus 3,7 

Prozent) schlossen das Jahr mit einem 

Plus ab. 

Luftfahrt 

Europäischer Luftfahrt-

Umweltbericht 2019 

vorgelegt 

Nach einer ersten Ausgabe 2016 haben 

die EU-Kommission, die EU-Agentur 

für Flugsicherheit, die Europäische 

Organisation zur Sicherung der Luft-

fahrt und die Europäische Umwelt-

agentur nun den zweiten Europäischen 

Luftfahrt-Umweltbericht vorgelegt. 

Zentrales Ziel des Berichts ist es, eine 

objektive und genaue Information zu 

den Umweltwirkungen des Luftver-

kehrs zu vermitteln. 

„Trotz signifikanter wirtschaftlicher 

und sozialer Nutzen des Luftverkehrs, 

tragen seine Aktivitäten zum Klima-

wandel, zur Lärmbelastung und zur 

örtlichen Luftverschmutzung bei, 

welche die Gesundheit und Lebens-

qualität der Europäer beeinträchtigen“ 

schreiben die Autoren. Anerkannt 

wird, dass „sowohl auf europäischer 

und einzelstaatlicher Ebene als auch 

von der Luftfahrtbranche selbst er-

hebliche Mittel investiert“ werden, 

um die ökologischen Wirkungen zu 

reduzieren. Allerdings reichten die 

Investitionen (technische Verbesse-

rungen, Flottenerneuerung) und eine 

                                                 
3
 Auch Sport Utility Vehicle, SUV, 

genannt 
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höhere Effizienz des Betriebs nicht 

aus, um die aus der Zunahme des 

Luftverkehrs resultierenden Umwelt-

belastungen auszugleichen. 

Von 2005 bis 2017 ist die Lärmbelas-

tung um 12 Prozent und der Kohlendi-

oxidausstoß um 16 Prozent gestiegen. 

Von 2017 bis 2040 soll die Anzahl 

der Flüge um 42 Prozent steigen, was 

zu mindestens 21 Prozent höherem 

Kohlendioxidausstoß und 16 Prozent 

höherem Stickoxidausstoß führen 

wird. 

Neben den Umweltwirkungen des 

Luftverkehrs gibt der Bericht einen 

Überblick der Luftfahrt und behandelt 

detailliert die Themen: Technologie 

und Design, nachhaltige Flugkraft-

stoffe, Luftverkehrsmanagement, 

Flughäfen und marktbasierte Instru-

mente, wie das europäische Emissions-

handelssystem oder die Emissions-

Reduktions-Strategie CORSIA (Car-

bon Offsetting and Reduction Scheme 

for international Aviation) der ICAO 

(Internationale Zivilluftfahrt Organi-

sation). 

Der 112-seitige „European Aviation 

Environmental Report 2019“ kann 

heruntergeladen werden: 

https://ec.europa.eu. 

Die aktuelle Entwicklung der Um-

weltauswirkungen des Luftverkehrs 

und ihre Trends stehen in krassem 

Gegensatz zu den Zielen des Pariser 

Klimaschutzabkommens. 

2,7 Millionen mehr Fluggäste 

ins Ausland als im Vorjahr 

Während des Sommerflugplans von 

April bis Oktober 2018 reisten 66,2 

Millionen Fluggäste von Deutschland 

ins Ausland. Wie das Statistische Bun-

desamt (Destatis) am 17. Januar 2019 

mitteilte, waren das gut 2,7 Millionen 

oder 4,3 Prozent Passagiere mehr als 

im Sommerflugplan 2017. 

Der innerdeutsche Flugverkehr nahm 

dagegen um 2,3 Prozent ab. Die Zahl 

der eingestiegenen Fluggäste im ge-

samten Luftverkehr für den Sommer 

2018 wuchs damit um 3,0 Prozent auf 

80,5 Millionen. Im Sommer 2017 

waren es noch 78,1 Millionen Passa-

giere gewesen. 

Die GRV appelliert an die Politik, die 

Ungleichbehandlung von Bahn- und 

Flugreisenden bei grenzüberschrei-

tenden Reisen zu beenden: Der Bahn-

reisende muss für den deutschen 

Streckenanteil 19 Prozent Mehrwert-

steuer bezahlen, der Flugreisende ist 

davon befreit 

Postwesen 

Motive des Verkehrswesens 

auf neuen Briefmarken 

Die Schweizer Post wartete am 

07. März 2019 mit einem ganzen 

Feuerwerk verkehrsbezogener Brief-

marken auf. 

 
Bildnachweis: 

© Post CH AG. 

Die erste Sondermarke widmet sich 

dem 200. Geburtstag von Alfred 

Escher (1819 bis 1882). Escher gilt 

als einer der wichtigsten Schweizer 

des 19. Jahrhunderts. Als Unternehmer 

fusionierte er 1853 die erste Schweizer 

Eisenbahn, die Nordbahn (auch als 

„Spanisch-Brötli-Bahn“ bekannt) mit 

der Zürich-Bodensee-Bahn zur 

Schweizer Nordostbahn. Unter seiner 

Ägide wurde eine ganze Anzahl wei-

terer Bahnstrecken gebaut. Auf politi-

schem Parkett war er der Wegbereiter 

für den Bau der Gotthard-Eisenbahn. 

Im 1863 gegründeten Gotthard-Komi-

tee war er Präsident. Der 1871 ge-

gründeten Gotthardbahngesellschaft 

stand er ebenfalls vor 

  

Bildnachweis: © Post CH AG. 

Im Jahr 1919 kurvten die ersten 

Schweizer Postautos durch die Berge. 

Vor 100 Jahren fuhren die gelben 

Busse erstmals die Linien Chur – Laax 

in Graubünden und Brig – Domodos-

sola über den Simplon. Seither sind 

die Strecken ein beliebtes Ausflugs-

ziel für Einheimische und Touristen. 

Die beiden Motive — ein Postauto 

mit einer Bergwelt im Hintergrund — 

erinnern an so manche Postkarte. 

 
Bildnachweis: 
© Post CH AG. 

Ebenfalls 100 Jahre ist es her, seit die 

Post in der Schweiz in die Luft ging: 

Am 08. Januar 1919 flog ein Doppel-

decker Häfeli DH-3 erstmals Kurier-

sendungen auf dem Luftweg. Der 63-

minütige Flug führte von Dübendorf 

(nahe Zürich) ins Berner Beundenfeld. 

Ein Jahr später waren Flugzeuge mit 

Postfracht bereits grenzüberschreitend 

in der Luft. So gelangte die Post viel 

schneller zu den Empfängern, was sich 

bald die Wirtschaft zu Nutze machte. 

Zudem feiern dieses Jahr auch die 

planmäßigen Passagierflüge in der 

Schweiz ein 100-jähriges Jubiläum. 

Literatur 

Statistischer Überblick über 

den Verkehr in der Schweiz 

Wie viele Kilometer legen die Ein-

wohnerinnen und Einwohner der 

Schweiz täglich zurück? Wie hoch ist 

der Anteil der Elektrofahrzeuge an 

den zugelassenen Personenwagen? Ist 

der Güterverkehr auf Schweizer Stra-

ßen „hausgemacht“ oder vor allem 

eine Folge des Warenaustauschs 

innerhalb der EU? Welche Verkehrs-

teilnehmer sind besonders häufig von 

Unfällen betroffen? Antworten auf 

diese und viele weitere Fragen bietet 

die am 10. Dezember 2018 erschie-

nene Publikation „Mobilität und Ver-

kehr 2018“ des Bundesamtes für 

Statistik. 

„Mobilität und Verkehr 2018“ bietet 

auf 60 Seiten und anhand von mehr 

als 100 kommentierten Grafiken und 

Karten einen umfassenden Überblick 

über das schweizerische Verkehrssys-

tem. Die Mobilitätsinfrastruktur und 

ihre Nutzung werden dabei ebenso 

beschrieben wie die gesellschaftli-

https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/2019-aviation-environmental-report.pdf
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chen Rahmenbedingungen des Ver-

kehrs und dessen Auswirkungen auf 

Mensch und Umwelt. 

Der Bericht „Mobilität und Verkehr 2018“ 

kann heruntergeladen werden: 

www.bfs.admin.ch. 

Bestellungen für gedruckte Berichte: 

order@bfs.admin.ch oder 

Telefon +41 58 463 60 60 

(Bestellnummer: 1130-1800, 

Preis: 14 Schweizer Franken). 

Digitalisierung in Mobilität 

und Verkehr — Schiene und 

öffentlicher Verkehr 

Schienen- und öffentlicher Verkehr 

bieten schon heute vieles, was mit der 

Digitalisierung erreicht werden soll: 

Intelligente Verkehrssysteme, Mobili-

tät als Dienstleistung, Sharing und 

Ressourcenschonung. Digitalisierung 

kann diese Vorzüge verstärken und 

Fragen wie Zuverlässigkeit, Flexibili-

tät und Kosten anders und ggf. besser 

beantworten. Die Autorin, Dagmar 

Rees, gibt einen Überblick, welche 

Fragen derzeit mit digitalen Lösungen 

bearbeitet werden. 

Der erste Teil des Buchs beschreibt 

die mit der Digitalisierung verbunde-

nen wichtigsten Technologien, die in 

ihrer Gesamtheit dazu führen, dass 

heute Lösungen für die Mobilitätsbe-

dürfnisse in der Gesellschaft möglich 

sind, die noch vor wenigen Jahren 

technisch nicht umsetzbar oder zu 

teuer waren. 

Im zweiten Teil zeigt Rees wie die 

Digitalisierung umgesetzt wird, wel-

che Gefahren, aber auch welche Zu-

kunftschancen damit verbunden sind. 

Der Fokus liegt dabei zunächst auf 

Schienen- und öffentlichem Verkehr, 

die als vernetzte Systeme den Mobili-

tätsbedarf sicher, effizient und klima-

freundlich abdecken. Da durch die 

Digitalisierung der Individualverkehr 

vernetzter wird, finden auch Aspekte 

des Straßenverkehrs Berücksich-

tigung. 

Das reich bebilderte Buch enthält ein 

E-Book im Pdf-Format und ist bei PMC 

Media House in Hamburg erschienen. 

Es hat 272 Seiten und kostet 49,00 Euro. 

ISBN 978-3-96245-162-2 

Das Buch ist in Buchhandlungen oder 

direkt beim Verlag (www.pmcmedia.com, 

office@pmcmedia.com) erhältlich. 

Verkehrs- und 

Technikgeschichte der 

Zwickauer Straßenbahn 

Die westsächsische Stadt Zwickau 

setzte bereits seit 06. Mai 1894 auf die 

elektrische Straßenbahn. Die steile 

Bahnhofstraße verhinderte einst den 

wirtschaftlichen Einsatz einer Pferde-

bahn. So entstand die erste rein elekt-

rische Straßenbahn Sachsens, welche 

in diesem Jahr ihr 125-jähriges Be-

stehen feiert. 

Zum Jubiläum wirft der Autor Dr. 

Steffen Schranil einen verkehrswissen-

schaftlichen Blick auf die elektrische 

Straßenbahn seiner Heimatstadt 

Zwickau. Das Buch „Verkehrs- und 

Technikgeschichte der Zwickauer 

Straßenbahn“ gliedert sich in: Infra-

struktur, Fahrzeuge und Betrieb des 

Bahnsystems. Es zeichnet die Ent-

wicklung zur heutigen Stadtbahn 

nach, welche erst 2005 ihre größte 

Ausdehnung erreichte. Erwähnens-

wert sind dabei insbesondere die 

technischen Zeitreihen nebst den 

Erklärungen zu den Konsequenzen 

ihrer Entwicklung und den zugrunde-

liegenden Motivationen. 

Dem umfangreichen Fachbuch waren 

jahrelange Recherchen in Archiven, 

bei den heutigen Städtischen Ver-

kehrsbetrieben Zwickau (SVZ) und 

mit Zeitzeugen vorausgegangen. 

Entstanden ist ein Buch, welches 

neben der fachlichen Ausarbeitung 

über 200 historische und aktuelle Ab-

bildungen, sowie zahlreiche Tabellen 

und Grafiken enthält. 

Ein Zukunftsblick rundet die Ausfüh-

rungen ab und lenkt auf die Perspek-

tive der heutigen Stadtbahn: Öffent-

liche Elektromobilität mit einem 

modernen und spurgebundenen Ver-

kehrssystem. Somit stehen die Ent-

wicklungen rund um die Zwickauer 

Straßenbahn stellvertretend für die 

Verkehrshistorie anderer Städte. 

Das Buch erscheint im Mai 2019 im 

Verlag Förster & Borries GmbH & Co. KG 

in Zwickau. Es hat ca. 200 Seiten und 

kostet 30,00 Euro. 

ISBN 978-3-944881-12-6. 

Vorbestellungen an: info@foebo.de. 

Veranstaltungen 

Optionen 

für mehr Elektromobilität 

auf der Schiene 

Über dieses Thema referierte Professor 

Dr.-Ing. Arnd Stephan, TU Dresden, 

am 10. Dezember 2018 bei der Mit-

gliederversammlung der Allianz pro 

Schiene in Berlin. Einleitend skizzierte 

er die oft überzogene Erwartungs-

haltung zur Elektromobilität: 

Alles wird elektrisch: 

 Fahrräder, Mopeds, Autos, Trans-

porter, Busse, Lkw, Schiffe, viel-

leicht sogar Flugzeuge 

 und natürlich auch die Dieselzüge 

 mit super-leistungsfähigen Batte-

rien in unbegrenzter Menge 

 produziert aus nachwachsenden 

Rohstoffen, die umweltfreundlich 

abgebaut werden 

 ohne hässliche und gefährliche 

Stromleitungen und Kraftwerke 

Fazit: Jetzt wird die Welt wirklich 

ganz schnell besser. 

 
Professor Arnd Stephan, TU Dresden, bei 

seinem Vortrag am 10. Dezember 2018; 

Foto: Allianz pro Schiene e.V. / 

Stephan Röhl. 

Nach einem Blick in die Vergangen-

heit ging Stephan auf die Elektrifizie-

rung von Bahnverkehren heute ein 

und betonte, dass: 

 Die Randbedingungen heute deut-

lich anders sind als in der Historie 

der frühen Straßenbahn- und 

Eisenbahnelektrifizierung. 

 Es heute hauptsächlich um 

Strecken mit weniger Verkehr 

geht und 

 dass dort der weltweit etablierte, 

antriebstechnisch einfache, 

betrieblich hoch flexible und 

wirtschaftliche Dieselantrieb 

Konkurrent ist, mit minimaler 

Infrastruktur: Nur Tankstelle und 

Abstellgleis! 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/mobilitaet-verkehr.assetdetail.1130-1800.html
mailto:order@bfs.admin.ch
http://www.pmcmedia.com/digitalisierung
mailto:office@pmcmedia.com
mailto:info@foebo.de
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Zunächst ging der Referent dann auf 

eine vollständige Elektrifizierung 

des Schienennetzes ein. Vom deut-

schen Netz mit ca. 34 000 Kilometer 

Länge sind aktuell 59 Prozent elektri-

fiziert; die elektrische Transportleis-

tung beträgt zirka 90 Prozent. Eine 

aktuelle Untersuchung im Rahmen 

der MKS (Mobilitäts- und Kraftstoff-

strategie der Bundesregierung) kam 

zum Ergebnis, dass der Elektrifizie-

rungsbedarf im Restnetz etwa 18 500 

Kilometer umfasst, wobei etwa 

16 000 Kilometer eingleisige Stre-

cken sind; die Gesamtkosten wurden 

mit 21 Milliarden Euro beziffert. 

Stephan kommentierte dies mit den 

Worten: „Vieles, was sich wirklich 

lohnt, steht schon im BVWP [Bundes-

verkehrswegeplan] und eine umfang-

reiche elektrische Streckenausrüstung 

rentiert sich auf Regionalstrecken mit 

wenig Verkehr selbst langfristig meist 

nicht.“ 

Als neuen Ansatz der MKS soll aus-

gehend vom Zielnetz 2030 des BVWP 

eine Teilelektrifizierung erfolgen, 

bei der neben Regionalverkehrs-

strecken auch Güterverkehrs- und 

Umleitungsstrecken durchgehend 

elektrifiziert werden. 100 zusätzliche 

Ladestationen für Batteriezüge sollen 

keine „elektrische Lücke“ größer als 

40 Kilometer entstehen lassen. Der 

Investitionsbedarf beträgt nur zirka 

ein Drittel gegenüber der Vollelektri-

fizierung. 

Der Referent erläuterte auch die 

Elektrifizierung mit alternativen 

Antrieben und wies darauf hin, dass 

es derzeit weltweit etwa 50 Projekte 

zu Hybridantrieben mit elektrischen 

Energiespeichern als Prototypen und 

Kleinserien gibt (siehe Bericht unten). 

Stephan vertiefte besonders das Thema 

Elektrifizierungswürdigkeit. Bei 

ihrem aktuellen Bewertungsverfahren 

vermisst er: 

 eine ökonomische Bewertung 

über den gesamten Lebenszyklus 

mit realistischen Nutzungs- bzw. 

Abschreibungsdauern 

 eine differenzielle Sachbilanz: 

Welche heutigen Materialien wer-

den zukünftig wodurch ersetzt, wo 

entstehen ggf. Engpässe? 

 eine ökologische Bewertung nicht 

nur für die Betriebsphase, sondern 

inklusive Herstellung, Bau und 

Entsorgung. 

Die Schlussfolgerungen von 

Professor Stephan lauteten: 

 Die Grundrichtung „Mehr Elektro-

verkehr“ stimmt. Davon kann vor 

allem die Schiene profitieren. 

 Aktuell besteht die Gefahr, dass 

viele proprietäre Lösungen entste-

hen. (… für jede Strecke ein spe-

zielles Fahrzeug mit spezifischer 

Infrastruktur …) 

 Elektroverkehr ist immer ein 

Infrastruktur-Thema! (… ganz 

gleich ob mit Oberleitung, Nach-

ladung, Betankung / Distribution). 

 Infrastruktur heißt: langfristiger 

Planungs- und Finanzierungsvor-

lauf. Und meist auch: öffentliche 

Mitsprache. 

 Hinsichtlich der Rechtssicherheit 

für Errichtung und Betrieb von 

Ladeinfrastruktur sind noch viele 

Fragen offen. 

 Erfolgreich werden diejenigen 

sein, die die Migration in den Be-

stand (Betrieb, Technik / Instand-

haltung, Wirtschaftlichkeit) gut 

hinbekommen. 

Erfolgreiche Premierenfahrt 

des weltweit ersten 

Brennstoffzellenzugs in 

Baden-Württemberg 

Am 31. Januar 2019 präsentierte 

Alstom gemeinsam mit der SWEG 

(Südwestdeutsche Landesverkehrs- 

AG) den weltweit ersten Brennstoff-

zellen-Triebzug für den Regionalver-

kehr Coradia I-Lint auf der Mittelge-

birgsstrecke von Offenburg nach 

Freudenstadt, die einen Höhenunter-

schied von über 500 Metern aufweist. 

„Wir konnten im Schwarzwald zeigen, 

dass dieses Fahrzeug nicht nur im 

Flachland zuverlässig fährt, sondern 

auch große Höhenunterschiede prob-

lemlos bewältigen kann“, resümierte 

Dr. Jörg Nikutta, Geschäftsführer von 

Alstom in Deutschland und Öster-

reich. 

Dieser Coradia I-Lint wurde auf der 

Innotrans 2016 erstmals der Öffent-

lichkeit vorgestellt (siehe Folge 107 

der GRV-Nachrichten, Seite 37). Seit 

September 2018 sind zwei Prototypen 

auf der rund 100 Kilometer langen 

(flachen) Strecke Cuxhaven – Buxte-

hude im kommerziellen Einsatz und 

ersetzen auf dieser nicht elektrifizier-

ten Strecke Dieseltriebwagen. Bei den 

Brennstoffzellenzügen fallen im Be-

trieb keine Abgase an, aus dem Aus-

puff strömt Wasserdampf. Die Brenn-

stoffzellen wandeln Wasserstoff und 

Luft in Wasser um, wodurch Strom 

entsteht, der die Lithium-Ionen-Akkus 

an Bord auflädt und den Elektromotor 

antreibt. 

Züge mit Brennstoffzellen- oder Bat-

terietechnik sind eine umweltverträg-

liche Alternative für Strecken, deren 

Elektrifizierung unwirtschaftlich ist. 

Eine solche alternative Antriebstech-

nologie soll voraussichtlich von 2021 

an im Netz der von der SWEG betrie-

benen Ortenau-S-Bahn zum Einsatz 

kommen. 

 
Brennstoffzellenzug Coradia I-Lint am 31. Januar 2019 nach der erfolgreichen Testfahrt im 

winterlichen Freudenstadt; 

Foto: Gunther Ellwanger. 
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9. ÖPNV-Innovations-

kongress des Landes Baden-

Württemberg in Freiburg 

Vom 12. bis 14. März 2019 trafen 

sich zum neunten Mal Vertreter aus 

Politik, Wirtschaft und Wissenschaft 

sowie aus Verkehrsunternehmen und 

-verbünden im Konzerthaus Freiburg. 

Mehr als 600 Teilnehmer aus dem 

Bundesgebiet und dem benachbarten 

Ausland haben teilgenommen, als 

sachkundiger Moderator fungierte 

erneut Markus Brock (3-Sat, SWR). 

Der diesjährige Kongress stand unter 

dem Motto: „Smart, vernetzt und 

digital: Die Mobilität von morgen.“ 

Bereits am Vorabend des Kongresses 

wurde auf drei Ebenen des Konzert-

hauses eine Fachausstellung mit 

44 Ausstellern eröffnet und Steffen 

Lehmann vom Mitteldeutschen Ver-

kehrsverbund erläuterte flankierende 

Finanzierungsinstrumente als Basis 

für die Modernisierung des Nahver-

kehrs. 

Martin Horn, Oberbürgermeister 

der Stadt Freiburg, wies in seinem 

Grußwort am 13. März 2019 auf die 

Notwendigkeit der Einhaltung der 

Klimaziele hin, dabei sei Freiburg mit 

zwei neuen Straßenbahnstrecken auf 

gutem Weg. Innerhalb des Rahmen-

programms konnten die Kongressbe-

sucher eine Informationsfahrt auf 

der rund 2 Kilometer langen Neubau-

strecke vom Europaplatz (früher „Am 

Siegesdenkmal“) über den Rotteck-

ring und die Kronenbrücke (überquert 

die Dreisam) zum vorhandenen Netz 

machen. Der neue Abschnitt besitzt 

fünf barrierefreie Haltestellen und 

weitgehend Rasengleise. Auf dem 

Rotteckring konnten auch die neu 

gestalteten innerstädtischen Verkehrs-

räume bewundert werden mit Fuß-

gängerzone und Fahrradstraße. Zwei 

Tage später fand am 16. März 2019 

mit einem Stadtfest die offizielle 

Einweihung dieser Strecke statt. Sie 

wird von der Linie 5 ausschließlich 

mit Niederflurfahrzeugen in nun 

veränderter Linienführung befahren. 

In seinem verkehrspolitischem State-

ment am 13. März 2019 unterstrich 

Verkehrsminister Winfried Her-

mann die Rolle Baden-Württembergs 

für eine moderne Mobilität und be-

tonte: „Zentrale Ziele der öffentlichen 

Mobilität von morgen sind die Klima- 

und Kundenfreundlichkeit. Wir brau-

chen einen raschen Umstieg auf sau-

bere und elektrische Antriebe — 

damit wir unsere Klimaschutzziele 

erreichen und die Luft- und Lärmbe-

lastungen deutlich senken.“ 

Professor Dr.-Ing. Professor e. h. 

Wilhelm Bauer, Institutsleiter, 

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirt-

schaft und Organisation präsentierte 

in seinem Leitvortrag das Thema: 

„Öffentlicher Nahverkehr 4.0: 

Elektrisch, intelligent und digital 

vernetzt die anstehenden Herausfor-

derungen bewältigen“. Die Heraus-

forderungen für Städte und Regionen 

sieht Bauer in der hohen Verkehrs-

dichte, dem Stadt-Land-Gefälle, der 

Umweltbelastung, den sich ändernden 

Verkehrsbedürfnissen und dem weiter 

steigenden Mobilitätsbedarf. Die Zu-

kunft des ÖPNV liegt im klassischen 

ÖPNV ergänzt durch visionäre Ver-

kehrsmittel, Sharing-Services und 

Smart Mobility, so Bauer. 

In fünf parallelen Workshops mit je 

vier Vorträgen konnten tiefergehende 

Diskussionen geführt werden. Auf 

drei Vorträge wird kurz eingegangen. 

Was hindert uns daran, öffentliche 

Verkehrsmittel zu nutzen? Antworten 

darauf gab Carl-Heinz Schneider 

vom ADAC. Als Hindernisse für die 

Nutzung des ÖPNV in Städten ergab 

eine Umfrage des ADAC 2017 fol-

gende Reihung: 

 fahre lieber mit dem Auto 

 Ticketpreise sind zu hoch 

 ungeeignet, um Sachen zu trans-

portieren 

 Fahrt dauert länger 

 zu viele Menschen auf engem 

Raum 

 keine Direktverbindung vorhan-

den. 

Diese bundesweite Studie ermittelte 

die beste Nutzung des ÖPNV in den 

Städten: Berlin, Hamburg und Mün-

chen. 

Danach informierte Schneider über 

eine entsprechende Studie für den 

ländlichen Raum, deren Daten im 

September 2018 mit mindestens 200 

Interviews je Bundesland erhoben 

wurden. Danach waren zwei Drittel 

der Befragten Vielnutzer des Indivi-

dualverkehrs, nur 8 Prozent Vielnut-

zer des ÖPNV und des Fahrrads. Als 

zentrale Barrieren für eine häufigere 

Nutzung des ÖPNV ermittelte diese 

Studie: Fehlende Direktverbindungen, 

einen unzureichenden Takt und die zu 

lange Fahrtdauer. Umgekehrt sind 

Verbesserungen bei diesen Aspekten 

wichtige Voraussetzungen, um Men-

schen zum Umsteigen auf den ÖPNV 

zu motivieren. Der 150 seitige ADAC 

Monitor „Mobil auf dem Land“ kann 

heruntergeladen werden: 

www.adac.de. 

 
Als Blickfang des ÖPNV Kongresses 2019 diente dieser „Carl-E“-Kombi, ein emissions- 

und barrierefreies London-Taxi, das mit seiner digitalen Einrichtung für Sammelverkehre 

oder Tür zu Tür Angebote geeignet ist; 

Foto: Gunther Ellwanger. 

https://www.adac.de/-/media/pdf/motorwelt/adac-monitor-mobil-auf-dem-land.pdf?la=de-de&hash=41555ED11BCAED1A595AA3944691C9EA86479777
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„Pünktlich ans Ziel: Digitale Ver-

kehrssteuerungskonzepte für Bus und 

Bahn“ lautete das Thema von Pro-

fessor Dr.-Ing Jürgen Krimmling, 

TU Dresden. Als Basis für einen ver-

lässlichen ÖPNV forderte Krimmling 

Pünktlichkeit und ein gutes operatives 

Verkehrsmanagement. Die Digitali-

sierung nannte er als Voraussetzung 

für moderne Verkehrssteuerungs-

systeme, die den ÖPNV und den 

Individualverkehr verknüpfen sollten. 

Krimmling widersprach einer absolu-

ten Bevorzugung des ÖPNV und 

plädierte für eine qualitätsgerechte 

Steuerung der Lichtsignale. Fahrer-

assistenzsysteme können den Fahrern 

von Straßenbahnen Empfehlungen für 

die Dauer des Haltestellenaufenthalts 

und die Geschwindigkeit geben. Dies 

hat auf der Nord-Süd-Verbindung in 

Dresden die Qualität des ÖPNV ver-

bessert ohne die des Individualver-

kehrs zu mindern. 

 
Professor Jürgen Krimmling, TU Dresden, 

präsentierte beim ÖPNV Kongress 

digitale Verkehrssteuerungskonzepte, 

insbesondere für Straßenbahnen; 

Foto: Gunther Ellwanger. 

Oberbürgermeister Boris Palmer 

referierte über „Ticketfreier Nahver-

kehr — nicht nur an Samstagen. Tü-

bingen geht neue Wege“. Seit Februar 

2018 gibt es im Stadtverkehr von 

Tübingen an Samstagen einen ticket-

freien und damit für den Kunden 

kostenlosen Nahverkehr. Dies hat im 

ersten Jahr zu 20 Prozent mehr Fahr-

gästen geführt. Palmer forderte, auch 

in der Bundesrepublik einen Versuch 

mit einem kostenlosen ÖPNV an allen 

Tagen durchzuführen. Tübingen und 

sein Stadtrat stünden zur Verfügung. 

Lediglich 14 Stadtbusse müssten 

beschafft werden. Bereits vor einem 

Jahr habe er die Bundesregierung 

aufgefordert, Tübingen für 2 Jahre 

mit jeweils 10 Millionen Euro zu 

fördern. Nach Tallinn und Dünkirchen 

sei es an der Zeit, auch in Deutsch-

land einen Versuch mit einem Nulltarif 

zu unternehmen, um neue Erkenntnis-

se zu gewinnen. 

Den dritten Kongresstag am14. März 

2019 eröffnete Ingo Wortmann, Vor-

sitzender der Geschäftsführung der 

Münchner Verkehrsgesellschaft 

(MVG) mit dem Vortrag: „Mehr Fahr-

gäste gewinnen: Wie steigern wir die 

Nachfrage?“ Aktuell rechnet die MVG 

mit einem weiteren jährlichen Wachs-

tum der Fahrgäste von einem Prozent. 

Klimaziele und Luftreinhaltung er-

fordern eine Veränderung des Modal 

Split zugunsten des ÖPNV. Wortmann 

rechnet damit, dass sich die Hauptver-

kehrszeit auf den Münchner Straßen 

im Jahr 2030 durchgehend von 6 bis 

20 Uhr erstrecken wird. Dank der 

ÖV-Offensive der Rathaus-Koalition 

sollen die U-Bahn, die Tram (beson-

ders: Westtangente, Nordtangente) 

und das Busnetz weiter ausgebaut 

werden. Der klassische ÖPNV soll 

durch einen Service on Demand mit 

dem Kombi „Isartiger“ ergänzt wer-

den. Wortmann informierte über 

zahlreiche weitere Maßnahmen, da-

runter: 

 Testbetrieb für autonomes Fahren 

von Kleinbussen in Vorbereitung 

 Ausbau des Mietradsystems 

 Mobilitätsstationen zur Bünde-

lung der Angebote (Münchner 

Freiheit ist realisiert) 

 „Mobility Inside“ von DB, RMV 

und MVG, das nun bei 10 Pilot-

partnern getestet werden soll. 

Das Thema „Innovative Marketingan-

sätze für die Frequenzsteigerung im 

öffentlichen Nahverkehr“ wurde von 

Professor Dr. Sven Köhler, Duale 

Hochschule Baden-Württemberg, 

Stuttgart präsentiert. Der Vortragende 

ging kurz auf verschiedene Möglich-

keiten ein: Auto verbieten, Auto-

nutzung verteuern und kostenloser 

ÖPNV. Der Nulltarif in Tallin hat laut 

Köhler kaum neue Nutzer akquiriert, 

der Anstieg der Fahrgastzahlen resul-

tierte insbesondere aus der Substitution 

von Fußwegen. Daher plädierte er für 

einen attraktiveren ÖPNV sowie die 

Veränderung seiner Wahrnehmung so-

wie das Brechen von Gewohnheiten. 

Letzteres durch: Einstellungsänderung 

gegenüber den Verkehrsmitteln und 

Nutzen aus dem Verkehrsmittel richtig 

wahrnehmen. 

Im Rahmen des Kongresses hat das 

Verkehrsministerium Baden-Würt-

temberg die Preisträger des diesjäh-

rigen ÖPNV-Innovationspreises 

geehrt. Die Urkunden überreichte der 

Leiter der Abteilung Öffentlicher 

Verkehr Gerd Hickmann. Der Preis 

wurde in zwei Kategorien verliehen 

und ist mit je 5000 Euro dotiert. Zu-

sätzlich wurde ein mit 1000 Euro 

dotierter Sonderpreis vergeben. 

Der Sonderpreis ging an die Stadt 

Pfullendorf als kommunales Eisen-

bahninfrastrukturunternehmen und 

den Bodensee-Oberschwaben Ver-

kehrsverbund für die Wiederbele-

bung der sogenannten „Räuber-

bahn“ für den Freizeitverkehr. Das 

Innovative Gesamtkonzept umfasst 

Infrastruktur, Marketing und Verkehr. 

Seit dem Frühjahr 2018 verkehren 

von Mai bis Oktober an Sonn- und 

Feiertagen je drei Zugpaare auf der 

reaktivierten Bahnstrecke Pfullendorf 

– Ostrach – Altshausen mit dem Ziel, 

mehr Fahrgäste zum Umsteigen zu 

bewegen und den Tourismus zu bele-

ben. 

Die beiden örtlichen Verbände ZRF 

(Zweckverband Regio-Nahverkehr 

Freiburg) und RVF (Regio-Verkehrs-

verbund Freiburg) konnten sich mit 

dem Projekt „Standard 22“ durch-

setzen. Das Projekt bereitet den bar-

rierefreien Haltestellenausbau im 

ÖPNV bis 2022 vor. Alle rund 1500 

Haltestellen im Verbandsgebiet wur-

den systematisch digital erfasst, da-

nach folgte die Einstufung der Halte-

stellen nach der Verkehrsbedeutung 

in vier Kategorien. Gemeinsam mit 

Betroffenenverbänden, den Verkehrs-

unternehmen und den Straßenbaulast-

trägern werden Ausbaustandards de-

finiert, die eine vollständige Barriere-

freiheit im öffentlichen Personennah-

verkehr bis zum Jahr 2022 ermögli-

chen sollen. 

Mit Blick auf den Ausbau des ÖPNV-

Angebots im ländlichen Raum hat die 

Verkehrsgesellschaft Main-Tauber 

den Preis gewonnen. Mit einem flä-

chendeckenden Ruftaxi-System in 
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Form einer Korridorbedienung konnte 

im dünn besiedelten Main-Tauber-

Kreis ein verbindliches ganzjähriges 

Mobilitätsangebot realisiert werden. 

Das Ruftaxi ergänzt das bestehende 

Bus- und Bahnangebot: Während der 

Schulferien und an Sonn- und Feier-

tagen verkehrt es im Zwei-Stunden-

Takt. Insgesamt konnten 2018 rund 

13 000 Fahrgäste befördert werden, 

die Tendenz ist steigend. 

Der 9. ÖPNV Innovationskongress 

des Landes Baden-Württemberg war 

hervorragend organisiert und bot gute 

Gelegenheiten zu Kontakten. Die 10. 

Folge findet 2021 erneut in Freiburg 

statt. Weitere Informationen: 

https://vm.baden-wuerttemberg.de. 

Personalia 
Seit dem 01. Oktober 2018 ist Dr. 

Bernd Rosenbusch neuer Geschäfts-

führer des Münchner Verkehrs- und 

Tarifverbundes (MVV). Er folgt auf 

Alexander Freitag, der in den Ruhe-

stand trat. Rosenbusch war davor 

Vorsitzender der Geschäftsleitung der 

Bayerischen Oberlandbahn (BOB). 

Wolfgang Arnold, Technischer Vor-

stand und Vorstandssprecher der 

Stuttgarter Straßenbahnen AG (SSB), 

trat nach 45 Jahren im Dienst des 

Stuttgarter Nahverkehrs zum 31. De-

zember 2018 in den Ruhestand. Sein 

Nachfolger ist seit 01. Januar 2019 

Thomas Moser, bisher Leiter des 

Unternehmensbereichs Schienenfahr-

zeuge der SSB. 

Bundesrätin Simonetta Sommaruga 

ist neue Leiterin des Eidgenössischen 

Departements für Umwelt, Verkehr, 

Energie und Kommunikation (UVEK); 

sie hatte 8 Jahre lang das Justiz- und 

Polizeidepartement geleitet. Somma-

ruga folgt auf Doris Leuthard, die 

zum 31. Dezember 2018 aus der 

Regierung zurückgetreten war. 

Thorsten Krenz ist seit dem 01. 

Januar 2019 neuer Konzernbevoll-

mächtigter der DB AG für Baden-

Württemberg, er leitete bisher das 

Hauptstadtbüro der Konzernleitung in 

Berlin. Krenz folgt auf Sven Hantel, 

der in den Vorstand der DB Station & 

Service AG wechselte. 

Am 07. Februar 2019 wurde der Prä-

sident des Deutschen Verkehrssicher-

heitsrats (DVR), Dr. Walter Eichen-

dorf, von der Hochschule Bonn-

Rhein-Sieg zum Professor berufen. 

Eichendorf wird ab sofort die For-

schung und Lehre im Fachbereich 

„Sozialpolitik und Soziale Sicherung“ 

ergänzen. 

Andreas Feicht, seit 2007 Vorsitzen-

der der Geschäftsführung der WSW 

Wuppertaler Stadtwerke GmbH und 

der Verkehrstochter WSW mobil, 

wechselte zum 01. Februar 2019 als 

beamteter Staatssekretär für Energie 

und Digitales ins Bundeswirtschafts-

ministerium. 

Nach der Gründung der „Autobahn 

GmbH des Bundes“ (bisherige Fir-

mierung „Infrastrukturgesellschaft 

des Bundes für Autobahnen und an-

dere Bundesfernstraßen“) wurde zum 

01. März 2019 die Geschäftsführung 

neu besetzt. Zum Vorsitzenden wurde 

Stephan Krenz bestimmt, vormals 

Deutschland-Chef von Abellio. Gun-

ther Adler, bisher (beamteter) Staats-

sekretär für den Baubereich im Bundes-

ministerium des Innern, für Bau und 

Heimat hat die Verantwortung für das 

Personal. Anne Rethmann; komplet-

tiert die Geschäftsführung und über-

nimmt den Bereich Finanzen; sie war 

zuvor bei einem EDV-Unternehmen 

in der Gesundheitsbranche tätig. 

Die Leitung von Abellio Deutschland 

übernimmt interimsweise, bis ein 

Nachfolger für Stephan Krenz be-

stimmt ist (siehe oben), Dirk Snel, 

der Finanzgeschäftsführer des Unter-

nehmens. 

Werner Overkamp, Geschäftsführer 

der Stadtwerke Oberhausen GmbH 

(Stoag), wurde am 13. März 2019 zum 

neuen Vorsitzenden des Verwaltungs-

rates Bus gewählt und übernimmt 

damit zugleich das Amt des Vizeprä-

sidenten für den Bereich Bus im Ver-

band Deutscher Verkehrsunterneh-

men (VDV). Sein Vorgänger Ingo 

Wortmann hatte nicht mehr kandi-

diert, da er im November 2018 zum 

VDV-Präsidenten gewählt wurde. 

Der Vorstand des VDV, bestehend 

aus dem Präsidenten und den fünf 

Vizepräsidenten, ist damit nun wieder 

komplett besetzt 

Am 18. März 2019 gab die Stadt Düs-

seldorf die Neubesetzung des Vor-

stands der Rheinbahn AG bekannt, 

nachdem sich das Unternehmen am 

31. Oktober 2018 vom Vorstands-

vorsitzenden Michael Clausecker 

getrennt hatte. Arbeitsdirektor Klaus 

Klar, der das Unternehmen seither 

kommissarisch geführt hatte, wird 

jetzt offiziell Vorstandsvorsitzender. 

Der Vorstand wird auf drei Personen 

vergrößert, neu berufen werden sollen 

Sylvia Lier, bisherige Leiterin von 

DB Connect (zuständig für die DB-

Carsharing-Tochter „Flinkster“ und 

den Fahrradverleih „Call a Bike“), 

sowie Michael Richarz, bisheriger 

Chef der Stabsstelle Strategie der 

Rheinbahn. 

Pierre Timmermans wird zum 01. 

April 2019 Vorstand Vertrieb und 

Marketing von DB Cargo. Er folgt 

auf Raimund Stüer, der zum 30. 

November 2018 ausgeschieden ist. 

Die BLS AG muss zwei Positionen in 

der Geschäftsleitung neu besetzen. 

Peter Fankhauser, Leiter Bahnpro-

duktion, verlässt das Unternehmen 

zum 30. April 2019 und steigt bei der 

Signal AG ein, einem Spezialisten für 

Signalisation, Information, Parkraum-

bewirtschaftung, Markierung und Ver-

kehrslenkung. Daniel Leuenberger, 

Leiter Informatik, verlässt das Unter-

nehmen zum 31. Mai 2019, um eine 

neue berufliche Herausforderung au-

ßerhalb der Bahnbranche anzunehmen. 

Magdalena Weigel wird ab 01. Juli 

2019 Vorstandsmitglied für Personal- 

und Sozialfragen der Nürnberger 

VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft. 

Sie tritt damit die Nachfolge von 

Karl-Heinz Pöverlein an, der zum 

30. Juni 2019 in den Ruhestand geht. 

Elke van Zadel tritt zum 01. Juli 2019 

in den Vorstand der Üstra Hannover-

sche Verkehrsbetriebe AG ein und 

verantwortet dort die Bereiche Tech-

nik, IT und Infrastruktur. Sie bleibt 

gleichzeitig in der Geschäftsführung 

der Regiobus GmbH, scheidet aber 

aus der Verwaltung der Region Han-

nover aus, wo sie den Fachbereich 

Verkehr leitete. 

Helmut Eichhorn wird zum 01. Juli 

2019 neuer Geschäftsführer der 

Schweizer Tariforganisation „CH-

Direct“. Er ersetzt die interimisti-

https://vm.baden-wuerttemberg.de/index.php?id=13664
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schen Co-Geschäftsführenden Jean-

nine Pilloud und Markus Thut. Eich-

horn war bisher Mitglied der Ge-

schäftsleitung der Transports publics 

fribourgeois SA, dem öffentlichen 

Verkehrsbetrieb des Kantons Freiburg. 

Supplement zu den 

GRV-Nachrichten 
Die GRV-Nachrichten sprengen regel-

mäßig den angestrebten Rahmen von 

zirka 36 Seiten. Dabei wurde bisher 

schon häufig eine gewisse Anzahl 

fertig geschriebener Artikel gelöscht, 

um den Rahmen einigermaßen einzu-

halten. 

Wir haben uns daher entschieden, 

zusätzlich zu den weiterhin gedruck-

ten Folgen der GRV-Nachrichten 

Supplemente herauszugeben, die als 

Pdf-Datei auf unserer Internetseite 

www.GRV-Nachrichten.de veröffent-

licht werden. 

Supplemente können zu beliebigen 

Terminen erscheinen. In jeder Folge 

der gedruckten GRV-Nachrichten 

listen wir auf, welche Supplemente 

demnächst erscheinen oder seit der 

letzten Folge der GRV-Nachrichten 

zusätzlich erschienenen sind. Leser, 

die keinen Internet-Zugang haben, 

oder einzelne oder alle Supplemente 

lieber in gedruckter Form haben wol-

len, können bei der GRV Ausdrucke 

zum Selbstkostenpreis bestellen. 

In Kürze erscheint folgendes Supp-

lement und kann dann von unserer 

Internetseite heruntergeladen werden: 

114a: Am 17. Januar 2019 trafen sich 

der Vorstandsvorsitzende der Deut-

schen Bahn AG, Dr. Richard Lutz, 

sowie seine Kollegen Ronald Pofalla 

(Infrastruktur), Berthold Huber (Per-

sonenverkehr) und Alexander Doll 

(Finanzen, Güterverkehr und Logistik) 

in Berlin mit Bundesverkehrsminister 

Andreas Scheuer sowie Abgeordneten 

des Deutschen Bundestages, um die 

Lage des Unternehmens zu beraten. 

Die DB-Spitze stellte dabei einen 

Fünf-Punkte-Plan vor, der bereits 

konkrete Verbesserungen für die 

kommenden Monate enthält. 

Impressum 
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